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Deutliche Signale 

Mit einer Paketforderung von sieben Pro¬ 
zent ist die IG BAU in die Tarifrunde ge¬ 
startet. Die Gewerkschaft bereitet sich auf 
harte Auseinandersetzungen vor. 
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Schriftsteller und Kommunist 

„Die revolutionäre Aufgabe eines Schrift¬ 
stellers ist es gut zu schreiben“, so Gab¬ 
riel Garcia Märquez. Der Literatur-Nobel¬ 
preisträger ist am 17. April verstorben. 
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Leisetreten ist nicht angesagt! 


A lljährlich begehen die Arbei¬ 
terinnen auf der ganzen Welt 
den 1. Mai als ihren Kampf¬ 
und Feiertag und demonstrieren ih¬ 
ren Kampfeswillen für die Würde 
und Rechte der arbeitenden Men¬ 
schen. Auch in Deutschland, mit gu¬ 
tem Grund. War und ist es doch das 
deutsche Kapital und sein geschäfts¬ 
führender Ausschuss - die Bundes¬ 
regierung - denen es durch ihre Ex¬ 
portorientierung und ihre langfristi¬ 
ge Strategie der Lohnsenkung durch 
die Agenda 2010 gelang, die Arbeits¬ 
welt zu prekarisieren, die Arbeiter¬ 
schaft einzuschüchtern und ihre öko¬ 
nomisch/politisch führende Position 
in Europa weiter auszubauen. 

Das aggressive ökonomische Auf¬ 
treten des deutschen Imperialismus 
in Europa hat die Verschuldung der 
Nachbarländer und den sich auswei¬ 
tenden Niedriglohnsektor im Inne¬ 
ren zur Folge. Die scheinbare Kri¬ 
senfestigkeit wird erkauft durch die 
Senkung des Lebensstandards für die 
Bevölkerung nicht nur in den EU-Pe- 
ripherieländern sondern auch hier¬ 
zulande. 

„Gute Arbeit. Soziales Europa“ - 
unter diesem Motto steht der Aufruf 
des Deutschen Gewerkschaftsbun¬ 
des (DGB): „Am 1. Mai demons¬ 
trieren wir für die Würde und Rechte 
der arbeitenden Menschen. 2014 ist 
das Jahr wichtiger Weichenstellun¬ 
gen für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer (...). Der gesetzliche 
Mindestlohn von 8,50 Euro wird die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Millionen von Menschen ver¬ 
bessern (...). 2014 ist das Jahr der 
Betriebsratswahlen. Die Demokra¬ 
tie darf nicht vor den Werkstoren 
und Bürotürmen Halt machen (...). 
Deshalb brauchen wir mehr Mitbe¬ 
stimmung, mehr Rechte für die Be¬ 
triebs- und Personalräte, auch beim 
Einsatz von Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen. 2014 ist das Jahr der Eu¬ 
ropawahlen (...). Europas Krise ist 
längst nicht ausgestanden. Niedrige 
Wachstumsraten, hohe Arbeitslosig¬ 
keit, vor allem unter jungen Men¬ 


schen, und zunehmende Armut - die 
Folgen der rigorosen Sparpolitik sind 
verheerend. Diese Politik muss eben¬ 
so gestoppt werden wie der Abbau 
von sozialen Errungenschaften und 


Arbeitnehmerrechten. (...). Wir wol¬ 
len für die Menschen in Deutschland 
und Europa gute Arbeit, ein sicheres 
Auskommen und ein Leben in Wür¬ 
de! Wir wollen: einen gesetzlichen 
Mindestlohn von 8,50 Euro - Würde 
kennt keine Ausnahmen; eine Rente, 
die zum Leben reicht (...); Investitio¬ 
nen in Bildung und Ausbildung; eine 
bessere Vereinbarkeit von Arbeit 
und Privatleben; Schluss ist mit der 
Diskriminierung von Frauen - auch 
in der Bezahlung; (...) die bessere Fi¬ 
nanzierung eines handlungsfähigen 
Staates durch die großen Vermögen. 

Unsere Geschichte verpflichtet 
uns - 100 Jahre nach Ausbruch des 
1. Weltkriegs und 75 Jahre nach Be¬ 


ginn des 2. Weltkriegs - zum Handeln 
gegen Krieg und Intoleranz, Rassis¬ 
mus und Antisemitismus. Der 1. Mai 
ist unser Tag der Solidarität und kein 
Ort für Nazis“. 


Soweit so gut. Warum aber stehen 
im gleichen Text auch Sätze wie die¬ 
se: „Nach Jahren der Deregulierung 
machen sich Politik und Gesellschaft 
endlich auf den Weg zu einer neuen 
Ordnung der Arbeit. Das gilt auch 
für die Stärkung der Tarif autonomie.“ 
Wird der unter dem Deckmantel 
„Tarifeinheit“ daherkommende An¬ 
griff der Unternehmer zur faktischen 
Einschränkung des Streikrechts 
übersehen? Und warum fordert der 
DGB „Mitbestimmungsrechte beim 
Einsatz von Leiharbeitnehmern und 
der Vergabe von Werkverträgen“ 
statt deren Abschaffung? Weshalb 
findet sich keine Aussage zu den ge¬ 
genwärtigen nicht nur Verbraucher¬ 


und Umwelt- sondern auch Arbeiter¬ 
rechte bedrohenden Verhandlungen 
zu einem Transatlantischen Handels¬ 
abkommen TTIP -? Und scheinbar 
hat es sich noch nicht bis zum DGB 


herumgesprochen, dass Kriege nicht 
„ausbrechen“ sondern gemacht wer¬ 
den. Der DGB-Aufruf ist geprägt 
vom Irrglauben der Zähmbarkeit 
des Kapitalismus, die Kritik an seiner 
Erscheinungsform daher sehr leise. 
Doch: Allzu leise vorgetragene For¬ 
derungen erleiden das Schicksal der 
„Stillen Post“, sie kommen nur völlig 
entstellt und nicht wiedererkennbar 
beim Empfänger an. Leisetreterei 
ist immer, besonders aber am 1. Mai 
nicht angesagt. Zu Recht heißt es 
daher im Mai-Aufruf der DKP ( sie¬ 
he auch Seite 5): „Wer von der Krise 
spricht, darf vom Kapitalismus nicht 
schweigen.“ 

Manfred Dietenberger 



Talsohle durchschritten 

Friedensbewegung zieht positive Bilanz der Ostermärsche - 
Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag 


Kassel, 21. April 2014 - Zum Ab¬ 
schluss der diesjährigen Ostermär¬ 
sche zog der Sprecher des Bundes¬ 
ausschusses Friedensratschlag eine 
erste Bilanz: 

Wochenlang wurde die Friedensbe¬ 
wegung von Medienvertretern mit 
der Frage konfrontiert: Wo bleibt 
denn die Friedensbewegung in der 
Ukraine Frage? Was sagt sie denn zu 
der Annexion der Krim? Wo ist denn 
ihre Kritik an Russland? 

Und immer dann, wenn die Frie¬ 
densbewegung sich dazu äußerte, 
Kommentare abgab oder ausführli¬ 
chere Stellungnahmen veröffentlich¬ 
te, wurden sie entweder gar nicht zur 
Kenntnis genommen oder es tauch¬ 
ten individuelle Äußerungen in Leser¬ 
briefen oder Blogs auf. 

Die Ostermärsche 2014 legten be¬ 
redt Zeugnis davon ab, dass die Frie¬ 


densbewegung zur Ukraine etwas zu 
sagen hat und darüber hinaus noch 
jede Menge gute Vorschläge zu an¬ 
deren Themen hat. 

Wir haben bei über 80 Ostermär¬ 
schen, die durch ca. 100 Orte führten, 
mehr als 230 Redebeiträge gezählt, die 
sich mit der Agenda der Friedenbewe¬ 
gung befasst haben. Zur Ukraine ist 
das Fazit im Detail durchaus bunt, in 
der zentralen Aussage aber eindeutig: 
Der Hauptverursacher der politischen 
und militärischen Krise in und um Uk¬ 
raine ist nicht Russland, sondern der 
Westen. Die EU-Osterweiterung und 
das Heranrücken der NATO an die 
russischen Grenzen konnten nicht 
unbeantwortet bleiben. Ein Land, das 
sich militärisch umzingelt wähnt, muss 
Gegenmaßnahmen ergreifen -zumal 
wenn dessen Einkreisung den vom 
Westen gegebenen Garantien nach 


dem Ende der Blockkonfrontation 
eklatant widerspricht. Man muss nicht 
russophil oder ein Freund Putins sein, 
um zu dem Schluss zu kommen, dass 
es besser ist, „ein Russlandversteher 
zu sein als ein Kriegsflüsterer“, wie es 
Peter Strutynski auf der Schlusskund¬ 
gebung in Nürnberg am Ostermontag 
ausdrückte. 

Im Übrigen lag den Ostermär¬ 
schen eine gemeinsame Stellungnah¬ 
me des „Bundesausschusses Frie¬ 
densratschlag“ und der „Kooperation 
für den Frieden“, den beiden großen 
Netzwerken der deutschen Friedens¬ 
bewegung, vor, worin der differenzier¬ 
te Standpunkt der Friedensbewegung 
zum Ausdruck gebracht wurde. Er 
wurde an vielen Orten verlesen oder 
als Erklärung verteilt und stieß auf 
allgemeine Zustimmung der Oster¬ 
marschierer. 


Ein anderes Thema der Ostermär¬ 
sche waren die Auslandseinsätze. Es 
gibt weder in der Bevölkerung (das 
zeigen zahlreiche Umfragen) noch 
in der Friedensbewegung irgendein 
Verständnis für Bundeswehreinsät¬ 
ze - sei’s in Afghanistan, sei’s in Af¬ 
rika -, noch gibt es Verständnis für 
die Bereitschaft der Bundesregie¬ 
rung und des Bundespräsidenten, 
„mehr militärische Verantwortung in 
der Welt“ wahrzunehmen. Dem vor 
20 Jahren gestarteten 100-Miliarden- 
Aufrüstungsprogramm der Bundes¬ 
regierung zeigte die Friedensbewe¬ 
gung genauso die rote Karte wie den 
politisch und ethisch inakzeptablen 
Rüstungsexporten. 


Fortsetzung auf Seite 4 


Thema der Woche 


40 Jahre 

Nelkenrevolution 

Der 25. April 1974 bleibt in Portugal 
aktuell 

Seite 77 ,72 und 73 



Xaiko kommt zum 
UZ-Pressefest 

Antifaschistischer Triki-Ska 
aus dem Baskenland 

Der erste Deutschland- 
Auftritt der neuen 
Formation Xaiko 
aus dem Basken¬ 
land findet Ende 
Juni auf dem UZ- 
Pressefest in Dortmund 
statt. Bei der Triki-Ska-Band handelt es 
sich allerdings um alte Hasen der Sze¬ 
ne: Frontman Xabi Arakama ist Mit¬ 
begründer der Gruppe Ze Esatek und 
hat in den vergangenen Jahren auch 
bei der Katalanischen Band Obrint Pas 
Musik gemacht, die sich leider aufge¬ 
löst hat. Zwei weitere Mitglieder der 
Band kommen von der Gruppe Kao- 
tika. Die Musiker wissen also, was auf 
der Bühne zu tun ist und sie wissen, 
warum sie nach Dortmund kommen: 
„Wir kommen, weil wir die deutschen 
Kommunisten in ihrem Kampf unter¬ 
stützen aber auch mit ihnen feiern wol¬ 
len. ,Zusammen kämpfen - zusammen 
feiern‘ ist auch bei uns das Motto vieler 
Aktionen. Wir sagen: „Jaiak bai,borro- 
ka ere bai“. Zum Beispiel bei den rie¬ 
sigen Festivals zur Unterstützung un¬ 
serer politischen Gefangenen im Bas¬ 
kenland, bei denen wir oft dabei sind. 

Musikalisch ist die BRD für uns 
Neuland. Politisch wissen wir aber, 
dass es das Land von Frau Merkel ist, 
die die Troika anführt, und auf die wir 
nicht gut zu sprechen sind. Die Idee ein 
Konzert quasi vor ihrer Haustür zu ma¬ 
chen gefällt uns. Wir werden ihr entge¬ 
gen schreien, was wir von dem System, 
das sie vertritt, halten. Außerdem freu¬ 
en wir uns auch darauf, die Genossen 
von Bandista aus der Türkei und viele 
andere Freunde in Dortmund zu tref¬ 
fen, mit ihnen zu feiern, zu singen und 
uns auszutauschen. 

Wir treten auf dem Pressefest am 
Freitag auf dem Antifa-Konzert der 
SDAJ auf. Was Antifa bedeutet, wis¬ 
sen wir sehr gut und was Faschismus 
bedeutet auch. Der Franco-Faschismus 
ist immer noch nicht besiegt, das be¬ 
kommen wir im Baskenland jeden Tag 
zu spüren. Der König, den viele hier 
in eurem Land so sympathisch finden, 
wurde von Franco selbst eingesetzt um 
die Kontinuität des Systems zu gewähr¬ 
leisten, ... aber von alledem singen wir 
euch mehr auf dem UZ-Fest. Wir tre¬ 
ten noch ein zweites Mal am Samstag 
auf. Wir freuen uns auf euch!“ 

Mit Xaiko (sprich Schaiko) sprach Stefan Natke 


Nur noch 
9 Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 


Weiteres siehe Seite 8 und 15 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Warum und wofür am 
i. Mai demonstrieren? 


Ich demonstriere am 1. Mai, weil ich 
den Gedanken einer internationalen 
Kundgebung, in der gleichzeitig in al¬ 
len Ländern und in allen Städten an 
einem bestimmten Tag die Arbeiter an 
die öffentlichen Gewalten ihre Forde¬ 
rungen richten, heute noch genauso 
zeitgemäß finde wie 1889. 
Gewerkschaften wurden gegründet, 
um der Konkurrenz der Arbeitenden 
untereinander ihren Zusammenschluss 
zu gemeinsamer Aktion entgegenzu¬ 
setzen. Dafür ist der 1. Mai jedes Jahr 
aufs Neue ein anschauliches Symbol. 

Achim Bigus, Osnabrück 

IG Metall, Vertrauenskörperleiter bei 

Volkswagen Osnabrück 




Für mich ist der 1. Mai auch ein Zei¬ 
chen dafür, wie wir als Beschäftigte, 
als Arbeitslose, als Rentnerinnen und 
Rentner unsere Interessen deutlich 
machen. Wir müssen raus auf die Stra¬ 
ße für eine Rente mit 63, von der wir 
leben können. Wir müssen raus zu den 
Mai-Demonstrationen für ausreichen¬ 
de Mindestlöhne. Wir zeigen mit un¬ 
serer Teilnahme, dass wir gemeinsam 
stark sind und in Europa keinen Krieg 
wollen. Wir wollen ein Europa der Mil¬ 
lionen und nicht der Millionäre. Ich bin 
dabei! 


Uwe Fritsch, Braunschweig 
IG Metall, Betriebsratsvorsitzender 
VW Braunschweig 



Der 1. Mai ist für mich ein Tag der 
Tradition, ein Kampftag der Arbeiter¬ 
klasse zur Durchsetzung ihrer Forde¬ 
rungen. Sowie ein Tag der Mahnung, 
dass wir die Errungenschaften unserer 
Väter gegen die Angriffe des Kapitals 
verteidigen müssen. Das diesjährige 
1. Mai Motto: Gute Arbeit. Soziales 
Europa bedeutet für mich: Ein Euro¬ 
pa der Solidarität, ein Europa ohne 
Lohndumping und Ausbeutung. 


Andreas Goerke, Fulda 
IG BAU, Gewerkschaftssekretär 



Riesenhype um Europa. Wenn wir, wie 
die diesjährige Mailosung des DGB es 
richtigerweise fordert, „Gute Arbeit“ 
und ein „Soziales Europa“ wollen, 
dann wird das beides nicht mit, son¬ 
dern nur gegen diese EU gehen. Für 
diese Erkenntnis etwas Raum schaffen, 
ist schon Grund genug dabei zu sein. 


Peter Lommes, Willich 
ver.di, Vorsitzender des FB 13 im ver. 
di Bezirk Linker Niederrhein, Mitglied 
des DGB-Stadtverbandvorstandes 



Der 1. Mai ist unser Kampftag, für Frie¬ 
den und gesellschaftlichen Fortschritt, 
aber auch für die „kleineren“ Kämpfe 
vor Ort. So z.B. bei uns in Bad Kreuz¬ 
nach für den Erhalt des Freien Sonn¬ 
tags, arbeitsfrei statt grenzenloser Ge¬ 
werbefreiheit. Und weil unsere Gegner 
in Banken und Konzernen, ihre Unter¬ 
stützer in Politik und Medien genau 
zählen, wie viele vor Ort und bundes¬ 
weit auf die Straße gingen, stärkt jede 
und jeder, der und die mit auf die Stra¬ 
ße geht, die Position der Arbeitenden 
in diesem Land. 

Volker Metzroth, Bad Kreuznach 
ver.di, ehrenamtliche Funktionen in 
DGB und ver.di 


Zum Leben reicht dieser 
Mindestlohn noch nicht 


Die Niedriglohnschwelle liegt in Deutschland bei 9,54 Euro 



D ie SPD hat’s versprochen: Jeder 
soll von seiner Hände Arbeit le¬ 
ben können. Doch das Mindest- 
lohn-Gesetz von Andrea Nahles wird 
dieses vollmundige Versprechen nicht 
einlösen können. 

Nach einer gerade veröffentlichten 
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) der Bun¬ 
desagentur für Arbeit wird sich für die 
übergroße Mehrheit der rund 1,3 Mil¬ 
lionen Menschen, die trotz Arbeit 
auf Hartz-IV-Leistungen angewiesen 
sind, auch zukünftig nicht viel ändern. 
Denn der geplante Mindestlohn von 
8,50 Euro/Std. wird nur einen Bruch¬ 
teil dieser Menschen aus ihrer missli¬ 
chen Lage befreien. 

Die Überraschung darüber, dass 
der anvisierte gesetzliche „Hunger¬ 
lohn“ weit unter einem auskömmli¬ 
chen Arbeitslohn liegt, verwundert, 
hat doch das gleiche Institut errech¬ 
net, dass die Niedriglohnschwelle in 
Deutschland aktuell bei 9,54 Euro an¬ 
zusetzen ist. 

Doch wer eine Familie zu versorgen 
hat, muss selbst wenn er in Vollzeit ar¬ 
beitet, mindestens zwölf oder 13 Euro 


verdienen, um sich den Weg zum Sozi¬ 
alamt sparen zu können. 

Dennoch: Modellrechnungen des 
IAB zeigen, dass künftig 60 000 der so¬ 
genannten „Aufstocker“ also der Be¬ 
schäftigten die neben ihrem Arbeits¬ 
einkommen auch noch auf Arbeitslo¬ 
sengeld II (Hartz IV) angewiesen sind, 
um ihren Lebensunterhalt zu bestrei¬ 
ten, durch den kommenden Mindest¬ 
lohn nicht mehr auf die gesetzlichen 
Leistungen der Grundsicherung ange¬ 
wiesen sein werden. Das ist weniger als 
jeder Zwanzigste, zusammen entspricht 
es jedoch immerhin der Einwohnerzahl 
einer Kleinstadt. Wie herausgefunden 
wurde, hat die Mehrheit der Aufstocker 
weniger als 22 Stunden in der Woche 
Arbeit. Der mit dem Mindestlohn ein¬ 
hergehende Einkommenszuwachs wird 
daher für die überwiegende Mehrheit 
nicht reichen, der Hartz-IV-Falle zu ent¬ 
kommen und von „Stütze“ unabhängig 
zu werden. 

Dazu trägt auch die Tatsache bei, 
dass der überwiegende Teil des Lohn¬ 
zuwachses dann sofort auf die Hartz- 
IV-Bezüge angerechnet wird. Denn Ein¬ 
kommen oberhalb von 100 Euro wer¬ 


den zu 80 Prozent mit dem Anspruch 
auf Arbeitslosengeld II verrechnet. So 
steigt dann das verfügbare Nettoein¬ 
kommen der Aufstocker durchschnitt¬ 
lich um ganze zehn bis zwölf Euro. 

Aber Kleinvieh macht ja bekannt¬ 
lich auch Mist: Der Mindestlohn wird 
die Ausgaben für Hartz IV um jähr¬ 
lich 700 bis 900 Millionen Euro sen¬ 
ken. Hinzu kommen Mehreinnahmen 
bei den Sozialversicherungsbeiträgen 
und der Einkommenssteuer in Höhe 
von vier bis sechs Milliarden Euro, 
denen allerdings Mindereinnahmen 
bei den Unternehmenssteuern (Löh¬ 
ne verringern den Gewinn, aber eben 
auch die zu zahlenden Steuern) ent¬ 
gegenstehen. Insgesamt kommt es 
zu einer Entlastung der öffentlichen 
Haushalte zwischen knapp 2,2 und gut 
drei Milliarden Euro. Das ist positiv, 
müssen doch die aufstockenden Leis¬ 
tungen aus Steuern finanziert werden, 
von denen Otto Normalverbrauer die 
meisten aufbringt und damit die Un¬ 
ternehmer mit einem Lohnkostenzu¬ 
schuss in Milliardenhöhe subventio¬ 
niert. 

Manfred Dietenberger 


Drecksarbeit zu Billigpreisen 

ln Berlin kämpfen Eltern und Gewerkschaften für saubere Schulen 


In den Berliner Schulen ist die Gebäu¬ 
dereinigung ein Dauerthema. Schüler 
beklagen sich über stinkende Toiletten 
und Elternvertreter über die mangeln¬ 
de Reinigungsleistung der Firmen. In 
Friedrichshain-Kreuzberg hatten El¬ 
tern die Schnauze voll und fingen erst 
an zu putzen und dann auf die Barrika¬ 
den zu gehen. Mit der Initiative „Schul¬ 
schmutz - Berliner Eltern für eine sau¬ 
bere Schule“ wird gemeinsam mit El¬ 
ternvertretungen mobil gemacht. In 
diesem Stadtbezirk drohte sogar eine 
Schule durch das Gesundheitsamt ge¬ 
schlossen zu werden. 

Auch die Gewerkschaft IG BAU, 
in der die Gebäudereiniger organisiert 
sind, beklagt „Berlins schmutziges Ge¬ 
schäft mit der Sauberkeit: Billig, billig 
muss es sein. Aber eben nicht sauber.“ 
Die IG BAU macht auf die Arbeits¬ 
bedingungen für die Reinigungskräfte 
aufmerksam, insbesondere derer die 
in den Berliner Schulen arbeiten. So 
erhebt die Gebäudereiniger-Gewerk¬ 
schaft derzeit schwere Vorwürfe ge¬ 
gen das Berliner Gebäudereinigungs¬ 
unternehmen „Putz-Zeit“. Dort gebe 
es eine ganze Reihe von Missständen. 
Das fängt bei den enormen Reinigungs¬ 
leistungen die den Beschäftigten auf¬ 
gebrummt werden an und geht mit der 
Unterlaufung des Mindestlohns im Rei¬ 
nigungsgewerbe von 9,31 Euro weiter. 
So sind es faktisch Dumpinglöhne, die 


den Beschäftigten gezahlt werden. Um 
die Machenschaften zu vertuschen, ver¬ 
donnert die Firma „Putz-Zeit“ ihre Mit¬ 
arbeiter per Arbeitsvertrag zum Still¬ 
schweigen bei Androhung einer Strafe 
von 25 000 Euro. Diese Firma reinigt 
allein im Kreuzberger Bezirk an etwa 
30 Schulen. 

Die Gewerkschaft spricht von einem 
„Hausgemachten Problem in Berlin“ 
und fordert das Land und die Bezirke 
auf, dringend ein neues, landeseinheit¬ 
liches Vergabegesetz zu schaffen, das 
„faire Kriterien zur Wahrung von sozi¬ 
alen Belangen der Beschäftigten“ be¬ 
rücksichtige. Die Ausschreibungspraxis 
des Berliner Senats hat zu immer größe¬ 
rer Leistungsverdichtung geführt. Reini¬ 
gungskräfte arbeiten nach fest vorgege¬ 
benen Zeiten und haben keinen Spiel¬ 
raum mehr. Ist ein Klassenraum z.B. 
durch Witterungsbedingungen stärker 
verdreckt, bleibt auch mal was liegen. 
Zudem müsse der Senat seine Zusage, 
öffentliche Auftragnehmer zu kontrol¬ 
lieren, endlich einlösen. Im Fokus der 
Kontrollen sollten dabei insbesondere 
auch die Einhaltung von Tariftreue und 
Mindestlöhnen stehen. Das aber steht 
noch in den Sternen. 

Nach den Protesten sah sich die Se¬ 
natsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft gezwungen eine Arbeits¬ 
gruppe einzusetzen, um gemeinsam mit 
Bezirken, Gebäudereinigungsinnung 


und Gewerkschaften (DGB und IG 
BAU) mit dem Ziel Abhilfe durch die 
Erarbeitung einer Musterausschreibung 
für alle Bezirke zu schaffen. 

Was im Januar mit viel Getöse und 
23 Experten begann, endete Ende März 
kläglich: Die zuständige Senatsverwal¬ 
tung teilte mit, dass die Arbeitsgruppe 
wieder eingestellt wird. Hintergrund 
sind die daraus entstehenden Kosten, 
denn schnell war klar, dass dieser Man¬ 
gel nicht ohne Mehrkosten behoben 
werden kann. Stattdessen möchte der 
Senat sich an einem „Fachtag“ beteili¬ 
gen, auf dem „Best-Practice-Beispiele“ 
publik gemacht werden. 

Der DGB als Mitglied der Arbeits¬ 
gruppe hält das Vorgehen der Senats¬ 
verwaltung für skandalös: „Es ist er¬ 
schreckend, mit welcher Kaltschnäu¬ 
zigkeit der Senat die Bezirke gegen die 
Wand fahren lässt. Die Leidtragenden 
sind die Bürgerinnen und Bürger, in die¬ 
sem Fall vor allem Eltern, Schülerinnen 
und Beschäftigte in den Reinigungsun¬ 
ternehmen und in den Schulen“ heißt 
es in einer Erklärung. Auch die Initia¬ 
tive „Schulschmutz“ protestiert gegen 
dieses Vorgehen und macht darauf auf¬ 
merksam, dass die Bezirke zwar struk¬ 
turell zuständig seien, aber finanziell 
überhaupt nicht in der Lage sind, sich 
diesem Problem zu stellen. RP 

Weitere Infos: http://schulschmutz.ka- 
posty.de, http://www.berlin.igbau.de/ 
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Heraus zum i. Mai: 
Unsere Solidarität gegen 
Kriegsgefahr und Armut 

Wir rufen auf zur Teilnahme an den i. Mai- 
Demonstration der Gewerkschaften. 


Arbeitgeber starten 
tarifpolitischen Amoklauf 

IG BAU bereitet sich auf harte Tarifverhandlungen vor 



D ass die Tarifrunde im Bauhaupt¬ 
gewerbe für die IG BAU und die 
Beschäftigten im Bauhauptge¬ 
werbe kein Zuckerschlecken wird, war 
der Gewerkschaft und ihren Mitglie¬ 
dern bewusst. Mit einer moderaten und 
realistischen Paketforderung von sie¬ 
ben Prozent Gesamtvolumen ist die IG 
BAU in die Tarif runde gestartet. Neben 
einer Lohnerhöhung forderten die Be¬ 
schäftigten im Baugewerbe eine Verbes¬ 
serung der Auslöse und die Übernahme 
aller anfallenden Kosten während der 
Ausbildung. 

Nach zögerlichem Abtasten haben 
die Arbeitgeber in der 3. Verhand¬ 
lungsrunde ihren Amoklauf gestar¬ 
tet. Nach Vorstellung der Arbeitgeber 
soll noch nicht einmal die Inflations¬ 
rate ausgeglichen werden. Das Ange¬ 
bot der Arbeitgeberseite sieht einen 
Lohntarifvertrag mit einer Laufzeit 
von 30 Monaten vor. Damit reduziert 
sich die vorgeschlagene Lohnerhö¬ 
hung auf rechnerisch 1,6 Prozent im 
ersten Jahr und im zweiten Schritt auf 
nur noch 1,4 Prozent für sogar 18 Mo¬ 
nate. „Auf den Taschenspielertrick, 
dies als eine Erhöhung von zwei mal 
zwei Prozent schön zu rechnen, fällt 


Hat sich in der Tarifrunde im Öffentli¬ 
chen Dienst „das Kämpfen gelohnt“? 
Oder hat die ver.di-Führung die 
„Streikbereitschaft nicht genutzt“? 
Die Beiträge von Wilhelm Koppel¬ 
mann und Olaf Harms zum Tarifab¬ 
schluss im Öffentlichen Dienst in der 
UZ-Ausgabe vom 11. April sowie 
der darauf bezogene Leserbrief von 
Björn Blach in der folgenden UZ zei¬ 
gen, wie unterschiedlich die Kriteri¬ 
en und Schwerpunkte unter Kommu¬ 
nistinnen bei der Bewertung ein und 
desselben Tarifabschlusses aussehen 
können. 

Ähnliches haben wir auch das eine 
oder andere Mal in der Vergangenheit 
erlebt, z.B. mit Blick auf Tarif abschlüs- 
se in der Metall- und Elek-troindustrie. 
Teilweise spiegeln diese unterschiedli¬ 
chen Bewertungen wider, wie sehr die 
Bewertenden an der Durchführung 
der jeweiligen Tarifrunde als verant¬ 
wortliche Funktionäre ihrer Gewerk¬ 
schaft beteiligt waren oder nicht. In 
jedem Falle stellt sich die Frage, von 
welchen grundlegenden Positionen wir 
als Marxistinnen und Marxisten bei 
der Einschätzung von Forderungen, 
Ablauf und Ergebnissen von Tarifbe¬ 
wegungen ausgehen. Dies hat selbst¬ 
verständlich auch Einfluss auf unsere 


keiner herein“, sagte Dietmar Schä¬ 
fers, Verhandlungsführer und stellver¬ 
tretender Bundesvorsitzender der IG 
BAU. 

In einer anderen Welt leben die Ar¬ 
beitgeber bei gewerkschaftlichen For¬ 
derung Erhöhung der Auslöse, hier 
bieten sie einen Pauschalbetrag von 
zwölf Prozent an. Bei der Übernahme 
der Ausbildungskosten ist trotz „Azu¬ 
bi Mangels“ keine Bewegung. Der 
Gipfel im tarifpolitischen Amoklauf 
ist der Vorschlag, die Einführung der 
Betriebsrente Ost (Zusatzrente Soka 
Bau) von den Beschäftigten im Bauge¬ 
werbe West mit einer Absenkung des 
zusätzlichen Urlaubsgeldes von zehn 
Prozent mit zu finanzieren. 

Für die rund 760 000 Beschäftig¬ 
ten am Bau sind die Forderungen der 
Arbeitgeber Schläge ins Gesicht. In 
Jahren der Baukrise, in den sich die 
Beschäftigtenzahl halbiert hat, haben 
die Beschäftigten im Baugewerbe vie¬ 
le Opfer gebracht. Jetzt, wo die Bau- 
Branche wieder boomt und seit Jah¬ 
ren mit vollen Auftragsbüchern glänzt, 
versuchen die Arbeitgeber, ihre Be¬ 
schäftigten tarifpolitisch von anderen 
Branchen abzukoppeln. 


aktive Mitwirkung an Tarifbewegun¬ 
gen als Mitglieder und Funktionsträ¬ 
gerinnen der DGB-Gewerkschaften 
und darauf, was wir dabei einbringen. 

★ Welche Bedeutung haben Tarifver¬ 
handlungen und - Verträge innerhalb 
der Klassenauseinandersetzung? 

★ Wie beurteilen wir aus marxistischer 
Sicht die „gewerkschaftliche Lohnfor¬ 
mel“, mit der die Gewerkschaften ihre 
Forderungen begründen: Teuerungs¬ 
rate plus Produktivitätszuwachs plus 
„Umverteilungskomponente“ ? Wel¬ 
che Bedeutung hat der „verteilungs¬ 
neutrale Spielraum“? 

★ Gibt es Antworten auf das zuneh¬ 
mende Auseinanderdriften der Ein¬ 
kommen zwischen besser und schlech¬ 
ter bezahlten Teilen der arbeitenden 
Klasse? Wie stehen wir zu „sozialen 
Komponenten“ wie Festgeld-, Sockel¬ 
oder Mindestforderungen? Sind die 
nach Branchen getrennten Tarifaus¬ 
einandersetzungen mit unterschiedli¬ 
chen Laufzeiten noch sinnvoll? 

★ Kann es im Kapitalismus überhaupt 
einen „gerechten“ oder „fairen“ Lohn 
geben? 

★ Wie ist die stärkere Einbeziehung 
der Gewerkschaftsmitglieder und der 
unteren Organisationsebenen zu er¬ 
reichen? 


Dass es im Baugewerbe noch zu ei¬ 
ner Einigung in freien Verhandlungen 
kommt, ist mehr als zweifelhaft. Die 
IG BAU und ihre Mitglieder bereiten 
sich auf eine lange Tarifrunde vor. Die 
Stimmung unter den BAU Kollegen 
ist mehr als explosiv, mehrere tausend 
Beschäftigte im Baugewerbe beteilig¬ 
ten sich an Baustellenaktionen der IG 
BAU. Das Spektrum reichte von Pau¬ 
senüberziehung mit Bauarbeiterfrüh- 
stück, Probe-Urabstimmungen auf 
Baustellen bis hin zu Informationsrun¬ 
den mit der IG BAU, die Kreativität 
der Kolleginnen und Kollegen kennt 
keine Grenzen. Deutliche Signale ge¬ 
hen von den Baustellen an die Arbeit¬ 
geber: Die Ampeln stehen auf Streik. 
Mit Aktionstagen will die IG BAU den 
Druck auf die Arbeitgeber zum 5. Mai 
noch einmal kräftig erhöhen. Sollten 
die Arbeitgeber am 5. Mai in der letz¬ 
ten freien Verhandlungsrunde die Sig¬ 
nale der Bauarbeiter nicht verstehen 
und ihren tarifpolitischen Amoklauf 
beenden, steht das Baugewerbe erst¬ 
mals nach 2002 wieder vor einem flä¬ 
chendeckenden Arbeitskampf. 

Andreas Goerke 


★ „Lohnfragen sind Machtfragen“ - 
was heißt das für die Bewertung von 
Tarifabschlüssen? 

Es erscheint sinnvoll, eine Diskus¬ 
sion über diese Fragen zu organisieren, 
Sichtweisen und Standpunkte zusam¬ 
menzutragen und auszutauschen, um 
im Ergebnis vielleicht zu einer grö¬ 
ßeren Gemeinsamkeit in der Sicht 
auf Tarifrunden zu kommen - unter 
Kommunistinnen und Kommunisten 
und darüber hinaus unter allen in der 
Gewerkschaftsbewegung, die die Ge¬ 
werkschaften als Kampforganisatio¬ 
nen der Arbeiterklasse verstehen und 
stärken wollen. Im Gewerkschaftspoli¬ 
tischen Forum der DKP haben wir uns 
darum bereits vor längerer Zeit vorge¬ 
nommen, einmal nicht über eine spe¬ 
zielle Tarifrunde zu diskutieren, son¬ 
dern über grundlegende Positionen 
zu Tarifbewegungen aus marxistischer 
Sicht, einen „roten Faden“ sozusagen. 
Dies hat die Kommission „Betrieb und 
Gewerkschaft“ beim Parteivorstand 
aufgegriffen und zum Thema unseres 
nächsten Gewerkschaftspolitischen 
Forums am 3. und 4. Mai in Leverku¬ 
sen gemacht. Die Diskussion zum ver. 
di-Abschluss im Öffentlichen Dienst 
zeigt aus meiner Sicht, wie richtig die¬ 
se Entscheidung war. Achim Bigus 


Nach der letzten Bundestagswahl und 
der Bildung der Großen Koalition 
gab es Hoffnungen, dass es nun den 
Menschen besser gehen würde. Doch 
schon jetzt ist zu sehen, dass die Maß¬ 
nahmen der GroKo nur kleine Kor¬ 
rekturen sind: Der Mindestlohn ist zu 
niedrig und gilt nicht für alle, die Ren¬ 
te mit 63 ist eine Mogelpackung, die 
Schere zwischen Arm und Reich wird 
weiter auseinandergehen, der Jugend 
wird mit schlechter Bildung und ohne 
Ausbildung die Zukunft vorenthalten. 
Im Namen der Haushaltskonsolidie¬ 
rung wird die Schuldenbremse weiter 
angewendet. In deren Folge wird die 
öffentliche Daseinsvorsorge weiter 
eingeschränkt werden, staatliche Auf¬ 
gaben stehen weiterhin zur Privatisie¬ 
rung an, eine Agenda 2020 wird auf¬ 
gerufen, mit ähnlichen Folgen wie die 
Agenda 2010, in deren Umsetzung die 
Hartz-IV-Gesetze eingeführt und die 
Unternehmensbesteuerung gesenkt 
wurde. 

Dagegen fordern wir: 

Statt einer Agenda 2020-Politik eine 
gleichberechtigte Teilhabe aller Men¬ 
schen am gesellschaftlichen Leben 
und eine Perspektive für die Jugend. 
Die Hoffnungen auf die Vereinigung 
Europas waren bei vielen Menschen 
groß. Sie verbanden nach dem zwei¬ 
ten Weltkrieg mit Europa ihre Hoff¬ 
nung auf andauernden Frieden, auf 
eine wirtschaftliche Entwicklung, die 
ihnen Wohlstand und Sicherheit bie¬ 
ten sollte. Die Realität sieht jedoch an¬ 
ders aus: Europaweit ist heute die Si¬ 
tuation gekennzeichnet durch Massen¬ 
arbeitslosigkeit, zunehmendes Elend 
und Angst vor der Zukunft. 

Zur Realität gehört auch, dass die 
Europäische Union zur Durchsetzung 
der Interessen der größten Konzer¬ 
ne und Banken in Europa gegründet 
wurde. In der EU bestimmen sie heute 
über das Schicksal von 490 Millionen 
Menschen 

Im Verlauf der Krise häuften im¬ 
mer mehr Staaten der EU riesige 
Schulden an und standen vor dem 
Zusammenbruch. Die Konjunktur¬ 
programme und die Rettung der so¬ 
genannten systemrelevanten Banken 
führten auch in Deutschland zu einer 
Staatsverschuldung, die vor allem auf 
die lohnabhängige Bevölkerung, die 
Erwerbslosen, die Mehrheit der Rent- 
nerinnen und Rentner und die kleinen 
Selbstständigen, die Klein- und Mittel¬ 
betriebe abgewälzt wurde. 

Vor allem aber wuchs die Ver¬ 
schuldung der süd- und südwesteuro¬ 
päischen Staaten. Für die Kredite und 
Gelder, die sie über die EU und die 
Europäische Zentralbank erhielten, 
wurden sie zur Einschränkung ihrer 
nationalen Souveränität gezwungen. 
Ihnen wurde - insbesondere auf deut¬ 
schen Druck und in deutschem Inter¬ 
esse - ein rigider Spar- und damit Ver¬ 
armungskurs aufgezwungen, der mit¬ 
hilfe der Komplizenschaft der dortigen 
Bourgeoisien durchgesetzt wurde. 

Dagegen fordern wir: 

Statt Schuldenbremsen muss jetzt ein 
Schuldenschnitt her: Nicht die Arbei¬ 
terklasse, sondern das Kapital muss 
zahlen. 


Die geheim gehaltenen Verhandlun¬ 
gen über ein Abkommen mit dem 
Namen Trade and Investment Part¬ 
nership (TTIP) der miteinander kon¬ 
kurrierenden imperialistischen Blö¬ 
cke USA und EU machen deren Ent¬ 
schlossenheit deutlich, ohne Rücksicht 
auf die Bedürfnisse der Arbeiterklasse 
die eigenen Interessen durchzusetzen. 
Von der Arbeiterbewegung bereits er¬ 
kämpfte soziale, ökologische und po¬ 
litische Standards - zum Beispiel im 
Bereich der Gesundheit, der Bildung, 
Ausbildung und Arbeit - sollen zer¬ 
stört und dem Profit geopfert wer¬ 
den. Dieses Projekt stellt eine große 
Gefahr für alle Werktätigen diesseits 
und jenseits des Atlantiks dar. 

Dagegen fordern wir: 

Statt weiterer Gespräche: Sofortiger 
Stopp der Verhandlungen. 

Die Krise hat den Wettlauf noch 
verschärft. Und schon lange reicht öko¬ 
nomischer Druck allein nicht mehr aus, 
um jene Staaten gefügig zu machen, 
die ihren nationalen Reichtum, ihre In¬ 
dustrie und ihre Rohstoffe nicht den 
großen Konzernen zur Ausplünderung 
überlassen wollen. Dabei schreckt die 
EU selbst gegen im Prinzip beitritts¬ 
willige Staaten wie der Ukraine nicht 
vor massiver innenpolitischer Einmi¬ 
schung zurück, sobald diese die Bedin¬ 
gungen für den Beitritt gemäß Diktat 
aus Brüssel nicht widerspruchslos ak¬ 
zeptieren. Im Fall der Ukraine hat das 
sogar die politische und logistische 
Ausrüstung von faschistischen Kräf¬ 
ten und Terroristen eingeschlossen, mit 
dem Ergebnis, dass diese nun neben 
den Vertretern der mächtigsten ukrai¬ 
nischen Oligarchen an der Regierung 
sind. Die Situation auf der Krim wird 
dazu genutzt, den Weltmarktkonkur¬ 
renten Russland in Schach zu halten - 
bis hin zum militärischen Säbelrasseln, 
wenn die Menschen auch in anderen 
Teilen der Ukraine sich nicht mehr 
durch ihre Regierung vertreten fühlen. 

Dagegen fordern wir: 

Statt militärischer Drohungen: 
Stoppen wir die Kriegstreiber. 

Eine Welt ohne Kapitalismus, das 
ist der Sozialismus, eine Gesellschaft, 
in der die Macht der Konzerne und 
Banken ersetzt wird durch die poli¬ 
tische Macht der Arbeiterklasse und 
anderer werktätiger Schichten der Be¬ 
völkerung. Eine Gesellschaft, die die 
Vergesellschaftung der wichtigsten 
Produktionsmittel, von Grund und Bo¬ 
den herbeiführen wird. Erst dadurch 
wird die Möglichkeit geschaffen wer¬ 
den, der Krisenhaftigkeit der kapitalis¬ 
tischen Gesellschaft zu entgehen. 
Deshalb sagen wir: Heraus zum 1. Mai! 
Das ist notwendig, um zukünftigen So¬ 
zialabbau abzuwehren und für unsere 
Interessen zu kämpfen. Heraus zum 
1. Mai! Das ist notwendig, um über die 
Ursachen dieser Zustände zu diskutie¬ 
ren. Wir, die Mitglieder der Deutschen 
Kommunistischen Partei, sagen: Wer 
von der Krise spricht, darf vom Kapi¬ 
talismus nicht schweigen. 

Auch dafür demonstrieren wir am 
1. Mai! 

Parteivorstand der Deutschen Kom¬ 
munistischen Partei 



Kommunistinnen und Tarifbewegungen 

Auf der Suche nach dem „roten Faden“ - 
Gewerkschaftspolitisches Forum der DKP 
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Der Mann fürs Grobe 

Elmar Brok: anti-russischer Aufpeitscher und Lobbyist 


Rechte Provokationen 
rund um und am i. Mai 

Wie schon in den Vorjahren wollen 
neofaschistische und rassistische Par¬ 
teien den Arbeiterkampftag erneut für 
ihre soziale Demagogie missbrauchen. 
So will die extrem rechte Splitterpartei 
„Pro NRW“, die auch zur EU-Wahl am 
25. Mai antritt, am „Tag der Arbeit“ in 
Essen und Duisburg aufmarschieren, 
um dort maßgeblich gegen Flüchtlinge 
aus Bulgarien und Rumänien mobil zu 
machen. Auch die NPD will am 1. Mai 
in Duisburg Präsenz zeigen, die wie die 
etwas gemäßigter auftretenden Rassis¬ 
ten von „Pro NRW“ ebenfalls zu den 
besagten Wahlen antritt. 

Bereits am kommenden Sonnabend 
(26. April) will die neofaschistische 
Partei außerdem für nicht weniger als 
die „Befreiung“ des Berliner Bezirks 
Kreuzberg demonstrieren. Dort haben 
die Neofaschisten um ihren Landes¬ 
vorsitzenden Sebastian Schmidtke gar 
eine sich „eigendynamisch verstärken¬ 
de Verslumung“ ausgemacht. Auch am 
1. Mai selbst wollen die Faschisten in 
Berlin aufmarschieren. Dann vor der 
neueröffneten Flüchtlingsunterkunft 
in der Neuen Späthstraße im Bezirk 
Neukölln. 

Ein ebenfalls für den 1. Mai geplan¬ 
ter Aufmarsch der vom bundesweit 
aktiven Neonazi Christian Worch ge¬ 
gründeten Partei „Die Rechte“ in Dort¬ 
mund war bei Redaktionsschluss noch 
verboten. In der Vergangenheit hatten 
die Gerichte derlei Verbote jedoch oft¬ 
mals gekippt. 

In allen Städten haben sich unter¬ 
dessen verschiedene Organisationen, 
Parteien und Gruppen von Nazigeg¬ 
nern zusammengeschlossen, um gegen 
die neuerlichen Provokationen der 
Rassisten und Neonazis zu demon¬ 
strieren und diese zu verhindern, (bern) 

Ein kleiner Sieg 

Der Richter am Amtsgericht Tiergar¬ 
ten sprach zwei FDJ-Mitglieder frei, die 
wegen Verwendens des Kennzeichens 
einer verfassungswidrigen Organisati¬ 
on (gemeint ist die FDJ) und Verstoßes 
gegen das Uniformierungsverbot ange¬ 
klagt waren, frei. 

Der Richter stellte klar: Das Sym¬ 
bol werde als das Symbol der FDJ der 
DDR verstanden und dieses sei er¬ 
laubt. Es sei daher sozialadäquat und 
folglich nicht verboten, das FDJ-Sym- 
bol zu tragen. Ob das FDJ Verbot von 
1951 überhaupt noch Bestand haben 
kann - das wollte er nicht beurteilen. 

(FDJ) 


W o immer es noch wegen der 
Ukraine-Krise politische Op¬ 
position in Deutschland gebe, 
sei er der Mann fürs Grobe, schreibt Su¬ 
sann Witt-Stahl in einem Kommentar 
für die Zeitung „Hintergrund“ In Talk¬ 
shows führe er sich regelmäßig auf wie 
ein Elefant im Porzellanladen. Mitdis¬ 
kutanten unterbreche er mit rüden Zwi¬ 
schenrufen, herrsche sie an und entzie¬ 
he ihnen das Wort. Die Rede ist vom 
Vorsitzenden des Ausschusses für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten im Europa- 
Parlament, Elmar Brok (CDU). 

Brok ist seit 1980 Mitglied des Eu¬ 
ropa-Parlamentes und wird im Mai 
als Spitzenkandidat der nordrhein¬ 
westfälischen CDU erneut ins Ren¬ 
nen geschickt. Er ist stellvertretender 
Vorsitzender der konservativen EVP- 
Fraktion und deren außenpolitischer 
Sprecher. Er sitzt dem parlamentari¬ 
schen Auswärtigen Ausschuss vor und 
ist Mitglied dessen Delegationen für 
die Beziehungen mit den USA und zur 
Parlamentarischen Versammlung der 
NATO. 

Als stellvertretender Vorsitzender 
im Unterausschuss für Sicherheit und 
Verteidigung tritt er selbstverständlich 
für eine weitere Militarisierung der EU 
ein. Seine Positionen dazu hat er be¬ 
reits 2002 in einem Aufsatz veröffent¬ 
licht. Die Union müsse im militärischen 
Bereich fortschreiten, um ihre Interes¬ 
sen wahrzunehmen, schrieb er damals. 
Waffenexporte seien ein Beitrag dafür. 

Brok ist zudem Leiter des Stif¬ 
tungsrates der seit 2013 bestehenden 
European Endowment for Democracy 
(EED), zu deren Aufgabenbereich die 
Unterstützung von westlich orientier¬ 
ten Oppositionsgruppen gehört. Vor¬ 
bild für diese Organisation ist die 1983 
von Ronald Reagan ins Leben geru¬ 
fene National Endowment for Demo¬ 
cracy, die flankierende Maßnahmen zu 
verdeckten, destabilisierenden Opera¬ 
tionen der CIA in sozialistischen Län¬ 
dern durchführte. Bereits im April 2013 
heißt es in einem Papier des Europa- 
Parlamentes, dass ukrainische Organi¬ 
sationen Gelder des EED erhalten sol¬ 
len. Entsprechend trat Brok bereits ab 
November letzten Jahres als Anheizer 
der ausufernden Proteste in Kiew auf 
und unterhält heute beste Kontakte 
zur Putschregierung. Im Februar hat¬ 
te er noch erklärt, der von der Konrad- 


Adenauer-Stiftung aufgebaute Vitali 
Klitschko sei „der geeignete Staatsprä¬ 
sident“. Das EED hat im Februar Mit¬ 
tel zur Verfügung gestellt, um die eng¬ 
lischsprachige Zeitung „Kyiv Post“ zu 
finanzieren; weitere 150 000 Euro wur¬ 
den als „emergency support“ deklariert. 
Broks „Engagement“ zur Erweiterung 
der Europäischen Union ist dabei nicht 
neu. Bereits 1989 hatte er in einem Auf¬ 
satz dargelegt, dass die Länder Osteu¬ 


ropas in die EU eingegliedert werden 
müssten. 

Russland müsse in die Schranken 
gewiesen werden, dessen ist er sich si¬ 
cher. Immer wieder tritt er mit der For¬ 
derung hervor, endlich Wirtschaftssank¬ 
tionen zu verhängen. Gründe liefert er 
reichlich, wenn sie auch falsch sind. So 
behauptet Brok in einem Interview 
mit dem „Donaukurier“, Putin wolle 
ein Gas-Embargo verhängen. Das zei¬ 
ge, dass dieser an keiner vernünftigen, 
friedlichen Lösung interessiert sei. Die 
Sanktionen könnten auch schrittweise 
eingeführt werden, sollte Moskau die 
Destabilisierung der Ostukraine weiter 
vorantreiben, sagte er gegenüber dem 
„tagesanzeiger“ aus der Schweiz. Dass 
russisches Militär in der Ukraine sei, 
könne nicht bezweifelt werden, meinte 


er gegenüber „t-online.de“. Die Milizen, 
die in der ostukrainischen Region Do¬ 
nezk Militäreinrichtungen und Behör¬ 
den besetzten, seien russische Offiziere. 
Das sehe man sogar an den Schuhen, 
will er durch abgefangene Funksprü¬ 
che erfahren haben. Europa müsse mit 
Sanktionen „bis zum bitteren Ende“ 
reagieren, sagte er auf einer Festveran¬ 
staltung in Minden. Europa werde diese 
Auseinandersetzung gewinnen. Irgend¬ 


wann werde sich die russische Bevölke¬ 
rung fragen, wo das Butterbrot sei; dann 
werde die nationale Stimmung kippen. 

Elmar Brok fällt nicht nur wegen 
seiner polternden, aggressiv anti-russi¬ 
schen Art auf. „Ganz nebenbei“ ist er 
Chef-Lobbyist des Bertelsmann-Kon¬ 
zerns. Hans Herbert von Arnim sagte 
im Interview mit dem „manager-maga- 
zin“, Brok sei ein krasser Fall von Lob¬ 
byismus. Von 1992 bis Mai 2011 sei er - 
neben seiner Tätigkeit als Europaab¬ 
geordneter - bei der Bertelsmann AG 
angestellt gewesen, ist bei „lobbypedia“ 
zu lesen. In diesem Zeitraum wird sein 
Gehalt neben seinen Abgeordneten¬ 
diäten auf 200 000 Euro pro Jahr ge¬ 
schätzt. Für das Jahr 2012 hat Brok ge¬ 
genüber der Verwaltung des Europa- 
Parlamentes angegeben, monatlich bis 


zu 10 000 Euro von Bertelsmann be¬ 
zogen zu haben. Ein Konzernsprecher 
teilte schon 2005 mit, dass es Broks Auf¬ 
gabe als Vorsitzender des Auswärtigen 
Ausschusses sei, „die internationalen 
gesetzlichen und politischen Rahmen¬ 
bedingungen zu beobachten und für das 
Unternehmen mit Blick auf Investitio¬ 
nen zu bewerten“. 

In den Jahren 2004/2005 kamen 
erstmals interne Bertelsmann-Papiere 


an die Öffentlichkeit, die Broks Lob¬ 
byarbeit dokumentieren. So habe er 
1993/94 im Sinne von Bertelsmann auf 
die Gesetzgebung zum Urheberrecht 
und zur Fernsehrichtlinie Einfluss ge¬ 
nommen. Er habe Lobbyarbeit gegen 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
geleistet - wieder im Sinne des Ber¬ 
telsmannkonzerns, der Mehrheitseig¬ 
ner von RTL ist. Als Bertelsmann, die 
Deutsche Telekom und Leo Kirch 1997 
einen Zusammenschluss beim digitalen 
Pay-TV planten, holte Brok Informa¬ 
tionen beim damaligen Wettbewerbs¬ 
kommissar Karel von Miert ein, ob 
dieser mitziehen würde. Die Informa¬ 
tionen hat er umgehend an seinen Auf¬ 
traggeber weitergeleitet. 

Bernd Müller 



„Euromaidan“: Brok trat bereits ab November letzten Jahres als Anheizer der ausufernden Proteste in Kiew auf und 
unterhält heute beste Kontakte zur Putschregierung. 


Fortsetzung von Seite 1 

Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag 


Lühr Henken (Bundesausschuss 
Friedensratschlag) forderte am Oster¬ 
montag bei der Schlusskundgebung in 
Hamburg: „Rüstungsexporte steigern 
die Kriegsgefahr. Rüstungsexporte 
müssen verboten werden!“ 

Vor den Rüstungsexporten steht 
die Rüstungsproduktion. Anne Rieger, 
ehern. Bevollmächtigte der IG Metall, 
sprach auf der Schlusskundgebung in 
Kassel und forderte - sozusagen im 
Angesicht der in dieser Stadt ansässi¬ 
gen Panzerschmieden Krauss-Maffei 
Wegmann und Rheinmetall - die 
„Konversion“ der Rüstungsindustrie, 
d.h. die Umwandlung der Rüstungs¬ 
produktion in die Herstellung ziviler 
Güter. Das für die Umrüstung erfor¬ 
derliche Geld müsse „aus den Rüs¬ 
tungshaushalten abgezweigt werden“. 

Ein besonderer Skandal war The¬ 
ma auf der Kundgebung am US- 
Atomaffenstandort Büchel, dem 
letzten Atomwaffenstützpunkt auf 
deutschem Boden. Der Jurist Bernd 
Hahnfeld machte in seiner Rede ein¬ 
dringlich darauf aufmerksam, dass die 
Bundesrepublik „laut Atomwaffen¬ 
sperrvertrag verpflichtet“ sei, „ihre 
Atomwaffen vollständig abzurüsten“. 
Sie tut das aber nicht, sondern dul¬ 
det die US-Atomwaffen gegen jegli¬ 
che Rechtsgrundlage. Es liegt an uns, 
ob die US-Regierung nicht doch ge¬ 
zwungen werden kann, ihre Atom¬ 
waffen „umgehend und endgültig aus 
Deutschland abzutransportieren“. 


Großen Raum nahm bei den Os¬ 
termärschen die durchgesickerte Ab¬ 
sicht des Verteidigungsministeriums 
ein, Killerdrohnen für die Bundeswehr 
anzuschaffen. Damit würde eine neue 
Rüstungsspirale in Gang gesetzt, die 
Schwelle zur Kriegführung gesenkt, 
der Anreiz zu „extralegalen Tötungen“ 
erhöht und der weiteren Automatisie¬ 
rung der Kriegführung Vorschub ge¬ 
leistet. Die Friedensbewegung hat bei 
allen Ostermärschen für ihren Appell 
gegen Kampf dröhnen Unterschriften 
gesammelt. 

Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag bewertet die diesjährigen Os¬ 
termärsche - ungeachtet einer detail¬ 
lierten Auswertung durch das zentrale 
Ostermarschbüro in Frankfurt a.M. - 
als wichtigen Schritt nach vorn. Zwar 
seien keine spektakulären Zuwäch¬ 
se bei den Teilnehmerzahlen zu ver¬ 
zeichnen. Feststellbar seien aber eine 
leichte Zunahme in den traditionellen 
Ostermarsch-Orten sowie die Wieder¬ 
belebung von Ostermärschen in Städ¬ 
ten, die seit Jahren keine eigenen Ak¬ 
tionen mehr durchgeführt haben (z.B. 
Fulda und Marburg). „Die Talsohle, in 
der sich die Friedensbewegung befand, 
ist überschritten“, lautet das Fazit aus 
Kassel. 

Für den Bundesausschuss 
Friedensratschlag: 

Peter Strutynski (Sprecher) 


Winterbach: Laut gegen rechte Gewalt 

Gemeinsam und solidarisch gegen Rassismus 


Vor drei Jahren überfiel eine Gruppe 
von Neonazis neun Migranten in Win¬ 
terbach (kleine Stadt, nahe Stuttgart im 
idyllischen Remstal). Sie steckten eine 
Gartenhütte in Brand, in die die Mi¬ 
granten flüchteten. Nur in letzter Se¬ 
kunde konnten diese ihr Leben retten. 
Die UZ berichtete darüber. 

Zum Erinnern und Mahnen, zum 
Wachrütteln der Bevölkerung und auf¬ 
zurufen für den Kampf gegen Rassis¬ 
mus und Neofaschismus führte die In¬ 
itiative Rems-Murr-nazifrei, eine viel¬ 
beachtete Demonstration „Laut gegen 
rechte Gewalt“ durch. 

Mehr als 200 Teilnehmerinnen ha¬ 
ben dies lebhaft, selbstbewusst, kämp¬ 
ferisch, phantasievoll und friedlich zum 
Ausdruck gebracht. Sie waren sich da¬ 
rin einig, dass Neonazis in unserem 
Lande immer dreister, brutaler und ge¬ 
walttätiger auftreten, wenn man diese 
gewähren lässt, wegschaut, verniedlicht 
oder gar unterstützt. Davon zeugt die 
Blutspur, die Neonazis (NSU) durch 
ganz Deutschland zogen, ebenso wie 
der hinterhältige rassistische Brandan¬ 
schlag von Winterbach. Neofaschismus 
ist gesellschaftliche Realität, sei dies in 
Form von „Stiefelfaschisten, weiße Kra¬ 
gentäter“ oder in der Mitte der Gesell¬ 
schaft. Faschismus ist keine Meinung 
sondern ein Verbrechen. 

„Dagegen setzen wir uns mit aller 
Entschiedenheit zur Wehr“, so Die¬ 
ter Keller als Redner der DKP. Unter 


dem Beifall der Anwesenden forder¬ 
te er „das Verbot der NPD und aller 
neofaschistischen Organisationen und 
Propaganda. Es gibt kein Recht auf Na¬ 
zipropaganda, auch nicht in den anste¬ 
henden Wahlkämpfen.“ 

Auf die Frage, warum es immer 
noch kein Verbot gäbe, antwortete er: 
Nazis werden gebraucht, damit sich die 
gewachsene Empörung gegen die Aus¬ 
wüchse des Kapitalismus, die immer 
deutlicher werden, nach rechts orien¬ 
tiere. Davon zeugen der Rechtsputsch 
in der Ukraine und die erschreckenden 
Wahlergebnisse in Ungarn und Frank¬ 
reich. Um sich ihre kapitalistischen 
Macht- und Eigentumsverhältnisse und 
das daraus resultierende Profitstreben 
zu sichern, halten sich das Großkapital 
und ihre politischen Handlanger, diese 
reaktionäre Variante ihrer Machterhal¬ 
tung offen.“ 

Was die NSU-Morde betrifft, glau¬ 
be er nicht an die ehemalige Fernseh¬ 
sendung: „Pleiten, Pech und Pannen“ 
... „sondern an bewusstes Handeln hin¬ 
ter dem System steckt.“ 

Christa Walz, DGB-KreisVorsitzen¬ 
de sprach sich eindeutig aus für ein Ver¬ 
bot der NPD und zum Kampf gegen 
Neonazismus. Dazu seien auch und ins¬ 
besondere die Gewerkschaften gefor¬ 
dert. Es gäbe, „zum Rechtsextremismus 
viele Formen der Duldung, Verharm¬ 
losung und unterschwelligen Zustim¬ 
mung - auch in Gewerkschaftskreisen.“ 


Walter Burkhardt, Sprecher der 
VVN-BdA Rems-Murr stellte die 
Kampagne der VVN zur Errichtung 
eines parlamentarischen Untersu¬ 
chungsausschusses des baden-würt¬ 
tembergischen Landtages zur Mordse¬ 
rie des „neofaschistischen Terrortrios“ 
der NSU vor. Er forderte die „ kon¬ 
sequente Aufklärung der Merkwür¬ 
digkeiten und Unwahrheiten bei der 
Zusammenarbeit von NSU mit dem 
Verfassungsschutz von Baden-Würt¬ 
temberg. Es muss Schluss sein mit der 
Kaschierung und Vernebelung dieser 
Kontakte.“ 

Wohltuend fanden die Organisato¬ 
ren das Grußwort des Bürgermeisters 
von Winterbach, der darauf hinwies, 
„dass in unserer Gesellschaft ein Dis¬ 
kussionsprozess über das damalige Ge¬ 
schehen begonnen hat.“ Er bedankte 
sich ausdrücklich bei den Organisato¬ 
ren der Demonstration und Kundge¬ 
bung für ihr Engagement und rief die 
Bevölkerung zu mehr Zivilcourage auf. 

Diese fehle vielfach seitens staat¬ 
licher Behörden. Mehr noch, es gab 
auch Behinderungen unserer Arbeit. 
Doch wir lassen uns nicht irritieren 
und einschüchtern, so Tim Haller von 
der Initiative Rems-Murr nazifrei zu 
Ende der Demonstration. „Wir sehen 
uns wieder auf der Straße! Gegen ras¬ 
sistische Hetze und Gewalt! Für ein so¬ 
lidarisches Miteinander! 

Dieter Keller 
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Aktive Eingriffe in das passive Wahlrecht 

Über die Klassenlinien und die Knete im Kommunalwahlkampf 


D ie Bundesrepublik Deutschland 
hat ein feines Wahlgesetz: „Die 
Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages werden in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und ge¬ 
heimer Wahl gewählt. Sie sind Vertre¬ 
ter des ganzen Volkes, an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden und nur 
ihrem Gewissen unterworfen.“ Soweit 
der Artikel 38 des Grundgesetzes. 

Werden die wohlfeilen Begriffe all¬ 
gemein, unmittelbar, frei, gleich und ge¬ 
heim in eine Beziehung zum passiven 
Wahlrecht gesetzt, also zum Recht, ge¬ 
wählt zu werden, dann zeigen sich auch 
da erhebliche Eingriffe ins Wahlrecht. 
Diese Eingriffe haben Geschichte. Sie 
unterliegen den Klassen- und Macht¬ 
verhältnissen in der kapitalistischen 
Monarchie und späteren Republik 
Deutschland. 

Bis zum 14. August 1919 galt die 
Bismarcksche Reichsverfassung von 
1871. Das damalige Wahlrecht ging zu¬ 
rück auf das Wahlrecht der Frankfur¬ 
ter Nationalversammlung (1849). Kri¬ 
terien schon damals: allgemein, gleich, 
geheim und direkt. Gravierende Aus¬ 
nahmen: Frauen und „Sozialhilfeemp¬ 
fänger“ durften nicht wählen. Das Klas¬ 
senwahlrecht der Einzelstaaten, insbe¬ 
sondere in Preußen, hob allerdings die 
Gleichheit generell auf: Wer mehr Geld 
hatte, der hatte mehr Stimmrecht. Wer 
mehr Stimmen hatte, der hatte mehr 
Macht. Und wer mehr Macht hatte, 
der konnte sich wiederum mehr Geld 
sichern. 

Diese Mühle aus dem Kaiserreich 
dreht sich noch heute. Um die Wahl¬ 
mühle in Schwung zu bringen, bedarf 
es der Wahlwerbung. Mit ihrem kom¬ 
merziellen Einsatz ist der Grundsatz 
der „Gleichheit“ zwischen den Partei¬ 


en bereits aufgehoben. Die Düsseldor¬ 
fer CDU setzt zum Beispiel im Wahl¬ 
kampf neben 2 000 Plakaten auch 85 
„Wesselmänner“ ein. Das sind die be¬ 
kannten Großwerbeflächen (2,90 mal 
3,70 Meter), denen eine größere Auf¬ 
merksamkeit zugesprochen wird. Hoch 
ist allerdings auch der Preis: 500 Euro 
pro Stellwand. Das wären für die CDU 
in Düsseldorf 42 500 Euro allein für 
diese Werbeträger. Die SPD nennt 
für ihren Werbeetat als Gesamtsum¬ 
me den Betrag von 200 000 Euro. Die 
Grünen bringen es auf 1 000 Plakate 
und zwölf „Wesselmänner“. Die FDP 
will 100 Großplakate. Ihr Wahlkampf- 
Etat: 80 000 Euro - immer nur bezogen 
auf die Stadt Düsseldorf. 

Die Plakat-Flut irritiert sogar die 
bürgerliche Presse. Vielleicht wären 
den Verlagen großformatige Anzeigen 
angenehmer. Die Düsseldorfer DKP 
kann die Medien beruhigen - und wird 
dennoch von den Redaktionen weg¬ 
zensiert: Es gibt 100 Stellplätze für 200 
Plakate und 50 Plakate als stille Reser¬ 
ve für die erwarteten Zerstörungen. Al¬ 
les läuft ehrenamtlich. 

★ 

Die gravierende Ungleichheit der Par¬ 
teien zeigt sich nicht nur an den Aus¬ 
gaben für die Werbung. Sie zeigt sich 
natürlich auch an den Einnahmen von 
denen, die in die Parteien investieren, 
um nach der Wahl bedient zu werden. 
Eines der bekanntesten offenen Ge¬ 
heimnisse war die Millionenspende 
von „Mövenpick“ (August von Finck) 
an die FDP, die danach den Mehrwert¬ 
steuersatz für Hotels von 19 auf 7 Pro¬ 
zent senkte. Die CSU bekam übrigens 
430 000 Euro. Oder: Die Quandt-Fa- 
milie (BMW) zahlte 690 000 Euro 
und bekam dafür von Angela Mer¬ 


kel die Unterstützung für die europa¬ 
weite Zulassung ihrer Dreckschleu¬ 
dern. Die Spendenaffären von Helmut 
Kohl (CDU-Vorsitzender vom 12. Juni 
1973 bis 7. November 1998) und Wolf¬ 
gang Schäuble (CDU-Vorsitzender von 
7. November 1998 bis 16. Februar 2000) 
ist bis heute nicht in allen Tiefen aufge¬ 
klärt. 1,3 Million DM gingen von Thys¬ 
sen auf einem Schweizer Parkplatz an 
die CDU. Kohl selber kassierte 2,1 Mil¬ 
lionen DM illegaler Parteispenden. Er 
gab sein „Ehrenwort“, die Spender 
nicht zu nennen. 

Die Familie Ehlerding spendete 
6,5 Millionen DM. Sie bekam die Zusa¬ 
ge für 110 000 Eisenbahnerwohnungen. 
Aus dem Sumpf ragen die Köpfe von 
Manfred Kanther, Roland Koch, Walter 
Leisler Kiep, Max Strauß und anderen 
heraus. „Versüßt“ wurde die Situation 
durch eine Spende über 1 Million DM 
von „Ferrero“. Durch Gewerbesteu¬ 
ermanipulationen am CDU-geführ- 
ten Standort Stadtallendorf wurden 
13 Millionen DM Steuern gespart. 

★ 

Es geht auch noch anders: „Beziehungs¬ 
pflege“ der prickelnden Art. Düssel¬ 
dorfs Oberbürgermeister Dirk Elbers 
(CDU) und mehr als 50 weitere Emp¬ 
fänger wurden von der Firma Indus- 
Partei „Die Linke“ trieterrains Düssel¬ 
dorf-Reisholz (IDR) mit Champagner- 
Kisten verwöhnt. Der Wert einer Kis¬ 
te: 250 Euro. Diese süffisante Form der 
Vorteilsannahme wurde juristisch mini- 
malisiert: Elbers bekam von der Staats¬ 
anwaltschaft eine Geldauflage von 10 
000 Euro. Der Focus schrieb - weit vor 
dem Hoeneß-Skandal - über den nicht 
einsichtigen, aber gönnerhaften OB: 
„Dirk Elbers ist bereit die Geldaufla¬ 
ge zu begleichen.“ Damit war die Ange¬ 


legenheit erledigt. Bleibt nachzutragen, 
dass es sich bei den Champagner-Kis¬ 
ten fast um Selbstbedienung handelte, 
denn die IDR ist ein städtisches Toch¬ 
terunternehmen, 

★ 

Freundschaftspflege gibt es natürlich 
auch im benachbarten Köln: Die Bau- 
wens-Gruppe mit den Gesellschaftern 
Paul Bauwens-Adenauer und Patrick 
Adenauer - zwei Enkel von Konrad 
Adenauer - verkaufte dem landesei¬ 
genen Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
(BLB) mehrere Grundstücke, die sie 
selber erst kurz zuvor erworben hatten. 
„Zufällig“ mussten die Gesellschafter 
erfahren haben, dass hier mit einer 
„Zwischenschaltung“ Geld zu machen 
ist, weil ein neues Domizil für die Fach¬ 
hochschule geplant wurde, also wohl 
auch ein Grundstück gesucht werden 
müsste. Die Adenauers kauften unter 
anderem ein Teilgrundstück („Dom- 
Brauerei“) für 23 Millionen Euro, ver¬ 


kauft wurde es dann für 33,4 Millionen 
Euro. Paul A. nennt das die „Generie¬ 
rung eines Wertsteigerungspotentials“. 
Der neue FH-Standort im Kölner Sü¬ 
den ist Bestandteil eines Masterplans 
aus der Feder von Albert Speer. 

Was den Adenauers das Baulandge¬ 
schäft für die FH war, war für die SPD 
im Jahr 2002 die Parteispende über 
830 000 DM. Im Gegenzug für diese 
„Beatmung“ ging es um den Zuschlag 
für eine Müllverbrennungsanlage. 

★ 

Fazit: Es gibt keine Gleichheit bei den 
Wahlbedingungen. Die Wahlbewerber 
sind nach dem gedruckten Papier des 
Grundgesetzes frei - in der Wirklich¬ 
keit aber doch so manchen Verpflich¬ 
tungen unterlegen. - Die Losung für 
die Wahl der DKP zum Gerresheimer 
Rathaus lautet: „Konsequent und un¬ 
bestechlich!“ Das ist ein verbindlicher 
Klassenauftrag. Uwe Koopmann 


Abgestufte Chancengleichheit bei den Wahlen 

Unter Chancengleichheit bei den Wahlen könnte verstanden werden, dass allen 
Parteien die gleichen Möglichkeiten eingeräumt werden, die Wählerinnen zu 
informieren. Dem ist aber nicht so. Die Wahlkommission der OSZE hat den 
rechtlichen Rahmen der Wahlen analysiert. Zeitungsanzeigen der Parteien etwa 
hängen vom Geld ab und von der Macht der Medien, diese Anzeigen zu dru¬ 
cken oder auch nicht. Die Kommission kam schon bei der Bundestagswahl 2009 
hinsichtlich des Rundfunkstaatsvertrages zu folgendem Ergebnis: „In §42(2) 
wird geregelt, dass Parteien, für die mindestens eine Landesliste zugelassen 
wurde,,angemessene 4 Sendezeit einzuräumen ist. Auf diese Sendezeit wird das 
Prinzip der ,abgestuften Chancengleichheit 4 angewendet. Dadurch erhalten 
die größeren Parlamentsparteien bis zu doppelt so viel Sendezeit wie kleinere 
Parlamentsparteien, die wiederum nicht mehr als das Doppelte der Sendezeit 
erhalten als die nicht im Parlament vertretenen Parteien.“ Die Kommission kri¬ 
tisiert, „dass die Kriterien zur Festlegung der Ansprüche (auf Sendezeit, d. V.) 
in einer internen, nicht öffentlich verfügbaren Regelung niedergelegt seien.“ 
OSZE/ODIHR-Wahlbewertungsbericht 2009, Seite 20/21 


Mitregieren um jeden Preis? 

„Die Linke“ macht sich für anstehende Landtagswahlkämpfe bereit. 

In Thüringen könnte Bodo Ramelow erster linker Ministerpräsident werden 


Die Partei „Die Linke“ steht in den 
Startlöchern für die bevorstehenden 
Landtagswahlen. In Sachsen, Thürin¬ 
gen und Brandenburg werden in die¬ 
sem Jahr neue Landtage gewählt und 
in allen drei Bundesländern haben die 
demokratischen Sozialisten zumindest 
eine Chance, an den jeweiligen Landes¬ 
regierungen beteiligt zu werden. 

Aktuellen Umfrageergebnissen zu¬ 
folge, kann die Partei in Brandenburg, 
wo wie in Thüringen am 14. Septem¬ 
ber gewählt wird, damit rechnen, auch 
zukünftig gemeinsam mit der SPD die 
Regierung zu stellen. Dies, obwohl die 
Partei „Die Linke“ dort mehrere ihrer 
früheren Wahlkampfversprechen ge¬ 
brochen hat. Laut der letzten, Mitte 
März veröffentlichten Meinungsum¬ 
frage, könnte „Die Linke“ in Branden¬ 
burg 25 Prozent der Wählerstimmen 
auf sich vereinen. Die SPD käme auf 
32 Prozent, für die CDU votierten dem¬ 
nach 24 Prozent der Brandenburger, die 
Bündnisgrünen würden den Landtags¬ 
einzug mit sechs Prozent knapp schaf¬ 
fen. Damit könnte das amtierende 
rot-rote Regierungsbündnis die Amts¬ 
geschäfte auch in der kommenden Le¬ 
gislaturperiode fortführen. Während in 
Brandenburg alternativ zu den Regie¬ 
rungssozialisten auch die DKP antritt, 
ist dies in Thüringen und Sachsen nicht 
der Fall. 

Während dessen sieht es in Thürin¬ 
gen so aus, als könnte es dem dortigen 
Linken-Spitzenkandidaten Bodo Ra¬ 
melow tatsächlich gelingen, nach der 
Wahl erster Ministerpräsident der de¬ 
mokratischen Sozialisten zu werden. 

Seine Partei liegt aktuell in Um¬ 
fragen bei 28 Prozent und wäre damit 
stärkste Partei. Sollte die SPD tatsäch¬ 
lich auch als Juniorpartner der Partei 
„Die Linke“ in eine Landesregierung 
einsteigen, was führende Sozialdemo¬ 
kraten keineswegs mehr ausschließen, 
hätte „rot-rot“ mit insgesamt 45 Pro¬ 


zent eine parlamentarische Mehrheit 
vor CDU (38 Prozent) und Grünen 
(6 Prozent). 

Unter der Führung Ramelows will 
die Partei vor allem mit den Themen 
Bildung, Demokratisierung, einer so¬ 
zialen Energiewende und Maßnahmen 
gegen Abwanderung bei den Wählern 


punkten. In Sachsen, wo am 31. August 
ein neuer Landtag gewählt werden 
wird, orientiert die Partei „Die Linke“ 
auf ein Bündnis mit Sozialdemokraten 
und Bündnis 90/Die Grünen. Dass es im 
Freistaat tatsächlich zu „Rot-rot-grün“ 
kommen könnte, ist zwar an sich mög¬ 
lich, gilt jedoch eher als unrealistisch. 
Droht doch in Sachsen nach wie vor 
eine absolute Mehrheit der CDU. 

Hinzu kommt, dass sich der Um¬ 
gang zwischen den Parteien in den letz¬ 


ten Jahren entkrampft hat, doch sowohl 
SPD als auch Grüne auf eine gemeinsa¬ 
me Koalition mit der CDU schielen, die 
seit der Annexion der DDR mit unter¬ 
schiedlichen Partnern im Freistaat re¬ 
giert. 

So sieht eine Umfrage, die Ende 
März veröffentlicht wurde, die Partei 


„Die Linke“ bei 17 Prozent. Ihr folgen 
die SPD mit 15 und Bündnis 90/Die 
Grünen mit sechs Prozent der Stim¬ 
men. Hingegen kämen die regierenden 
Christdemokraten auf satte 45 Prozent, 
die mitregierende FDP wäre mit vier 
Prozent nicht mehr im Landtag vertre¬ 
ten. Obwohl die NPD derzeit nur mit 
vier Prozent der Wählerstimmen ge¬ 
handelt wird, könnte die neofaschisti¬ 
sche Partei - aller Skandale zum Trotz - 
doch mit einem besseren Realergebnis 


rechnen. Schließlich lag die Anzahl der 
NPD-Wähler bei den Wahlen stets hö¬ 
her, als bei den diesbezüglichen Umfra¬ 
gen. Die selbsternannte Alternative für 
Deutschland (AfD) käme unterdessen 
auf insgesamt sechs Prozent und wildert 
ganz offensichtlich maßgeblich bei bis¬ 
herigen FDP- und NPD-Wählern. 

Für die Partei „Die Linke“ dürfte 
sich hingegen rächen, dass sie bei ih¬ 
rem Landesparteitag Anfang April den 
bisherigen Landtagsabgeordneten Vol¬ 
ker Külow aus Leipzig, immerhin Vor¬ 
sitzender des größten Linke-Stadtver¬ 
bandes bundesweit, abstrafte. Külow, 
der zum linken Flügel der Partei gehört, 
scheiterte mit mehreren Kandidaturen 
für hintere, aber als sicher geltende 
Listenplätze. Darüber hinaus dürften 
die „rot-rot-grünen“ Bündnispläne des 
sächsischen Spitzenkandidaten Rico 
Gebhardt durch die sich abzeichnen¬ 
de Zusammensetzung des nächsten 
Landtages deutlich erschwert werden. 
So werden mit dem engagierten SPD- 
Abgeordneten Karl Nolle und dem zum 
linken Flügel der Grünen gehörenden 
Johannes Lichdi gleich zwei wortgewal¬ 
tige Befürworter einer Koalition mit 
den demokratischen Sozialisten nicht 
mehr im Landtag vertreten sein. 

Lichdi hatte unter anderem auf¬ 
grund des politischen Kurses der grü¬ 
nen Fraktionschefin Antje Hermenau 
auf eine neuerliche Kandidatur ver¬ 
zichtet und harsche Kritik an ihr ge¬ 
übt. Er kenne sie seit 20 Jahren und sei 
deshalb überzeugt, „dass sie nur ein 
Ziel hat: Schwarz-Grün“, sagte der Ab¬ 
geordnete im Februar in einem Inter¬ 
view. Hermenau sei „davon überzeugt, 
die Partei nach der Wahl zwingen zu 
können, ihrem Kurs zu folgen“, so seine 
Einschätzung. Das mit derart umstrit¬ 
tenen Persönlichkeiten wie Hermenau 
tatsächlich eine Regierung zu machen 
ist, dürfte hingegen sowieso mehr als 
bezweifelt werden. Markus Bernhardt 


Nicht in unserem 
Namen! 

Anti-Atom-Gruppen lehnen 
Beteiligung an Atommüll- 
Kommission ab 

In einer Pressemitteilung mehrerer Ini¬ 
tiativen heißt es unter anderem: 

Nachdem es eine breite Diskussion 
über die Teilnahme von Umweltver¬ 
bänden an der „Endlager“-Kommis¬ 
sion innerhalb der Bewegung gab, die 
in einer geschlossenen Ablehnung ei¬ 
ner Teilnahme endete, ist der BUND 
(Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland) aus der Runde ausge¬ 
stiegen und hat im Alleingang seine 
Teilnahme beschlossen. (...) 

Aus Sicht vieler Anti-Atom-Initi¬ 
ativen ist Vertrauen in die Politike¬ 
rinnen, die Atomkraftwerke bis 2022 
weiter betreiben wollen und gleichzei¬ 
tig den unbefristeten Weiterbetrieb 
von Atomfabriken in Gronau und 
Lingen und damit eine weitere Pro¬ 
duktion von Atommüll ermöglichen, 
fehl am Platz. Die Eile, die von Sei¬ 
ten der parlamentarischen Ebene in 
Sachen des hochradioaktiven Atom¬ 
mülls an den Tag gelegt wird, ist nach 
Ansicht der Atomkraftgegnerinnen 
hinsichtlich eines Atomausstiegs auf 
ganz anderen Ebenen geboten. Die 
geplante Restlaufzeit der Atommei¬ 
ler sowie der Export von Atomtech¬ 
nologie bergen erhebliche Risiken, 
die eine sofortige Abschaltung erfor¬ 
derlich machen. Auch bei der Uranan¬ 
reicherung, dem weltweiten Vertrieb 
von Kernbrennstoffen und nicht zu¬ 
letzt der Suche nach einem weniger 
schlechten Umgang mit Atommüll ist 
schnelles Handeln gefragt. 

Unserer Ansicht nach dient die¬ 
se Kommission, in der Politikerinnen 
und Atomwirtschaft die Diskussions¬ 
bedingungen diktieren, nur als Fei¬ 
genblatt und letztendlich zur Durch¬ 
setzung des ungeeigneten Lagers in 
Gorleben. (...) 

(Vollständiger Text auf www.contra- 
tom.de) 



Foto vom Bau des neuen Landtagsgebäudes in Potsdam (Brandenburg, Mai 
2012). 
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Polizei in Rom vertreibt Arme 

Bei der gewaltsamen Räumung eines von 
armen Familien besetzten Bürogebäudes 
in Rom sind am Mittwoch mehrere Men¬ 
schen verletzt worden. Polizisten schlugen 
mit Knüppeln auf etwa 200 Demonstran¬ 
ten ein, die das Gebäude blockierten, wie 
AFP-Reporter beobachteten. Unter den 
Verletzten war ein Mann mit einer bluten¬ 
den Kopfwunde und eine Frau mit einem 
gebrochenen Bein. 

In dem leerstehenden Versicherungsge¬ 
bäude im Süden der italienischen Haupt¬ 
stadt hatten sich rund 350 italienische und 
ausländische Familien einquartiert. Bis zu 
150 Polizisten waren angerückt, um die Fa¬ 
milien zu vertreiben. „Die Räumung wird 
durchgesetzt. Wir werden jeden verhaften, 
der sich widersetzt“, sagte ein Polizeispre¬ 
cher. 

Die neue italienische Regierung hat 
gegen die grassierende Wohnungsnot in 
Rom Maßnahmen beschlossen, so sollen 
die Mietzuschüsse für arme Familien in 
diesem und im nächsten Jahr auf insge¬ 
samt 200 Millionen Euro aufgestockt wer¬ 
den. Zugleich beschlossen die Behörden, 
härter gegen Hausbesetzer vorzugehen. 
Kritiker sagen, die Mietzuschüsse reich¬ 
ten nicht aus, um die Wohnungsmisere zu 
entschärfen. Sie verlangen, die Regierung 
müsse mehr gegen den Leerstand unter¬ 
nehmen. Nach Recherchen des italieni¬ 
schen Magazins „Panorama“ vom vergan¬ 
genen Monat stehen alleine in Rom etwa 
50 000 Wohnungen leer. ZLV 


US-Jets bleiben in Polen 

Die Stationierung von Kampljets der 
USA-Luftwaffe in Polen wird bis Ende 
2014 verlängert, ließ der polnische Militär¬ 
minister Siemoniak mitteilen. Die bisher 
stationierten Flugzeuge sollen im Juni von 
18 Jets vom Typ F-16 abgelöst werden. Bei 
einem Treffen mit Pentagonchef Chuck 
Hagel wurde auch über eine Erweiterung 
der militärischen Präsenz der USA in Po¬ 
len gesprochen. Polens Außenminister Ra- 
doslaw Sikorski hatte den Wunsch nach 
einer Präsenz von 10 000 NATO-Soldaten 
mit schwerer Panzertechnik im Land ge¬ 
äußert. 


Hasta siempre 
Comandante Buschmann 

Am 10. April verstarb in Valparaiso/Chi¬ 
le im Alter von 71 Jahren Sergio Busch¬ 
mann Silva, einer der menschlichsten, 
mutigsten und meist geachteten Kämp¬ 
fer gegen die Pinochet-Diktatur. Als Sohn 
einer wohlhabenden Großgrundbesitzer¬ 
dynastie im Süden Chiles fand er recht 
früh zur Arbeiter-und Bauernbewegung 
und trat in die Kommunistische Partei 
ein, deren aktives und geschätztes Mit¬ 
glied er bis zu seinem Tode war. Von 
Beruf Schauspieler wurde er nach 1973 
führendes Mitglied des bewaffneten Wi¬ 
derstandes „Frente Patriötico Manuel Ro- 
driguez“. Hier spielte er eine zentrale Rol¬ 
le bei der heimlichen Einfuhr von gro¬ 
ßen Mengen von Waffen und Munition 
für den Kampf gegen die Tyrannei. Nach 
seiner Gefangennahme wurde er schwer 
gefoltert, konnte jedoch auf spektakuläre 
Weise mit drei seiner Genossen fliehen 
und wurde so zum meist gesuchten und 
dadurch bekanntesten Guerriero Chiles. 
Anfang dieses Monats unterzog er sich 
nun tapfer, optimistisch und voller Le¬ 
bensfreude einer notwendigen, aber sehr 
riskanten Herzoperation, deren Folgen er 
wenige Tage später erlag. 

In der Mitteilung des Menschenrechts¬ 
komitees „Carmen Gloria Lenares“ und 
der Kommunistischen Partei Valparaiso 
„Carlos Andrade“ heißt es: 

„Wir bedanken uns für die tausendfach 
gezeigte Unterstützung und Solidarität der 
Genossinnen und Genossen im In- und 
Ausland, besonders aus der Bevölkerung, 
von führenden Mitgliedern der Regie¬ 
rung, der Politik - hier besonders seiner 
Kommunistischen Partei - und der „Neu¬ 
en Mehrheit“ (Regierungsbündnis von 
Christdemokraten, Sozialisten und Kom¬ 
munisten), seiner Companeros vom Frente 
Patriötico Manuel Rodriguez, der Gewerk¬ 
schaften, der Universitäten aus Kunst und 
Kultur. Wir wissen, dass dieser konsequen¬ 
te und vorbildliche Kämpfer für Freiheit, 
Demokratie und Sozialismus auch hier 
über das Mögliche hinaus kämpfte, aber 
dann doch durch den Tod besiegt wurde, 
der ihm sein Leben nahm, aber niemals 
seine Freiheitsträume.“ 


Ein Funken Hoffnung 

Die Erklärung von Genf darf nicht neu interpretiert werden 


D ie Erklärung, die nach dem Tref¬ 
fen der Delegationen Russlands, 
der USA, der EU und der ukrai¬ 
nischen Putschisten am Donnerstag in 
Genf veröffentlicht wurde, könnte ein 
erster Schritt zu einer friedlichen Lö¬ 
sung in der Ukraine sein, zur Vermei¬ 
dung des Wahnsinns eines Bürgerkrie¬ 
ges, wie die Kommunistische Partei der 
Ukraine es formulierte. Die Chancen 
dafür stehen allerdings nicht allzu gut. 

Zunächst gehen die Formulierungen 
in dieser Erklärung nicht über den Inhalt 
der Vereinbarung hinaus, die am 22. Fe¬ 
bruar in Kiew zwischen dem damaligen 
Präsidenten der Ukraine und den Anfüh¬ 
rern der Putschisten unterzeichnet wor¬ 
den war - gegengezeichnet damals von 
den Außenministern der BRD und Po¬ 
lens. Die Tinte dieser Unterschriften war 
kaum getrocknet, da wurde das Papier 
von den putschbereiten Sturmtruppen 
auf dem Maidan schon in der Luft zerris¬ 
sen. Präsident und Regierung wurden ge¬ 
waltsam gestürzt, gewaltbereite Gruppen 
wurden weiter bewaffnet - und nicht, wie 
vereinbart, entwaffnet - und nur ein Teil 
der besetzten Gebäude und Plätze wurde 
geräumt. Von der vereinbarten Arbeit an 
einer neuen Verfassung ist bisher nichts 
zu sehen. 

Statt auf der Erfüllung der Vereinba¬ 
rung von Kiew zu bestehen, haben die 
bestimmenden Kreise der USA und der 
EU die Putschisten als „Regierung“ aner¬ 
kannt und sie nach deren Gutdünken ge¬ 
währen lassen. Dazu gehört auch der Ter¬ 
ror faschistischer Gruppen gegen Kom¬ 
munisten und weitere Andersdenkende, 
einschließlich der Besetzung und Zerstö¬ 
rung von Gebäuden. 


Daher ist es ein bedenkliches Zeichen, 
wenn bereits in den ersten Kommenta¬ 
ren im Westen von einer angeblich ver¬ 
einbarten „Entwaffnung der Separatisten“ 
gesprochen wird. Denn erstens ist „Sepa¬ 


ratisten“ nichts anderes als ein Propagan¬ 
dabegriff, denn die damit bezeichneten 
Protestierenden in der Ostukraine wollen 
keine „Separation“, sondern fordern im 
Widerstand gegen die Putschistenjunta in 
Kiew lediglich ein Referendum über die 
politische Zukunft ihrer Region innerhalb 
der Ukraine. Und zweitens dekretiert die 


Genfer Erklärung die Entwaffnung AL¬ 
LER illegalen bewaffneten Gruppen. Frag¬ 
lich ist, ob das auch auf die bewaffneten 
Faschisten angewendet werden soll. Und 
ob der„Euro-Maidan“ in Kiew von seinen 


Besetzern geräumt wird, ist ebenso wenig 
wahrscheinlich. 

Ein großes Problem dieser Einigung 
von Genf besteht darin, dass nicht festge¬ 
legt wurde, wie die Forderung nach Ent¬ 
waffnung umgesetzt werden soll. Klar ist 
lediglich, dass Russland dafür gar nicht zu¬ 
ständig sein kann. 


Daher ist leider zu erwarten, dass der 
kleine Funken Hoffnung, der am Don¬ 
nerstagabend in Genf aufblitzte, in dem 
Moment verglüht, in dem - wie im Fall 
der Kiewer Vereinbarung vom Februar 


oder im Fall der Genfer Vereinbarung zu 
Syrien vom Sommer 2012 - der Westen 
dieses Papier in seinem Sinne neu in¬ 
terpretiert. Die Androhung neuer Sank¬ 
tionen gegen Russland für den Fall der 
Nichterfüllung lässt jedenfalls nichts Gu¬ 
tes ahnen. 

Uli Brockmeyer 



Diese Demonstranten in Donezk brauchen nicht entwaffnet zu werden. 


Alles bleibt beim Alten - vorläufig 

Nach den Wahlen in Algerien wurde wie erwartet Bouteflika zum Sieger erklärt 


Ganz Algerien sei gefangen von dem Phan¬ 
tom im Präsidentenpalast El Mouradia, 
schrieb „L‘Observateur“ aus Burkina Faso. 
Mit dem Phantom ist der 77-jährige Präsi¬ 
dent Abdelaziz Bouteflika gemeint, der seit 
seinem Schlaganfall im Frühjahr letzten 
Jahres gerade mal zwei Kabinettssitzungen 
beiwohnen konnte. Und im Wahlkampf 
ließ er seine Reden verlesen. Ins Wahllokal 
schob man ihn auf einem Rollstuhl mehr 
tot als lebendig. Nicht nur für die Deut¬ 
sche Welle stand das Ergebnis schon vor 
der Wahl fest, die Europäische Union hat¬ 
te nicht einmal Wahlbeobachter geschickt. 

Und wie erwartet erklärte das alge¬ 
rische Innenministerium den kranken 
Greis schon am vergangenen Freitag, 
einen Tag nach der Wahl, mit überra¬ 
genden 81,5 Prozent der abgegebenen 
Stimmen zum Wahlsieger. 

Von den fünf Gegenkandidaten er¬ 
rang allenfalls der frühere Ministerprä¬ 
sident Ali Benflis einen Achtungser¬ 
folg mit 12,8 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Er hatte sich dem Unter¬ 
nehmerverband gegenüber in einem 
Brief mit ultraliberalen Versprechun¬ 
gen geoutet, die Arbeit zu flexibilisie¬ 
ren, Staatsbetriebe zu privatisieren, das 
„Investitionsklima zu verbessern“ und 
Steuern zu senken. Vergessen wir nicht: 
Was sich der Sozialist Hollande nicht 
traute, setzte die algerische Regierung 
im Mai letzten Jahres durch und re- 
nationalisierte das große Stahlwerk 
Annaba von Arcelor Mittal nach dem 
49/51%-Gesetz. Die Globalisierungs¬ 
gegnerin Luisa Hanoune von der in 
trotzkistischer Tradition stehenden Par¬ 
tei der Arbeit (PT) hatte keine Chan¬ 
cen. Sie setzte sich im Wahlkampf unter 
anderem dafür ein, das Assoziierungs¬ 
abkommen mit der Europäischen Uni¬ 
on zu kündigen und spricht sich für die 
Schaffung einer Vermögenssteuer aus. 

Für den marxistisch-leninistischen 
PADS, die „Algerische Partei für Demo¬ 
kratie und Sozialismus“ ist die Wahl eine 
Farce, kein Kandidat sei wählbar. Auch 
nicht Louisa Hanoune, der der PADS 
vorwirft, „die Arbeiter zu täuschen, in¬ 
dem sie sie glauben macht, Bouteflika 
stehe auf ihrer Seite, nur seine Umge¬ 
bung sabotiere dessen Politik“. PADS 
warnt vor der hausgemachten libera¬ 


len Opposition wie auch vor der Unter¬ 
wanderung der Zivilgesellschaft durch 
obskure, in verschiedensten Farben er¬ 
scheinende Initiativen auf Rechnung 
der herrschenden Klasse. Wieweit die 
Protestbewegung Barakat („Es reicht“) 
in der Lage ist, dem Überdruss der Be¬ 
völkerung fortschrittlichen Ausdruck zu 
geben, wird sich noch zeigen müssen. 


PADS sprach sich wie Barakat da¬ 
für aus, ungültig zu wählen, den Wahl¬ 
zettel als Protest zu benutzen, Slogans 
draufzuschreiben wie „Nieder mit dem 
despotischen kapitalistischen Regime 
von Bouteflika“, „Nein zur Verarmung 
der Arbeiter und der Jugend“. Denn 
„die arbeitende Bevölkerung hat nichts 
zu erwarten von dem Regime“. 

Zum vierten Male schon wurde der 
seit 1999 amtierende Präsident am 17. 
April wiedergewählt.260 000 Gendar¬ 
men sollten für Ruhe um die 50 000 
Wahllokale sorgen. In der Hauptstadt 
blieb es auch relativ ruhig, während im 
Departement Bouira zum Beispiel ein 
Wahllokal in Saharadij Wilaya nieder¬ 
brannte und Hunderte von Protestie¬ 
renden wie auch in El Asnam von der 
Polizei gewaltsam vertrieben wurden. 


Nach den über 90 Prozent bei den letz¬ 
ten Wahlen, für die er die Verfassung 
ändern ließ, schraubte man unter den 
gegebenen Umständen die Erwartun¬ 
gen auf 75 Prozent herunter. War die 
Wahlbeteiligung 2009 offiziell bei 74,11 
Prozent - die US-Botschaft schätzte 
zwischen 25 und 30 Prozent - wurde sie 
diesmal offiziell mit 51,7 Prozent ange¬ 


geben. Der ultraliberale Ali Benflis hat 
schon Wahlbetrügereien angeprangert. 

Präsident Abdelaziz Bouteflika steht 
für den „Status quo“ oder wie die bun¬ 
deseigene Germany Trade & Invest 
GmbH schrieb: „ ... die herrschende 
Klasse wird den Konsum durch die Ein¬ 
nahmen aus dem Energiesektor stützen 
... Das gegebene Protestpotential dürf¬ 
te das Regime nicht gefährden.“ Die 
Wiederwahl des „letzten Mohikaners“ 
der algerischen Befreiungsbewegung, 
so die senegalesische Tageszeitung „Le 
Soleil“ wird den widerstreitenden Kräf¬ 
ten des herrschenden Regimes - die Re¬ 
gierungspartei FLN, das Militär, der Ge¬ 
heimdienst, der Clan Bouteflika, - die 
Zeit geben, um die Zeit nach Bouteflika 
zu regeln. Erinnern wir uns: 1978 wurde 
der verstorbene Präsident Houari Bou- 


mediene geschlagene 45 Tage künstlich 
am Leben gehalten, bis die Nachfolge 
geregelt war: Damals kam Bouteflika 
nicht zum Zug. Das Militär bestimm¬ 
te den Kommandanten der 2. militäri¬ 
schen Region, General Chadli Bendje- 
did, zum Nachfolger, die Wahl danach 
Formsache. 

Wird einer aus dem Bouteflika-Clan 


Bouteflika beerben? Vielleicht auf dem 
zu schaffenden Posten eines Vize-Präsi- 
denten? Wird General Toufik, der Chef 
des mächtigen Geheimdienstes DRS, in 
die Wüste geschickt, um den Dienst zu 
„restrukturieren“? Werden die Unter¬ 
nehmer wie in Frankreich „ermutigt“, 
was Issad Rebrab fehlt, dem einzigen 
Vertreter Algeriens in der illustren Mil¬ 
liardärs-Liste 2014 des amerikanischen 
Wirtschaftsmagazins Forbes? „Diese 
Wahl wird keines der schwerwiegen¬ 
den ökonomischen, sozialen und poli¬ 
tischen Probleme regeln“ so PADS in 
ihrer Erklärung vor den Wahlen. „Für 
einen radikalen Wechsel auf dem Weg 
des Fortschritts und des Sozialismus 
wird der Kampf der Arbeiter und der 
Volksmassen in allen Formen fortzuset¬ 
zen sein.“ Georges Hallermayer 
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Maduro verhandelt mit den Rechten 

Regierung und Opposition in Venezuela einigen sich auf gemeinsamen Kampf gegen Kriminalität 



Oscar Figuera: Zugeständnisse an den Faschismus"? 


I n Venezuela haben Regierung und 
Opposition bei der zweiten Runde 
ihrer von der Union Südamerikani¬ 
scher Nationen (UNASUR) und dem 
Vatikan vermittelten Gespräche am 
15. April erste Vereinbarungen erzielt. 
Das Bündnis der Regierungsgegner, 
der „Tisch der demokratischen Ein¬ 
heit“ (MUD), distanzierte sich erneut 
„von jeder Gewalt“ und erkannte die 
Verfassung als rechtlichen Rahmen al¬ 
ler politischen Auseinandersetzungen 
an. Zudem will sich die Opposition an 
dem von Präsident Maduro vorgestell¬ 
ten „Nationalen Befriedungsplan“ be¬ 
teiligen. 

MUD-Koordinator Ramön Guil- 
lermo Aveledo erklärte nach Ende der 
Gespräche im staatlichen Fernsehen 
VTV, die von der Opposition gestell¬ 
ten Bürgermeister und Gouverneure 
würden sich im Rahmen ihrer Aufga¬ 
ben an dem von der Zentralregierung 
aufgenommenen Kampf gegen das or¬ 
ganisierte Verbrechen beteiligen. 

Der „Plan Nacional de Pacificaciön“ 
war schon am 14. Februar von Nicolas 
Maduro vorgestellt worden. Zu den 
zehn strategischen Grundzügen dieses 
Pakets gehört etwa die Entwaffnung 
der kriminellen Banden. Der Staats¬ 
chef sprach in diesem Zusammenhang 
von rund 600 Gruppen in Venezue¬ 


la, mit denen die Sicherheitskräfte in 
Verhandlungen seien, um sie von ihrem 
kriminellen Weg abzubringen, sie von 
der Abgabe ihrer Waffen zu überzeu¬ 
gen und in das öffentliche Leben zu 
integrieren. 

In anderen Bereichen gab es eben¬ 
falls eine Annäherung zwischen der Ex¬ 
ekutive und ihren Gegnern. So soll eine 
„Wahrheitskommission“ eingerichtet 
werden, die rund 60 Foltervorwürfe ge¬ 
gen Angehörige der Sicherheitskräfte 
untersuchen soll. Das venezolanische 
Parlament hatte zu diesem Zweck be¬ 
reits eine Kommission eingesetzt, doch 
die Regierungsgegner beharrten auf ei¬ 
nem Ausschuss, der außerhalb der öf¬ 
fentlichen Gewalten wirken sollte. Als 
Kompromiss einigte man sich nun da¬ 
rauf, die Kommission der Nationalver¬ 
sammlung um anerkannte Persönlich¬ 
keiten zu erweitern, „die für alle ver¬ 
trauenswürdig sind“, wie es Aveledo 
formulierte. „Ich hätte nicht gedacht, 
daß es in gerade einmal drei Stunden 
möglich sein würde, so bedeutend vor¬ 
anzukommen“, freute sich anschließend 
Ecuadors Außenminister Ricardo Pa- 
tino, der als Vermittler eigens nach Ca¬ 
racas gereist war. 

Während die staatlichen Medien 
die Zusagen der Opposition feiern, re¬ 
agiert der linke Flügel der Regierungs¬ 


anhänger skeptisch auf die laufenden 
Gespräche. Bei einer Pressekonferenz 
unterstrich der Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei Venezuelas 
(PCV), Oscar Figuera, die vom Impe¬ 
rialismus unterstützte Opposition hal¬ 
te an ihrem Ziel fest, die Erfolge des 
revolutionären Prozesses in Venezue¬ 
la zurückzudrehen. Die PCV sei - wie 
alle Venezolaner - für den Frieden, 


doch dieser könne nicht durch „Zuge¬ 
ständnisse an den Faschismus“ erreicht 
werden. Notwendig sei eine Vertiefung 
des politischen und gesellschaftlichen 
Prozesses. Einen Frieden ohne Be¬ 
strafung der Ausschreitungen könne 
es nicht geben. 

Zudem kritisierte Oscar Figuera, 
dass die Regierung nicht parallel das 
Gespräch mit ihren Verbündeten su¬ 


che. „Während sie diesen Dialog mit 
der Opposition führt, führt sie ihn 
nicht mit den Kräften, die sich dem 
nationalen Befreiungsprojekt ver¬ 
schrieben haben“, so Figuera. Schon 
vor der ersten Gesprächsrunde am 
10. April hatte die PCV verlangt, eine 
Sitzung des „Großen Patriotischen 
Pols“ durchzuführen, in dem sich die 
verschiedenen linken Organisationen 
zusammengeschlossen haben. Die¬ 
ses Treffen kam kurzfristig zustande, 
doch offenbar als Retourkutsche wur¬ 
de dem Vertreter der PCV bei den Ge¬ 
sprächen, Yul Jabour, ein eigener Re¬ 
debeitrag verweigert. 

Die seit Mitte Februar anhalten¬ 
den Ausschreitungen militanter Regie¬ 
rungsgegner haben offiziellen Anga¬ 
ben zufolge bislang 41 Menschenleben 
gefordert. Während die Opposition die 
„Repression“ für diese hohe Zahl ver¬ 
antwortlich macht, kommt eine Studie 
des Rundfunksenders „Alba Ciudad“ 
zu dem Ergebnis, dass lediglich fünf 
Opfer auf Gewaltanwendung durch 
die Sicherheitskräfte zurückgeführt 
werden können. Die meisten Men¬ 
schenleben kosteten Barrikaden und 
Fallen, die von Militanten auf Haupt¬ 
verkehrsstraßen errichtet worden wa¬ 
ren. 

Andre Scheer 


Ein anderer Kurs für Europa 

Gemeinsamer Aufruf zu den Wahlen 
zum Europäischen Parlament 


Die Europäische Union (EU) ertrinkt 
in einer tiefen Krise, die Ausdruck der 
Krise des kapitalistischen Systems und 
seiner Widersprüche ist, ein Resultat 
von konkreter Politik, die das Groß¬ 
kapital, die Finanzialisierung der Wirt¬ 
schaft, die unkontrollierte Zirkulation 
des Kapitals, die Liberalisierung der 
Märkte, Privatisierungen, Angriffe auf 
die öffentlichen Dienstleistungen, eine 
immer größere Akkumulation von Ka¬ 
pital und verstärkte Ausbeutung fördert. 
Diese Politik wurde und wird von der 
Rechten und extremen Rechten, aber 
auch von der Sozialdemokratie ge¬ 
macht. Genauso wie die Krise des Ka¬ 
pitalismus ein Schlaglicht auf die histo¬ 
rischen Grenzen des Systems wirft, zeigt 
die Krise der Europäischen Union, dass 
die EU in ihrem Wesen als neoliberaler 
und militaristischer Struktur und Pro¬ 
zess nicht reformierbar ist. Ein anderes 
Europa wird nur möglich sein, wenn die 
Grundlagen, auf denen die EU aufge¬ 
baut wurde, radikal verändert werden. 

Konfrontiert mit der Krise fördert 
die EU die Finanzierung von Groß¬ 
banken, die Umwandlung von privaten 
Schulden in öffentliche Schulden, und 
nutzt das als ein Instrument der wirt¬ 
schaftlichen und politischen Herrschaft. 
Sie entfesselt eine gewalttätige Offensi¬ 
ve gegen Arbeits- und Sozialrechte und 
vertieft ihren neoliberalen und milita¬ 
ristischen Kurs - der bestimmt ist von 
den Interessen der großen wirtschaftli¬ 
chen und Finanz-Gruppen und denen 
der herrschenden Staaten. Demgemäß 
fördert die EU die Konzentration der 
politischen Macht in einem Direktori¬ 
um von Mächten, was den Mangel an 
Demokratie, die Vorherrschaft der herr¬ 
schenden Staaten und die Teilung inner¬ 
halb Europas zwischen einem „reichen 
und führenden Zentrum“ und einer „ar¬ 
men und beherrschten“ Peripherie ver¬ 
stärkt. 

Diese Offensive strebt einen sozi¬ 
alen Rückschritt von historischer Di¬ 
mension an, was sich klar in brutalen 
Kürzungen von Löhnen, Renten und 
Sozialleistungen widerspiegelt; auch in 
wachsender Arbeitslosigkeit und prekä¬ 
rer Beschäftigung - mit dramatischen 
Konsequenzen für junge Leute; und in 
noch weiter eingeschränktem Zugang 
zu Gesundheitsversorgung, Bildung und 
Wohnen, in verstärkter Armut und sozi¬ 
aler Exklusion, in der Behandlung von 
Migranten als potenzielle Kriminelle. 
Diese Offensive, begleitet von weiteren 


Angriffen auf erkämpfte soziale Rechte, 
von denen viele in den nationalen Ver¬ 
fassungen verankert sind, beschränkt 
andere Rechte und Freiheiten wie Ge¬ 
werkschaftsrechte, Vereinigungsfreiheit, 
Demonstrationsfreiheit und demokrati¬ 
sche Beteiligung. 

Demokratie, nationale Souveränität 
und das Recht auf wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung werden von der 
Europäischen Kommission, der EZB 
und den „Memoranden“ des IWF aufs 
Spiel gesetzt: Sie verstärken die Ausbeu¬ 
tung und zwingen Beziehungen im Ko- 
lonial-Stil auf, fachen soziale Ungleich¬ 
heit und asymmetrische Entwicklun¬ 
gen an, und der Prozess der Vertiefung 
der Wirtschafts- und Währungs-Union 
strebt danach, diese zu institutionalisie¬ 
ren und zu verewigen. 

Diese Politik bereitet den Weg für 
reaktionäre Nationalismen, für Rassis¬ 
mus und Ausländerfeindlichkeit, für ei¬ 
nen Wiederanstieg der rechtsextremen 
und faschistischen Kräfte, die durch die 
Geschichte und die Kämpfe der Völker 
im 20. Jahrhundert besiegt waren. 

Die EU erklärt ihre Ambitionen, 
ein imperialistischer politisch-militäri¬ 
scher Block zu sein, im Bündnis mit den 
USA. Ihre „Verteidigungs-“ und „Au¬ 
ßenpolitik“, verwoben mit der NATO 
und ihr untergeordnet, fördert Milita¬ 
rismus, Rüstungswettlauf, und zeichnet 
sich durch eine neokolonialistische Ein¬ 
stellung zur restlichen Welt aus, was be¬ 
stimmte Arten von Handelsabkommen 
und ihre Einmischungen und Angriffe 
gegenüber souveränen Staaten zeigen, 
wie auch das kürzlich Unterzeichnete 
Freihandelsabkommen (TTIP). 

Umweltprobleme und nachhaltige 
Entwicklung werden nur in Bruchstü¬ 
cken behandelt; die EU fördert eine 
Politik, die die wirklichen Gründe der 
Umweltkrise verdeckt, und sie opfert 
die wirklichen Lösungen auf dem Altar 
der Erhöhung der Profite der großen 
Konzerne. 

Der Kurs der EU und ihre Politik 
sind in verschiedenen Verträgen nie¬ 
dergelegt, wie im „Stabilitätspakt“, der 
Lissabon-“Strategie 2020“, den Maßnah¬ 
men des „Europäischen Semesters“, und 
vor kurzem erst im „Fiskalpakt“ - alle 
gegründet auf wirtschaftlicher und fi¬ 
nanzieller Deregulierung. 

Wir sind zutiefst überzeugt, dass 
dieser Kurs, der den Arbeitern und den 
Völkern aufgezwungen wird, nicht un¬ 
vermeidbar ist. Wie die Lebenswirklich¬ 


keit auf anderen Kontinenten zeigt, sind 
fortschrittliche Prozesse der Zusam¬ 
menarbeit und Integration möglich, die 
die Rechte und Hoffnungen der Völker 
respektieren. 

Wir sind der Ansicht, dass ein an¬ 
derer Kurs für Europa möglich ist. Ein 
erster Schritt in diese Richtung wird ein 
tiefgehender Bruch mit der Politik der 
EU sein, mit dem Neoliberalismus, mit 
dem Militarismus und der Konzentra¬ 
tion und Zentralisierung der Macht in 
den Händen der großen Konzerne. 

Für ein Europa der Zusammenar¬ 
beit, des sozialen Fortschritts und des 
Friedens! 

Die kommunistischen, fortschrittli¬ 
chen, antikapitalistischen, anti-neolibe- 
ralen, linken und ökologischen Kräfte, 
die diesen Appell unterstützen, sehen 
in den kommenden Europa-Wahlen 
im Mai eine wichtige Möglichkeit, den 
Kämpfen der Arbeiter und der Völker, 
die durch die EU fegen, eine Stimme zu 
geben für die Notwendigkeit eines Eu¬ 
ropas der Zusammenarbeit, mit sozia¬ 
lem Fortschritt, in Frieden, in Gleichbe¬ 
rechtigung, mit einem Schutz der Um¬ 
welt, das die Demokratie respektiert 
und das die Arbeiter und die Völker, 
und nicht die Interessen der Großkon¬ 
zerne, ins Zentrum ihrer Politik stellt. 

Die Geschichte des europäischen 
Kontinents zeigt, dass die Arbeiter und 
die Völker durch ihre Kämpfe große 
Gefahren abwehren und fortschrittli¬ 
che, ja sogar revolutionäre Fortschritte 
zustande bringen können, von denen ei¬ 
nige noch die Wirklichkeit unseres Kon¬ 
tinents zeichnen. 

Heute ist der Kampf der Massen 
wieder einmal entscheidend, zur Vertei¬ 
digung von sozialen und Arbeiter-Rech¬ 
ten, der Demokratie und der Souverä¬ 
nität, für tiefgreifende Umgestaltungen 
anti-imperialistischer und anti-monopo¬ 
listischer Natur, auf dem Weg zu neu¬ 
en Gesellschaften des Fortschritts, des 
Friedens und sozialer Gerechtigkeit. 
Wie auch in anderen Teilen der Welt 
verstärken die Völker Europas ihren 
Widerstand und ihren Kampf, schaf¬ 
fen neue Bündnisse und Solidarität auf 
der Suche nach einem Weg der sozialen 
Umgestaltung. 

Wir rufen die Arbeiter auf, die Ju¬ 
gend, die Frauen und im allgemeinen 
die Völker Europas, dass sie bei den 
kommenden Wahlen zum Europäi¬ 
schen Parlament mit ihrer Stimme den 
aktuellen ernsthaften Kämpfen ihren 
Ausdruck verleihen, indem sie die ver¬ 
dammen, die für die anti-soziale und an¬ 
ti-demokratische Politik der EU verant¬ 
wortlich sind, und die unterstützen, die, 
wie die Unterzeichner dieses Appells, 


an ihrer Seite in ihren Kämpfen stehen, 
um ihnen eine Stimme im Europäischen 
Parlament für ihre Hoffnungen, Forde¬ 
rungen und Proteste zu geben, die eine 
echte Alternative für Europa sind. 

Ein anderer Kurs für Europa ist 
möglich! Durch den Kampf und die 
Solidarität all derer, die in jedem Land 
und zusammen in Europa für eine fort¬ 
schrittliche und revolutionäre Umge¬ 
staltung ihrer Gesellschaften und eine 
Alternative zum Kapitalismus arbeiten, 
handeln und kämpfen. 

In diesem Sinne verpflichten sich die 
Unterzeichner dieses Appells zum wei¬ 
teren Kampf für: 

★ Eine europaweite Zusammenar¬ 
beit für soziale Rechte, die die Arbeit 
und die arbeitenden Menschen wert¬ 
schätzt, wie Vollbeschäftigung mit allen 
Rechten, Jobs für junge Leute, um die 
erzwungene Wirtschafts-Auswande¬ 
rung zu beenden, die Rechte der Senio¬ 
ren und der Kinder, und das die öffent¬ 
lichen Dienste und den öffentlichen 
Charakter und Besitz von strategischen 
Wirtschaftssektoren verteidigt, um bes¬ 
sere Lebensstandards zu sichern. Ein 
Europa, das die Rechte aller Bürger 
unabhängig von ihrer sexuellen Ori¬ 
entierung garantiert, ein Europa ohne 
Frauendiskriminierung, das die Rechte 
und Bedingungen der freien Schwan¬ 
gerschaft genauso respektiert wie das 
Recht auf den eigenen Körper. 

★ Eine europaweite Zusammenar¬ 
beit für wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritt, mit echter Annäherung der 
Lebensverhältnisse, basierend auf der 
Sicherung und Förderung des Potenzi¬ 
als eines jeden Landes, das seine pro¬ 
duktiven Sektoren, seine Lebensmit¬ 
telversorgung und seine Souveränität 
verteidigt, seine Ein-Mann-, kleinen 
und mittelständischen Unternehmen, 
dass den Steuerparadiesen und unre¬ 
gulierten Kapitalmärkten ein Ende 
macht, das spekulatives Kapital be¬ 
kämpft und besteuert, gegründet auf ei¬ 
ner nachhaltigen Verwendung von na¬ 
türlichen Ressourcen und dem Schutz 
der Umwelt. 

★ Ein Europa der Zusammenar¬ 
beit zwischen souveränen Staaten mit 
gleichen Rechten, mit demokratischer 
Teilhabe, das alle Formen von Diskri¬ 
minierung ablehnt, reaktionären Na¬ 
tionalismus, Rassismus, Homopho¬ 
bie, Sexismus, Ausländerfeindlichkeit, 
Chauvinismus, Antikommunismus und 
andere Formen der Intoleranz, das sek¬ 
tiererische Maßnahmen ablehnt und 
stattdessen die Rechte, Freiheiten und 
demokratischen Garantien, die Rechte 
der Migranten und Minderheiten, kul¬ 
turelle Diversität und Identitäten res¬ 
pektiert. 


★ Ein Europa, das für Frieden und 
Solidarität mit allen Völkern der Erde 
kämpft, das die Charta der Vereinten 
Nationen und internationales Recht 
respektiert (wie das Recht der Völker 
auf Selbstbestimmung), das die Mili¬ 
tarisierung der internationalen Bezie¬ 
hungen ablehnt, das für ein Ende der 
ausländischen Einmischungen, Aggres¬ 
sionen und politisch-militärische Blö¬ 
cke steht, wie zum Beispiel die NATO, 
sondern gegenseitig nützliche inter¬ 
nationale Zusammenarbeit fördert, 
die auf Freundschaft, Solidarität und 
einem umfassenden europäischen Si¬ 
cherheits-Rahmen für alle Völker Eu¬ 
ropas gegründet sind. Ein Europa ohne 
Atomwaffen und ausländische Militär¬ 
basen. 

Für diese Ziele werden wir ent¬ 
schlossen in der Konföderalen Fraktion 
der Vereinigten Europäischen Linken/ 
Nordische Grüne Linke (GUE/NGL) 
im Europäischen Parlament weiter ar¬ 
beiten, im Geiste der Gleichberechti¬ 
gung und des gegenseitigen Respekts 
für unsere Unterschiede, Geschichte, 
Erfahrungen und nationalen Eigenhei¬ 
ten: Unsere Zusammenarbeit unter¬ 
streicht das Viele, das uns im Kampf für 
ein anderes Europa vereint. 

Wir erklären unsere Fraktion zu ei¬ 
nem Ort von Bündnis und Zusammen¬ 
arbeit mit seiner eigenen Identität, wo 
Kommunisten, Arbeiter-, linke und öko¬ 
logische Kräfte das gemeinsame Ziel 
haben, im europäischen Parlament den 
Kämpfen der Arbeiter und der Völker 
eine Stimme zu geben, um Alternativen 
zu der derzeitigen rechten und sozial¬ 
demokratischen Politik zu formulieren, 
vorzuschlagen und zu verteidigen, um 
dem Kampf für ein anderes Europa 
Ausdruck und Inhalt zu verleihen. 

Mit der Unterzeichnung dieses Ap¬ 
pells verpflichten wir uns auf diese Zie¬ 
le und Richtlinien. Je stärker wir sind, 
umso stärker werden die Kämpfe für ein 
Europa der Zusammenarbeit, des sozia¬ 
len Fortschritts und des Friedens. 

Kommunistische Partei Österreichs 
Kommunistische Partei Großbritanniens 
AKEL (Zypern) 

Kommunistische Partei Böhmens und Mäh¬ 
rens (Tschechien) 

Kommunistische Partei Dänemarks 
Kommunistische Partei Finnlands 
Kommunistische Partei Frankreichs 
Deutsche Kommunistische Partei 
Die Linke (Deutschland) 

Partei der Italienischen Kommunisten (PdCI) 
Partei der Kommunistischen Wiedergrün¬ 
dung (PRC, Italien) 

Portugiesische Kommunistische Partei 
Linksblock (Portugal) 

Kommunistische Partei Spaniens 
Vereinigte Linke (Spanien) 

Partei der Kommunist/inn/en Kataloniens 
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Kolumne von Olaf Horms* 

i. Mai: Kampftag der 
Arbeiterklasse 


„Ein fein ausgeklügelter Vertreibungs¬ 
und Verdrängungsprozess“ 

Politisch Verantwortliche bedrohen Duisburg weiterhin mit der Abrissbirne 


Auch wenn diese Kurzbezeichnung an 
alte Tage erinnert, so trifft sie inhalt¬ 
lich immer noch den Kern der Sache. 
Am 1. Mai demonstrieren die lohnab¬ 
hängig Beschäftigten, die von Arbeit 
Ausgegrenzten sowie die Jugend für 
ihre jeweiligen Forderungen. Da geht 
es zum Beispiel um gute Arbeit, bes¬ 
seres Einkommen, ein Leben in Wür¬ 
de statt in verordneter Hartz-IV-Ar¬ 
mut und um eine Perspektive durch 
Bildung und Ausbildung. Letztlich 
Forderungen, die das Leben im Ka¬ 
pitalismus einfacher, ja überlebens¬ 
werter machen. Nur vereinzelt aber 
steht das gesellschaftliche System, in 
dem wir leben müssen, zur Diskussi¬ 
on: der Kapitalismus. Er ist es doch, 
der die Lebensbedingungen der Men¬ 
schen bestimmt. Seine Prinzipien sind 
die Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, die private Aneignung 
des Mehrwerts und der Zwang zum 
Profitstreben. Daraus folgen doch 
Hungerlöhne, Arbeit bis zum Umfal¬ 
len, ein menschenunwürdiges Leben 
in Armut und eine fehlende Perspek¬ 
tive für hunderttausende Jugendli¬ 
che ohne Ausbildungsplatz - letztlich 
ohne die Chance auf gleichberech¬ 
tigte Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben. Wäre es nicht hohe Zeit, end¬ 
lich wieder einmal über Alternativen 
zum Kapitalismus nachzudenken? 
Das geht jedoch nicht, ohne die Ei¬ 
gentumsfrage zu stellen: die Frage, 
warum die Unternehmen nicht den¬ 
jenigen gehören, die für den jeweili¬ 
gen wirtschaftlichen Erfolg maßgeb¬ 
lich verantwortlich sind, nämlich den 
arbeitenden Menschen. 


Wir haben es schon seit längerer 
Zeit mit zwei grundsätzlichen Phä¬ 
nomenen im heutigen Kapitalismus 
zu tun: einer sich stetig weiter aus¬ 
breitenden Massenarmut und einer 



anwachsenden Kriegsgefahr. Beiden 
entschlossen und wirksam entgegen¬ 
zutreten, dafür reichen einzelne Ver¬ 
besserungen allein nicht aus, sondern 
das System des Kapitalismus ist in 
Frage zu stellen. Und es sind Ant¬ 
worten für Alternativen zu finden. 
Aus meiner Sicht kann eine solche 
Antwort nur der Sozialismus sein. 
Der 1. Mai bietet sich geradezu an, 
darüber zu diskutieren, Ideen zu ent¬ 
wickeln und sich entsprechend zu or¬ 
ganisieren. Und das auch und gerade 
in unseren Gewerkschaften. Nutzen 
wir also den Tag entsprechend, den 
Kampftag der Arbeiterklasse. 

* Olaf Harms ist Mitglied des Sekre¬ 
tariats des Parteivorstandes der DKP 
und verantwortlich für den Bereich 
Betrieb und Gewerkschaft 


Ein Euro-weiter und 
dennoch deutscher 
Bankenrettungsverbund 

Von Lucas Zeise 


Mitte April waren alle, na ja, fast alle 
Details der Bankenunion zwischen 
EU-Kommission, EU-Parlament 
und Europäischem Rat und über 
die Bankenunion ausgehandelt. Der 
Jubel über den Fortschritt bei dem 
durchaus unpopulären Projekt war 
in deutschen Gazetten verhalten. 
Die großen Banken verhielten sich 
still, während die Sparkassen darauf 
hinwiesen, dass sie in den geplanten 
Fonds einzahlen müssen, aber nicht 
zu den Großbanken gehören, zu de¬ 
ren Rettung die Veranstaltung ge¬ 
schaffen wird. 

„Bankenunion“ ist ein ganz tref¬ 
fender Name für das, was da ge¬ 
schieht. Noch treffender wäre „Ban¬ 
kenrettungsverbund“. Die Mittel 
europäischer Staaten und ihrer Steu¬ 
erzahler werden zusammengelegt, 
um das Finanzsystem (also die größ¬ 
ten und bedeutendsten Banken) in 
der Währungszone vor dem Zusam¬ 
menbruch zu bewahren. Die Regie¬ 
rungen und die ganz große Mehrheit 
im EU-Parlament bis hin zur Linken 
verkaufen die Sache allerdings an¬ 
ders. Sie tun so, als gehe es darum, 
den Steuerzahler davor zu bewahren, 
wie einst im Herbst 2008 für die Ret¬ 
tung der nationalen Bankensysteme 
hunderte von Milliarden Euro auf¬ 
bringen zu müssen. 

Das Gegenteil ist der Fall. Das 
Projekt Bankenunion wurde von 
einer EU-Gipfelkonferenz im Juni 
2012 beschlossen, als einige spani¬ 
sche Banken dringend Geld brauch¬ 
ten, um die Pleite abzuwenden, der 
spanische Staat aber krisenbedingt 
nicht genug Geld für ihre Stützung 
auftreiben konnte. Schon vor sei¬ 
ner juristischen Fixierung hat allein 
dieser Plan der Euro-weiten Ban¬ 
kenstützung viel zur Beruhigung 
der Finanzmärkte beigetragen. Die 
Banker und die übrigen Spekulan¬ 


ten vertrauen offensichtlich darauf, 
dass der Rettungsverein eine Überle¬ 
bensgarantie für das gesamte Bank¬ 
gewerbe im Euro-Gebiet bedeutet. 
Das Vertrauen in das Samaritertum 
der Staatslenker war berechtigt. 

Nur ganz kurz zur Erinnerung: 
Als das Finanzsystem im Herbst 2008 
weltweit zu kollabieren drohte, hat 
die deutsche Regierung (damals die 
große Koalition, die wir jetzt wieder 
haben) dafür gesorgt, dass die Ban¬ 
kenrettung im nationalen Rahmen 
ablief. Die damalige Garantie für 
die deutschen Banken von 480 Mrd. 
Euro ist seitdem immer wieder ver¬ 
längert worden. Sie besteht heute 
noch und erklärt, warum deutsche 
Banken am Kapitalmarkt viel besser 
behandelt werden als italienische 
oder spanische. Die Bankenunion ist 
nichts weiter als die Ausweitung der 
Garantie auch auf die Banken in den 
finanziell schwächeren Euro-Staaten. 
Der Sondervorteil, den deutsche 
Banken (und damit deutsche Unter¬ 
nehmer) in Form extrem niedriger 
Kreditzinsen derzeit haben, müsste 
damit eigentlich verschwinden. 

Soweit will es unsere banken¬ 
freundliche Regierung nicht kom¬ 
men lassen. Sie hat dafür gesorgt, 
dass die Entscheidungsfindung, ob 
eine Bank gerettet wird, Geld aus 
dem Rettungsfonds ESM erhält, an 
die Konkurrenz verschenkt oder ge¬ 
schlossen wird, sehr kompliziert ge¬ 
halten sind. Die binnendeutschen 
Regeln sind dagegen denkbar ein¬ 
fach. Die nationale Ungleichbehand¬ 
lung bleibt also auch bei der Banken¬ 
union erhalten. Wir können Merkel, 
Schäuble und Gabriel gratulieren. Sie 
haben eine Methode gefunden, wo¬ 
nach das Finanzsystem staatlich ga¬ 
rantiert gestützt wird, aber so, dass 
der Sondervorteil für deutsche Ban¬ 
ken erhalten bleibt. 


UZ: Im Duisburger Stadtteil Marxloh 
haben Bauarbeiter kürzlich mit dem 
Abriss von 19 Häusern - darunter auch 
alte Villengebäude - begonnen. Auf der 
dadurch entstehenden Freifläche soll 
eine Grünanlage angelegt werden. Ihre 
Bürgerinitiative macht dagegen mobil. 
Warum? 

Sylvia Brennemann: Seit etwa 2005 
versucht die Stadt Duisburg das so¬ 
genannte Grüngürtelprojekt 
durchzusetzen. Die bislang be¬ 
troffenen Stadtteile im Duisbur¬ 
ger Norden imponieren durch 
eine enge Nahtlage zur Metall¬ 
schwerindustrie. Durch steigen¬ 
de Umweltauflagen ist der Thys¬ 
sen-Krupp-Konzern immer mehr 
unter Druck geraten, Altanlagen 
zu erneuern und den strengen 
Auflagen anzupassen. Massi¬ 
ve Grenzwertüberschreitungen 
von PMIO-Feinstäuben in den 
direkten Nahtlagen führen im¬ 
mer wieder zu Klagen gegen den 
Konzern, so dass der Flächenab¬ 
riss an den Nahtlagen zunächst 
einmal eine Umfeldmaßnahme 
für den Konzern ist, der diesen 
Abriss zu einem erheblichen Teil 
finanziert. Durch die Maßnah¬ 
men soll der Bevölkerung na¬ 
türlich vermittelt werden, dass 
ihre Lebensqualität steigt und 
die Umweltbelastung sinkt. Bei¬ 
des hat jedoch mit der Realität 
kaum etwas zu tun. 

Dass, was sich für den neu¬ 
tralen Betrachter als positiver 
Ansatz einer Wohnumfeldver- 
besserung anhört, ist nichts wei¬ 
ter als ein fein ausgeklügelter Vertrei- 
bungs- und Verdrängungsprozess, bei 
dem die Interessen des Konzerns im 
Vordergrund stehen. Menschen wer¬ 
den aus ihren gut sanierten und be¬ 
zahlbaren Wohnungen vertrieben und 
das gegen ihren verbrieften Willen, um 
dem Konzern Platz zu machen. Hier 
wurde und wird im großen Stil Wohn- 
raum vernichtet, der nach Aussage des 
Sozialberichtes der Stadt in den nächs¬ 
ten Jahren dringend gebraucht wird. 

UZ: Unter Führung der „Entwick¬ 
lungsgesellschaft Duisburg Nord“ (EG 
DU) soll es auch zu einer vermeintli¬ 
chen Aufwertung anderer Stadttei¬ 
le kommen. So hat die besagte Ent¬ 
wicklungsgesellschaft nun ein Büro im 
Stadtteil Laar eröffnet, um dort nach¬ 
haltige Projekte zur Verbesserung der 
Lebensqualität zu installieren. Was ge¬ 
nau ist darunter zu verstehen? 

Sylvia Brennemann: Auch hier mag 
man zunächst auf die klug gewählten 
Begrifflichkeiten hereinfallen, aber 
anhand unserer zehnjährigen Erfah¬ 
rung mit der EG DU können wir fest¬ 
stellen, dass diese nichts weiter ist als 
die Abrissdrohne der Stadt Duisburg. 
Die EG DU bereitet den Boden da¬ 
für, dass man möglichst mit wenig Wi¬ 
derstand große Teile der Quartiere 
abreißen kann. Im eigentlichen Sinne 
sollte die EG DU in den sogenannten 
benachteiligten Stadtteilen Hilfe zur 
Selbsthilfe installieren, stattdessen ha¬ 
ben sie große Teile der Bevölkerung 
an das lange Gängelband der Förder¬ 
gelder gebracht. Durch den Aufbau di¬ 
verser Beteiligungsstrukturen, die sich 
im Nachhinein alle als pseudodemo¬ 
kratisch herausgestellt haben, haben 
sie es geschafft viele Organisationen 
in das freundlich scheinende Licht der 
Mitbestimmung zu bringen. 

Als es beispielsweise um den Abriss 
der bereits erwähnten 19 Häuser ging, 
hat man den Strukturen die Notwen¬ 
digkeit des Abrisses solange schmack¬ 
haft gemacht, bis es nahezu keinen 
Widerstand mehr gegeben hat. Die 19 
Häuser müssten weg, damit weitere 
drei Millionen Euro Fördergeld über 
das Grüngürtelprojekt fließen könn¬ 
ten. Mit dem Hinweis, dass es für den 
von Verarmung betroffenen Stadteil 


Marxloh darüber hinaus keine weitere 
Fördererwartung geben würde, waren 
die entsprechenden Begehrlichkeiten 
geweckt. Mit ähnlichem Wortlaut und 
den dazu passenden Ambitionen tritt 
die EG DU nun in Laar an, um auch 
dort große Teile der Wohnbebauung 
abzureißen. Ein entsprechendes Vor¬ 
kaufsrecht hatte die Stadt sich be¬ 
reits angeeignet. Gerüchten zu Folge 
soll Platz geschaffen werden um dem 



Sylvia Brennemann ist Sprecherin der Duisburger 
„Bürgerinitiative Zinkhütten platz“ 


Stahlkonzern Acelor Mittal Platz zu 
schaffen. 

UZ: Und welche Nutzung der bisher 
noch leerstehenden und nicht abgeris¬ 
senen Gebäude würde Ihre Zustim¬ 
mungfinden? 

Sylvia Brennemann: Die in weiten Tei¬ 
len Jahre zuvor mithilfe von Fördergel¬ 
dern sanierte Bebauung sollte weiter¬ 
hin der Bevölkerung als Wohnobjekte 
zur Verfügung stehen, bei stabilen und 
bezahlbaren Preisen.Tatsächlich besit¬ 
zen große Wohnspekulanten, wie der 
Immeo-Konzern viele Wohnquartiere, 
die letztlich die Objekte als Spekula¬ 
tionsobjekte missbrauchen und selbst 
leerstehende Gebäude als Abschrei¬ 
bungsobjekte nutzen. 

UZ: Schon 2011 hat der Duisburger 
Stadtrat außerdem - bei nur einer Ge¬ 
genstimme - den Bau eines „Facto- 
ry Outlet Centers“ (FOC) beschlos¬ 
sen für den die gesamte Duisburger 
„Zinkhüttensiedlung“ mit insgesamt 
über 400 Wohnungen abgerissen wer¬ 
den soll (UZ berichtete). Bisher hat der 
Bau des FOCs, der ursprünglich 2013 
starten sollte, noch nicht begonnen. Wie 
ist der aktuelle Stand? 

Sylvia Brennemann: Der Bau des FOC 
hat noch nicht begonnen und wird 
auch nach derzeitigem Kenntnisstand 
niemals zur Umsetzung kommen. Es 
gibt verschiedene Aspekte, die das ak¬ 
tuelle Bauleitverfahren stagnieren las¬ 
sen, so dass wir noch am gleichen Pla¬ 
nungsstand wie vor einem Jahr sind. 
Zunächst hatte unsere Bürgerinitiati¬ 
ve öffentlich gemacht, dass der soge¬ 
nannte Investor des FOC tatsächlich 
über keinerlei finanzielle Ausstattung 
verfügt, sich vielmehr vier Haftan¬ 
ordnungen aufgrund diverser Zah¬ 
lungsschwierigkeiten gegenübersieht. 
Anfang dieses Jahres hatte dann die 
Stadt einen neuen sogenannten Inves¬ 
tor in der Öffentlichkeit gefeiert, der 
nun fortan die Geschäfte weiterführen 
sollte. Nach unserem Kenntnisstand 
hat sich an offizieller Stelle des feder¬ 
führenden Unternehmens, der Dou- 
vil GMBH, jedoch nichts verändert 
und ein neuer Name taucht auch im 
Handelsregister nicht auf. Der Inves¬ 


tor bewegt sich durch dieses Gebaren 
gefährlich nahe an einer Insolvenzver¬ 
schleppung. Da der Investor über kei¬ 
ne ausreichende Liquidität verfügt, ist 
er die letzten nötigen Gutachten wei¬ 
ter schuldig geblieben. Die Stadt sieht 
sich trotz der Widrigkeiten verpflich¬ 
tet weiter an den Plänen festzuhalten, 
da es offenbar eine vertragliche Bin¬ 
dung gibt, aus der die Stadt ohne Zah¬ 
lung von Regressansprüchen nicht vor 
dem 30. Juni dieses Jahres aus¬ 
treten kann. 

Nach wie vor ist die Sied¬ 
lung am Zinkhüttenplatz vom 
harten Kern der Bewohner¬ 
schaft bewohnt, ca. 140 Miet¬ 
parteien bleiben in der Siedlung 
und leisten weiter entschlosse¬ 
nen Widerstand. (...) Innerhalb 
der Linkspartei hat das Thema 
Zinkhüttensiedlung zu schwe¬ 
ren Zerwürfnissen zwischen 
Fraktion und Kreisverband ge¬ 
führt und die aktuelle Ratsliste 
der Grünen wartete erst jüngst 
mit Alternativplanungen für die 
Fläche unter Erhalt der Siedlung 
auf. Das heißt für uns, dass das 
scheinbar in Stein gemeißelte 
Projekt offenbar aufweicht und 
das zähe Ringen der Bewohner¬ 
schaft sogar innerhalb der Rat¬ 
hauspolitik erste Wirkung er¬ 
zielt. 

UZ: Die Duisburger Linksfrak¬ 
tion im Stadtrat unterstützt trotz 
anders lautender Beschlüsse der 
Partei den Bau dieses Mammut¬ 
projektes ... 

Sylvia Brennemann: Die Duisbur¬ 
ger Linksfraktion hat mit ihrer Zu¬ 
stimmung zu diesem Projekt massiv 
der Glaubwürdigkeit der Partei ge¬ 
schadet. Zuvor hatten sie ebenfalls 
dem Flächenabriss in den Stadttei¬ 
len Bruckhausen und Marxloh zuge¬ 
stimmt und reihen sich somit ein in die 
Fürsprecher einer neoliberalen Stadt¬ 
politik. Sie verlassen damit nicht nur 
die Grundlagen ihres eigenen Wahl¬ 
programms, sondern stellen sich ex¬ 
plizit gegen die Menschen für die sie 
zunächst in den Rat eingezogen sind. 
(...) 

UZ: Sie selbst werden an einer Diskus¬ 
sionsrunde zum Thema Stadtpolitik 
und Vertreibung im „Roten Zelt anti¬ 
faschistischer und antikapitalistischer 
Gruppen“ auf dem UZ-Pressefest teil¬ 
nehmen. Welche Erwartungen haben 
Sie an das Fest? 

Sylvia Brennemann: Zunächst ist mir 
nicht entgangen, dass die sich die DKP 
mit den Themen Recht auf Stadt und 
Wohnen intensiv beschäftigt und ver¬ 
sucht, die Themen in den Focus linker 
Politik zu holen. Die Belange des Duis¬ 
burger Nordens auf dem UZ-Presse¬ 
fest diskutieren zu können, ist für uns 
als Initiative eine gute Chance, sich mit 
anderen Gruppen, die zum Thema ar¬ 
beiten, stärker zu vernetzen und Kräf¬ 
te zu bündeln. Vor allem aber macht 
es aus meiner Sicht Sinn, vor Ort über 
weiterführende Strategien im Bereich 
Recht auf Stadt zu diskutieren. 

Das Fest als solches ist ein wichti¬ 
ger Bestandteil linken politischen Le¬ 
bens. Auch wenn man häufig 
innerhalb brei¬ 
ter Bündnisse 
auf die un¬ 
terschied¬ 
lichen 
linken 
Grup¬ 
pen trifft, 
so bleibt 
meist nicht 
die Möglich¬ 
keit sich intensiv 
zu den unterschiedlichen 
Herangehensweisen auszutauschen. 

Interview: Markus Bernhardt 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Wieso, weshalb, warum? Wer nicht fragt, bleibt dumm.“ 

Erscheint in diesen Tagen: 1914-2014. Das Antikriegsheft der Marxistischen Blätter 


E ins der beeindruckendsten und gefährlichsten 
Plakate gegen den Vietnamkrieg zeigt einen 
im Sturmlauf soeben tödlich getroffenen Sol¬ 
daten, noch stehend, die Arme ausbreitend, sein 
Gewehr im freien Fall ... Daneben nur ein Wort: 
„Why?“ Die Suche nach Antworten auf dieses 


„Warum?“ machte über Generationen hinweg 
viele Menschen zu konsequenten Kriegsgegnern. 
Die zahlreichen Jubiläen dieses Jahres wie auch 
die aktuellen Kriegs- und Krisenherde bieten al¬ 
lerlei gute Gründe nach dem „Warum?“ zu fra¬ 
gen und nachzudenken über die Rolle des Impe¬ 


rialismus, seiner Interessen, Strategien und Ver¬ 
brechen - auch der des deutschen Imperialismus: 
Erster Weltkrieg (1914), Zweiter Weltkrieg (1939), 
Spaltung Deutschlands (1949), Pariser Verträge 
und Eingliederung der BRD in die NATO (1954), 
Fall der Mauer und „Wiedervereinigung“ (1989), 
Jugoslawien-Krieg (1999), Osterweiterung der EU 
(2004)... 

Aber genau diese Frage ist im Jahr 2014 bei 
all dem publizistisch-politischen Trubel um die 
„Urkatastrophe WK I“ weniger erwünscht denn 
je. Der Grund? Das deutsche Streben nach neu¬ 
er Macht und neuer militärischer Verantwortung, 
wie es die regierungsnahe Stiftung Wissenschaft 
und Politik in einer Studie und als Redevorlage 
für Gauck, Steinmeier und von der Leyen aus¬ 
formuliert hat. Da stört der Nachweis deutscher 
Verantwortung für vergangene Kriege. Da stört 
das „Ende der apologetischen Periode der deut¬ 
schen Geschichtswissenschaft“, das der bürgerli¬ 
che (!) Hamburger Historiker Fritz Fischer in den 
1960er Jahren mit seinem Buch „Griff nach der 
Weltmacht“ einleitete, in dem er nach ökonomi¬ 
schen Interessen fragte, die hinter (Kriegs-) Zielen 
stecken, nach den auf die Regierenden einwirken¬ 
den Klassenkräfte sowie nach den macht- und si¬ 
cherheitspolitischen Zielen der Militärs. 

Staatsnahe Historiker wie Christopher Clark 
fragen nicht mehr nach dem „Warum?“. Mit sei¬ 
nem Bestseller „Die Schlafwandler“ fokussiert 
Clark den Blick allein auf die Frage „Wie Europa 
in den ersten Weltkrieg zog“. Denn der „Warum- 
Ansatz“ bringe zwar „eine gewisse analytische 
Klarheit“, habe aber einen „verzerrenden Effekt, 
weil er die Illusion eines ständig wachsenden Kau¬ 
saldrucks erzeugt ... politische Akteure werden 
zu reinen ausführenden Organen ... “. Auflagen¬ 
starke Geschichtsmagazine wie „GEO-Epoche“ 
oder „ZEIT-Geschichte“ setzen diese „Wie-Linie“ 
medial und massenwirksam um. Und ausgerech¬ 
net die Bundesstiftung „SED-Diktatur“ diffamiert 
jeden Ansatz eines alternativen, wahrhaftigen Ge¬ 
schichtsbildes als „von vorvorgestern“ und „Relikt 
des Kalten Krieges“. 

Dieser neue Schub Geschichtsrevisionismus 
als unüberhörbare Begleitmusik zur aktuellen 
Debatte um „Neue Macht und neue (militäri¬ 
sche) Verantwortung“ des deutschen Imperialis¬ 
mus war für uns Grund genug, ein etwas dicke¬ 
res „ Anti-Kriegs-Heft“ zu machen, das den ersten 
Weltkrieg mit der Gegenwart verbindet und An¬ 
satzpunkte für Alternativen aufzeigt. Wir bleiben 
dabei selbstverständlich weiter bei dem so heftig 
diffamierten und für die politischen Akteure des 
Kapitals so gefährlichen „Warum-Ansatz“ des di¬ 
alektischen und historischen Materialismus, der 
„analytische Klarheit“ auch über politische Ak¬ 
teure bringt, die sich, ihr Handeln, ihre Interessen 
und ihre Verantwortung für Krisen, Konflikte und 


Kriege zu gern hinter einem Nebelvorhang von 
„Sachzwängen“ und schönen Worten verstecken. 

Lothar Geisler 

Aus dem Inhalt: 

Hans Hautmann, Der Erste Weltkrieg und 
die Gegenwart aus marxistischer Sicht; 
Klaus Wagener, Neue Europäische Geostra- 
tegie; Ludwig Elm, Bürgerliche Parteien im 
Ersten Weltkrieg; Heinz Niemann, Die So¬ 
zialdemokratie auf dem Weg in den Krieg; 
Andrew Murray, Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft; David Salomon, Weltkrieg und (Anti- 
) Bürgerlichkeit; 15 Jahre NATO-Aggression 
gegen Jugoslawien - David Stockinger-In- 
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Die dschihadistische Internationale; Erhard 
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Müller, Zwei Strategien der Ostexpansion; 
Willi Gerns, Die Krim gehört wieder zu Russ¬ 
land - Aktuelle, geschichtliche und sicher¬ 
heitspolitische Hintergründe; Phillip Becher, 
Die Außen- und Sicherheitspolitik der euro¬ 
päischen Rechtsparteien; Thomas Metscher 
„So sei verflucht der Krieg“ -Politische Dich¬ 
tung - Überlegungen zu einem umstritte¬ 
nen Begriff sowie Grafiken gegen den Krieg, 
Dokumente und Rezensionen 
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Stiftung „SED-Diktatur“ rügt „1914 und die Mauer“ 

Aus dem Beitrag von Ludwig Elm im neuen Heft der Marxistischen Blätter 


Die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED- 
Diktatur verwies auf ihrer Facebook-Seite am 
10. März 2014 mit einem Link auf den Wortlaut 
des Artikels „1914 und die Mauer“ (Marxistische 
Blätter 2-2014, S. 97-104). Er wurde zuvor aus¬ 
zugsweise in unsere zeit vom 28. Februar veröf¬ 
fentlicht und von der VVN-BdA e.V. NRW ins 
Netz gestellt. Die knappe Aussage zum Link lau¬ 
tet: „Zum Wochenstart, liebe Leserinnen und Le¬ 
ser, wollen wir Ihnen die nachfolgende ,Analyse 4 
unserer aktuellen Ausstellung nicht vorenthalten. 
Die Argumentation und die dort gepflegten Feind¬ 
bilder sind von Vorvorgestern. Und so laden wir 
Sie zu einer Lektüre ein, die Ihnen Einblick in die 
überwunden geglaubte Unkultur des Kalten Krie¬ 
ges ermöglicht ...“. Als Autor des auf diese Weise 
amtlich gewürdigten Beitrages danke ich für das 
ungewohnte Erlebnis, dass eine Bundesbehörde 
solche Lektüre anbietet. Üblicherweise werden ge- 
schichts- und politikwissenschaftliche Meinungen 
und Publikationen aus dem linken Spektrum der 
bundesdeutschen Gesellschaft ignoriert oder bei¬ 
läufig mit herabsetzenden Bemerkungen abgetan. 
Seltene Ausnahmen ergeben sich, wenn sie zufällig 
geeignet erscheinen, den vorwiegend gleichförmi¬ 
gen Meinungsbrei feuilletonistisch etwas aufzumi¬ 
schen. Das Totschweigen ist selbstverständlicher 
Teil und gar eine Voraussetzung des hierzulande 
geltenden Verständnisses von Meinungsvielfalt 
und Freiheit der Medien wie der Wissenschaft. Es 
ist Element der politischen und geistigen Kultur 
der Bundesrepublik seit ihren Anfängen und auch 
darin ist sie Erbe und Fortsetzer vorangegangener 
ideologisch-politischer Eigentümlichkeiten deut¬ 
scher bürgerlicher Staatswesen. 


„Kalter Krieg“ - von wem? 

Allerdings handelte es sich in jenem Fall gar nicht 
um den Versuch, die seit Herbst von der Stiftung 
verbreitete Ausstellung „Diktatur und Demo¬ 
kratie im Zeitalter der Extreme“ zu analysieren. 
Es wurde lediglich ihr Konzept als charakteris¬ 
tischer Beleg für den Umgang konservativer, 
primär antikommunistisch motivierter - damit 
staatlich privilegierter und medial wie politisch 
tonangebender - Kreise mit den bevorstehen¬ 
den runden Jahrestagen von 1914,1939,1989 und 
2004 (was war da?) herangezogen. Erste Mei¬ 
nungseinträge auf Facebook waren geeignet, die 
Initiatoren zu erfreuen: „Ach,... wir können mit 
solchen Tiraden besser leben, als der Autor (und 
seine üblichen Leserinnen und Leser) mit unse¬ 
rer Ausstellung ....“; „Um Gottes Wille, welche 
Gehirnfolter. Blödsinn bleibt Blödsinn!“; „Den 
Kommunismus in seinem Lauf, hält weder Ochs, 
noch Esel auf!“. Immerhin klang eine Stimme 
etwas reservierter, „hmmmm, ich würde den Ar¬ 
tikel hier ja nicht weiter verbreiten ...“. Jeden¬ 
falls hielt sich der intellektuelle Aufwand bei der 
selbstgerecht-herablassenden Einführung wie in 
Reaktionen in Grenzen. Es ist daraus kaum zu 
entnehmen, ob und wieviel von dem als anstö¬ 
ßig empfundenen Text überhaupt gelesen wurde. 
Gerechterweise - insbesondere gegenüber der 
jüngeren Generation - ist anzumerken, dass bei 
allen Kontroversen zur Zeitgeschichte zu verge¬ 
genwärtigen ist, was die heute etwa unter Drei¬ 
ßigjährigen überhaupt in Geschichtsunterricht 
und politischer Bildung, Presse, Funk und TV, 
Film und zeitgeschichtlichen Literatur, vorwie¬ 
gend oder ausschließlich erfahren - also gelernt, 


gehört, gesehen oder gelesen - haben und wissen 
können. Dazu kommen offiziöse Sprachregelun¬ 
gen, die politisch und medial verinnerlicht wer¬ 
den. Sie enthalten inhaltlich besetzte und kaum 
hinterfragte Prämissen, beispielsweise bei infla¬ 
tionär gebrauchten Schlagworten wie Freiheit , 
Demokratie oder Rechtsstaat (wie immer bei In¬ 
flation mit Wertverlusten verbunden). Politisch, 
geistig und ethisch verbinden sie oder grenzen 
ab und aus. Sie wirken als Barrieren gegen un¬ 
gewohnte - also vor allem alternative - Denk¬ 
weisen und Begrifflichkeiten, damit gegen oh¬ 
nehin bereits Verdächtiges, beispielsweise wenn 
Faschismus , Antikommunismus , Kapitalismus , 
Imperialismus und anderes unverschlüsselt be¬ 
nannt werden oder Kommunismus nicht bedin¬ 
gungslos negativ zertifiziert wird. Längst werden 
politische Systeme und Ideen, Parteien und Or¬ 
ganisationen, Personen und Aussagen nach herr¬ 
schenden Vorgaben voreingenommen klassifi¬ 
ziert und etikettiert. 

Was den Vorwurf der „Unkultur des Kalten 
Krieges“ angeht, ist er seitens der 1998 eingerich¬ 
teten Behörde besonders pikant. Man mag über 
den Aussagewert von „Kalter Krieg“ verschiede¬ 
ner Meinung sein. Er sollte eigentlich als Bezeich¬ 
nung der weltgeschichtlichen Epoche zwischen 
etwa 1947/48 und 1989/90 gelten. Jedenfalls be¬ 
zeichnet er scharfe und langwierige Konfrontati¬ 
onen zwischen verfeindeten Kräften, nicht zuletzt 
auf ideologischem Gebiet. Die hier zur Rede ste¬ 
hende ominöse Bundesstiftung wurde gerade für 
eine innere konfrontative Geschichtspolitik und 
Propaganda geschaffen. Die rigorose und unnach¬ 
sichtige Abrechnung mit dem vergangenen zwei¬ 


ten deutschen Staat, seine Delegitimierung und 
unablässige Denunziation stehen im Mittelpunkt 
ihrer Aktivitäten. Daneben wird die Linke in der 
Bundesrepublik sowie überhaupt die neuere Ge¬ 
schichte mit verwandten Motiven, Methoden und 
ideologischen Zielen einbezogen. Die mit Beihilfe 
der Stiftung aufwändig „gepflegten Feindbilder“ 
haben längst mitgeholfen, dass große Gruppen 
politisch und medial mit Nicht- und Verachtung 
bedacht werden. 

Die Stiftung ist - großzügig gefördert, gera¬ 
dezu höchst privilegiert - ihrem Auftrag mit stets 
noch zunehmenden Eifer nachgekommen. Un¬ 
zählige von ihr inspirierte und geförderte Ver¬ 
anstaltungen, Publikationen, Ausstellungen etc. 
erinnern sprachlich und substantiell, in ihrer 
Einseitigkeit und Intoleranz sowie im Schwarz- 
Weiß-Zeichnen an die fünfziger und sechziger 
Jahre. Wie damals tragen sie dazu bei, gesell¬ 
schaftskritische, erklärt antifaschistische und 
radikaldemokratisch-pazifistische Personen und 
Richtungen auszugrenzen. Wer den Vorwurf des 
Kalten Krieges ausgerechnet gegen kritische Er¬ 
widerungen auf diese Zumutungen erhebt, sollte 
zuvor über das Steinewerfen im Glashaus nach- 
denken. Immerhin umfasste Kalter Krieg stets 
die Akteure beider Seiten, die jeweils ihrem Ge¬ 
genüber nichts schuldig blieben sowie je die Wid¬ 
mungen Gut und Böse verteilten... 


(Im weiteren Verlauf des Artikels befasst sich Lud¬ 
wig Elm detailierter mit der o.g. Ausstellung. Der 
ganze Beitrag ist nachzulesen in „1914-2014: das 
Antikriegsheft der Marxistischen Blätter.) 
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Schriftsteller und Kommunist 

Gabriel Garcia Märquez' Kampf gegen das Vergessen gilt jetzt auch ihm selbst 



„Die revolutionäre Aufgabe eines 
Schriftstellers ist es gut zu schreiben“, 
sagte Gabriel Garcia Märquez. 

Der kolumbianische Schriftsteller 
und Nobelpreisträger ist am 17. April 
mit 86 Jahren verstorben. Die europä¬ 
ischen Medien sprechen von „87 Jah¬ 
ren“ - 86 Jahre hatte er sich selbst ge¬ 
geben, nannte er doch zeitlebens 1928 
als sein Geburtsjahr. Andere Quel¬ 
len nennen 1927, unter Berufung auf 
seinen Vater. Wer Garcia Märquez 4 
Hauptwerk „Hundert Jahre Einsam¬ 
keit“ einfühlsam gelesen und wenigs¬ 
tens teilweise verstanden hat, weiß: 
Möglich ist gewiss, dass beide Recht 
haben. 

Gabriel Garcia Märquez war einer 
der politischsten unter den guten, aber 
sicher der beste unter den politischen 
Schriftstellern Lateinamerikas. In ei¬ 
nem Nachruf beschreibt David Becer- 
ra im kubanischen Blog „La pupila in- 
somne“ die politische Haltung des Au¬ 
toren und Lreundes von Lidei Castro 
und wie sich nun alle Welt in Nachru¬ 
fen an seine Uminterpretierung macht. 
Dabei hatte Garcia Märquez immer 
genau gegen das Vergessen angeschrie¬ 


ben, nicht zuletzt in der Beschreibung 
des Phantasieortes Macondo: „Es 
gibt solche, die gern vergessen möch¬ 


ten, dass der große Schriftsteller auch 
Kommunist war (...) Aber wir stellen 
ihn uns, wie die Einwohnerschaft Ma- 


condos, vor in seinem Kampf gegen das 
Vergessen, indem jedes Objekt mit sei¬ 
nem Namen etikettiert wird, damit des¬ 
sen Funktion nicht in Vergessenheit ge¬ 
rät: „Das ist eine Kuh, die man jeden 
Morgen melken muss, damit sie Milch 
gibt. Diese Milch muss man kochen 
um sie mit dem Kaffee zu mischen um 
daraus Milchkaffee zu machen.“ Diese 
simple Beschreibung beinhaltet eine 
komplexe Idee über das Schreiben: das 
Wort als Kampf gegen das Vergessen, 
für die Erinnerung. In unserem Kampf 
gegen das Vergessen müssen wir sein 
wie die Einwohner/innen Macondos: 
auf ein Papier schreiben, was Garcia 
Märquez bedeutete, politisch und li¬ 
terarisch, und es an die Erinnerung 
heften - damit man ihn uns nicht ent¬ 
wendet, damit man nicht einen neuen 
Mythos erschafft, der unsere Geschich¬ 
te manipulieren kann: „Das ist Garcia 
Märquez, man muss ihn jeden Morgen 
lesen, damit die Zeitungen und das 
Fernsehen uns nicht die Realität ma¬ 
nipulieren können. 

Er war Schriftsteller und Kommu¬ 
nist.“ 

Günter Pohl 


Gabriel Garcia Märquez wurde am 6. März 1928 in Ara- 
cataca in Nordkolumbien geboren,als„Karibe“, wie er 
sagt. Der kolumbianische Normalzustand von Repres¬ 
sion und Gegenwehr wurde ihm geradezu in die Wiege 
gelegt: Sein Großvater Nicoläs Märquez war Oberst im 
„Tausend-Tage-Krieg“ (1899-1902). Er war es, der dem 
kleinen Gabriel, der bis zum 8. Lebensjahr bei seinen 
Großeltern lebte, mit seinen Kriegsschilderungen die 
konkrete Welt nahebrachte; die übernatürliche Welt, 
die der kleinen Wunder im Alltag jedes karibischen Vol¬ 
kes, gab ihm seine Großmutter Tranquilina mit. 1967 
machte Garcia Märquez daraus „Hundert Jahre Ein¬ 
samkeit“, eine Beschreibung von sieben Generatio¬ 
nen der Familie Buendia im vom Rest der Welt schein¬ 
bar abgeschlossenen Ort Macondo, der dennoch Op¬ 
fer und Zeuge aller kolumbianischen Geschichte wird. 
Ebenso wie sein Geburtsort Aracataca ist das mythi¬ 
sche Macondo ein United-Fruit-Geschöpf. Meisterhaft 
ist die Beschreibung des Versuchs der damals Herr¬ 
schenden, das (...) United-Fruit-Massaker an 3 000 Ar¬ 
beitern aus den Köpfen der wenigen Überlebenden zu 
tilgen. Seither ist „Macondo“ ein Begriff, der Zustände 
beschreibt, und in der spanischen Sprache als Adjektiv, 
Substantiv und Verb im Gebrauch. Für„Hundert Jahre 
Einsamkeit“ erhielt Gabriel Garcia Märquez 1982 den 
Literatur-Nobelpreis; das Werk wird als beispielhaft für 
die Gattung des lateinamerikanischen „Realismo Mä- 
gico“ (Magischer Realismus) angesehen. 

Nach einigen Jahren bei seinen Eltern in Barranquil- 
la und dem Abitur in Zipaquirä begann er 1946 ein 


Jurastudium in Bogotä, das er nach der Ermordung 
des liberalen Präsidentschaftskandidaten Jorge Elie- 
cer Gaitän am 9. April 1948 abbrach. Garcia Märquez, 
der im Hauptstadtblatt„EI Espectador“ seine erste Er¬ 
zählung,^ Tercera Resignaciön“ veröffentlicht hatte, 
kehrte in die Karibik zurück, blieb aber Mitarbeiter des 
„Espectador“, für den er 1956 Korrespondent in Paris 
wurde, bis die Diktatur unter Rojas Pinilla die Zeitung 
verbot. 

Dort lebte er in einem Viertel, das vielen lateiname¬ 
rikanischen Schriftstellern als Zuflucht vor den Dik¬ 
taturen diente. 

Es war die Zeit von Trujillo in der Dominikanischen 
Republik, Batista in Kuba, Perez Jimenez in Venezue¬ 
la, Rojas in Kolumbien, Perön in Argentinien. In einem 
Interview erzählte Garcia Märquez, wie eines Tages 
der Kubaner Nicoläs Guillen von seinem Fenster aus 
in die Straßen rief:„Der Mann ist gestürzt!“, und aus 
allen Winkeln die Frage kam:„Meiner?“ 

Das waren die Umstände, die Garcia Märquez zum po¬ 
litischen Schriftsteller werden ließen. Er bereiste die 
sozialistischen Länder Osteuropas, wurde nach einem 
kurzen Aufenthalt in Venezuela 1959 Korrespondent 
für die kubanische Nachrichtenagentur „Prensa Lati- 
na“ und schloss eine lebenslange Freundschaft mit 
Fidel Castro.Gabriel Garcia Märquez setzt sich mit sei¬ 
nem Gewicht in der Weltliteratur für die Menschen¬ 
rechte ein und gründet eine Stiftungfür politisch Ver¬ 
folgte. Zwischen 1961 und 1967 hielt er sich in Mexiko 
auf, wo er auch heute wieder lebt. 


Die Inspiration zum Schreiben bekam Garcia Märquez 
durch die Lektüre von Büchern Faulkners, Hemingways, 
Dos Passos* und Steinbecks, in deren Beschreibung 
der Welt der Südstaaten der USA er „eine Seelen¬ 
verwandtschaft zu unserer karibischen Welt“ sah; 
mitentscheidend für seine Technik hingegen wurde 
Franz Kafkas „Verwandlung“. 

Nach eigenem Bekunden ist „Die Liebe in den Zei¬ 
ten der Cholera“ sein Lieblingsbuch, mit dem er 1985 
seine Eltern ehrte. Das meistgelesene Werk aber ist 
„Der Herbst des Patriarchen“ (1975), in dem ein Gene¬ 
ral gleichsam den Albtraum des ganzen Kontinents 
verkörpert. Dagegen ist „Der General in seinem Laby¬ 
rinth“ aus dem Jahr 1989 eine Widmung des Befrei¬ 
ers Simon Bolivar. In der 1981 erschienenen „Chronik 
eines angekündigten Todes“ nimmt Garcia Märquez 
gleich im ersten Satz den Schluss vorweg und hält so, 
Kafkas „Verwandlung“ gleich, seine Leserinnen und 
Leser gefangen. 

Immer ist Gabriel Garcia Märquez auch Journalist 
geblieben. Für ihn ist die Reportage eine literarische 
Gattung, da sie „eine Erzählung, basierend auf der 
Realität“ ist. Die heutige Realität seines Heimat¬ 
landes Kolumbien hielt Garcia Märquez 1997 in der 
„Nachricht von einer Entführung“ fest, wo Korrup¬ 
tion, Morde, Entführungen und Drogenhandel an¬ 
geprangert werden, für den Autor selbst seine viel¬ 
schichtigste und gleichzeitig traurigste Erzählung: 
Heroin und Heldentum haben im Spanischen den¬ 
selben Wortstamm. (Ausschnitt aus: UZ vom 7.3.2003) 


Gesichter der Revolution 

Galerie Arbeiterfotografie zum 40. Jahrestag der Nelkenrevolution 


„Die Portugiesische Revolution, die 
durch eine Volks- und eine Militärkom¬ 
ponente geprägt wurde, war der bisher 
weitreichendste antikapitalistische und 
antiimperialistische Vorstoß im Westen 
Europas. Auch wenn mit der EU als der 
Zusammenballung aller politisch-öko¬ 
nomischen und militärisch-repressiven 
Kräfte im Dienste des Monopolkapi¬ 
tals ein Instrument geschaffen wur¬ 
de, um weitere „Nelkenrevolutionen“ 
auf unserem Kontinent im Keim er¬ 
sticken oder niederschlagen zu kön¬ 
nen, bleibt der 25. April 1974 ein Fa¬ 
nal.“ Das schreibt Klaus Steiniger, des¬ 
sen Fotografien aus dem Portugal der 
Jahre 1974 bis 1978 beginnend mit dem 
40. Jahrestag der Revolution in der Ga¬ 
lerie Arbeiterfotografie ausgestellt sind, 
im Vorwort seines Buches „Portugal im 
April“. Mit seinen Bildern gibt Klaus 
Steiniger der Portugiesischen Revolu¬ 
tion ein - lächelndes - Gesicht. 

Klaus Steiniger war in der Zeit der 
portugiesischen Nelkenrevolution und 
der der darauf folgenden Jahre außen¬ 
politischer Redakteur der Tageszeitung 
„Neues Deutschland“. Heute ist er ver¬ 
antwortlicher Redakteur der Monats¬ 
schrift Rotfuchs , einer von Parteien 
unabhängigen kommunistischen, sozi¬ 
alistischen Zeitschrift für Politik und 
Wirtschaft, Kultur und Wissenschaft. 
Wir freuen uns, seine Fotografien zei¬ 
gen zu können. Sie zeugen von seiner 


Fähigkeit, die Situation in einer Gesell¬ 
schaft nicht nur mit Worten, sondern 
auch in Bildern treffend beschreiben 
zu können. Seine Fotografien sind ein 
wohltuender, notwendiger Gegenpol zu 
dem, was wir heute zu sehen bekom¬ 
men, wenn es um die vom US-Imperia- 
lismus gesteuerten Farb-Revolutionen 
und insbesondere die aggressive Ein¬ 
mischung des Westens in der Ukraine 
geht, für die in den Herrschaftsappara¬ 
ten ebenfalls der Begriff „Revolution“ 
herhalten muss. 

Klaus Steiniger: „Vor Jahrzehnten 
schon hat sich in Portugal der Wind ge¬ 
dreht. NATO und CIA im Bunde mit 
der damals als Sturmspitze der Konter¬ 
revolution agierenden Sozialistischen 
Internationale unter Willy Brandt so¬ 
wie dem westdeutschen Parteienfächer 
von SPD über FDP bis CDU/CSU ha¬ 
ben die Revolution der Nelken zu Fall 
gebracht und erdrosselt. Die Gegner 
des 25. April konnten sich nicht zuletzt 
auf starke innere Kräfte - von den Kle¬ 
rikalfaschisten über die konservativen 
Rechten bis zu den falschen Sozialisten 
und mit Hammer und Sichel ausstaffier¬ 
ten antikommunistischen Provokateu¬ 
ren - stützen. Auch wenn die Konterre¬ 
volution gesiegt und das Kernstück der 
Volkserrungenschaften - die Nationali¬ 
sierung von Banken und Konzernen so¬ 
wie die Agrarreform im Landessüden - 
zu liquidieren vermocht hat, blieb ganz 


Wesentliches erhalten: die nach wie 
vor täglich attackierte und ständig un¬ 
terwanderte bürgerlich-demokratische 
Ordnung sowie die Aufhebung des por¬ 
tugiesischen Kolonialsystems.“ 


Und noch etwas ist erhalten geblie¬ 
ben: die unglaublichen Fotografien des 
Juristen und ehemaligen Staatsanwal¬ 
tes Klaus Steiniger und die darin sich 
menschlich zeigende Zuversicht, eines 
Tages das kapitalistisch-imperialisti¬ 
sche System dauerhaft auf den Müll¬ 
haufen der Geschichte verbannen zu 
können. af/an 



Mai 1974: Erstes PCP-Meeting in Grandola Vila Morena, Landarbeiter aus 
Grandola 


Gesichter der Revolution 

Fotografien von Klaus Steiniger zum 40. Jahrestag der portugiesischen Nelken¬ 
revolution am 25. April 1974 

Galerie Arbeiterfotografie, Merheimer Straße 107,50 733 Köln 
26. April bis 17. Mai 2014 

geöffnet Mi/Do 19-21 Uhr, Sa 11-14 Uhr und nach Vereinbarung 
Eröffnung: Freitag, 25. April 2014,20 Uhr 
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Günter Gail 

«Ml V»vul«v 

Unschöne Lieder 

Günter Gail singt vom 
„Soldaten-Leben“ 

Mit der CD „Soldaten-Leben“ veröf¬ 
fentlicht der niederdeutsche Folksän¬ 
ger Günter Gail eine Sammlung von 
20 Liedern aus fünf Jahrhunderten 
zum Thema Krieg und Frieden. 

Das Album ist ein weiterer Beitrag ei¬ 
nes deutschen Künstlers im Gedenk¬ 
jahr 2014 (100 Jahre Erster Welt¬ 
krieg - 75 Jahre Zweiter Weltkrieg). 
Die Liedsammlung umfasst sowohl 
historische Lieder, etwa aus dem Drei- 
ßigjährigen Krieg und früher, als auch 
aktuellere Texte, zum Beispiel Ar¬ 
beiten von Peter Maiwald und auch 
selbstverfasste Stücke. Beeindruckend 
ist von Günter Gail das „Lied für Hans 
Calmeyer“ ein Osnabrücker Rechts¬ 
anwalt, der als Referent in der Nazizeit 
in Den Haag ein geheimes Netzwerk 
aufbaute und das Leben tausender Ju¬ 
den rettete. 

Musikalisch erinnert die Musik an 
das Volkslied-Revival ab Ende der 
1970er im Stil von Zupfgeigenhansel 
und Liederjan. Das kommt nicht von 
ungefähr, schließlich handelt es sich 
meist um traditionelle Lieder, die auch 
mit den klassischen Instrumenten des 
Volksliedes begleitet wird: mit Gitarre, 
Dulcimer, Landsknechtstrommel, Ha- 
monium, und natürlich der Drehleier. 
Allesamt gelungene Interpretationen, 
die zudem mit zahlreichen Gastmusi¬ 
kern eingespielt wurde. 

Musikalisch im Zentrum steht außer 
Günter Gail dessen langjähriger Weg¬ 
gefährte, der Gitarrist Konstantin Vas- 
silev. Von ihm wurden auf dem Album 
vier eigene instrumentale Gitarrenstü¬ 
cke eingespielt, quasi als musikalische 
Zwischentöne. 

Günter Gail steht in der Tradition der 
engagierten Liedermacher der Frie¬ 
densbewegung. Zu Recht stellt er im 
Begleittext zu seiner CD fest: „... die 
Tatsache, dass Deutschland als welt¬ 
weit drittgrößter Waffenlieferant 
überall in der Welt an Kriegen betei¬ 
ligt ist, hinerlässt einen bitteren Bei¬ 
geschmack.“ 

Es ist mehr als das: Deutschland 
mischt mit der Bundeswehr überall auf 
der Welt bei Kriegseinsätzen aktiv mit. 
Beeindruckend ist die Interpretation 
des bekannten Gedichtes von Kurt 
Tucholsky „Die Trommel 44 (Musik Ri¬ 
chard Heymann) ebenso wie das in 
der Friedensbewegung der Achtziger 
Jahre oft gesungene Lied „Der Deser¬ 
teur“ von Boris Vian: 

„ Verehrter Präsident, 
ich sage euch ganz offen, 
die Wahl ist längst getroffen: 
ich werde desertiern ... “ 

Eine Botschaft, die immer gilt. 

Heute erst recht. 

Werner Lutz 

Die CD gibt es für 15 Euro bei www.jum- 
pup.de 
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„Abril de novo - com a forca do povo!“ 

40 Jahre Nelkenrevolution - der 25. April 1974 bleibt in Portugal aktuell • Von Lonha Heilmair, Lissabon 



I nmitten blühender Wiesen auf einer 
Bank sitzend, mit Blick über den Lis- 
sabonner Stadtteil Ajuda, den Tejo 
und das andere Flussufer, auf dem Ge¬ 
lände, wo in den 80er Jahren regelmä¬ 
ßig das „Avante!“-Fest stattfand, lässt 
es sich wohl am besten über dieses The¬ 
ma schreiben. Eine der Aufgaben die¬ 
ses großen Festes der portugiesischen 
Kommunisten, das ohne die Befrei¬ 
ung vom Faschismus, die am 25. April 
1974 gelang, nicht existieren würde, ist 
es von Anfang gewesen, zu zeigen, was 
die Revolution geschaffen hat, ihre Er¬ 
rungenschaften, auch ganz spezifisch 
Region für Region, die Gegenoffensive 
des Kapitals und den Kampf dagegen, 
die Zuversicht im portugiesischen Volk, 
dass es niemandem gelingen wird, „die 
Türen, die der April geöffnet hat“ („as 
portas que Abril abriu“ wie es im Ge¬ 
dicht von Ary dos Santos heißt), wieder 
zuzumachen. 

Was war der 25. April? Ein Putsch, 
der eine Diktatur beseitigte, einen Ko¬ 
lonialkrieg beendete, dem eine Phase 
der Konfusion folgte, die schließlich in 
eine „normale“ bürgerlich-demokrati¬ 
sche Ordnung im Rahmen der EG/EU 
mündete? 

Tatsächlich setzte ein Militärauf¬ 
stand an jenem Tag dem faschistischen 
Regime unter Marcelo Caetano, dem 
Nachfolger von Oliveira Salazar, nach 
48 Jahren ein Ende. Mit der militäri¬ 
schen Komponente der Befreiung vom 
Faschismus verband sich augenblicklich 
eine demokratische, vom Volk getrage¬ 
ne: Das Volk unterstützte die Aktion 
der Bewegung der Streitkräfte (MFA), 
strömte zu Massen auf die Straße und 
trug sogleich seine Forderungen vor. 
Die Befreiung der politischen Gefange¬ 
nen, von der der Vorsitzende der Jun¬ 
ta der nationalen Errettung, General 
Antonio de Spinola, gar nichts wissen 
wollte, wurde von der Volksbewegung 
am 26. und 27. April durchgesetzt. 

Das Bündnis von MFA und Volk, 
das gemeinsame Wirken dieser beiden 
Komponenten, führte zur Errichtung 
eines demokratischen Regimes auf re¬ 
volutionärem Weg: Die weitgehenden 
politischen Freiheiten (allgemeine Wah¬ 
len, auch der kommunalen Organe, die 
bislang ernannt worden waren, Legali¬ 
sierung von Parteien, politische Gestal¬ 
tungsmöglichkeit für alle) verbanden 
sich mit anderen Errungenschaften, die 
zur Entwicklung des Landes und Ver¬ 
teidigung des demokratischen Regimes 
unabdingbar waren. Das waren die Ent¬ 
kolonisierung, die Nationalisierung der 
Banken, einer der wesentlichen Stüt¬ 
zen des Faschismus, der Schlüsselindus¬ 
trien, der großen Verkehrsbetriebe, die 
Schaffung eines öffentlichen nationa¬ 
len Gesundheits- und Bildungswesens 
für die breiten Volksschichten, die Ag¬ 
rarreform, die Arbeiterkontrolle in den 
Betrieben, eine Serie von sozialen und 
kulturellen Rechten und die deutliche 
Verbesserung der materiellen Lebens¬ 
bedingungen des Volkes. 

Befreiungskämpfe und 
revolutionäre Bewegungen in 
der portugisischen Geschichte 

Der 25. April stellt den bislang hoff¬ 
nungsvollsten und entschiedensten re¬ 
volutionären Einschnitt in der portugie¬ 
sischen Geschichte dar. 


1383-85 gelang es dem Bürgertum 
im Verbund mit breiten Schichten des 
Volkes, dem Verrat weiter Teile des 
Adels, der die nationale Unabhän¬ 
gigkeit (der portugiesische National¬ 
staat, einer der ersten in Europa, be¬ 
steht seit dem 12. Jahrhundert) kas- 
tilischen, also spanisch-hegemonialen 
Interessen zu opfern bereit war, eine 
Niederlage zu bereiten und für eini¬ 
ge Jahrzehnte die führende Rolle in 
der portugiesischen Gesellschaft ein¬ 
zunehmen. 

Nach 60jähriger spanischer Herr¬ 
schaft über Portugal, die das Land zu 
einer verarmenden peripheren Re¬ 
gion der Iberischen Halbinsel wer¬ 
den ließen, drängten 1640 wiederum 
breite Kräfte des Volkes auf die Wie¬ 
derherstellung der portugiesischen 
Souveränität. Die Restauradores des 
1. Dezember waren Angehörige des 
Adels, die auf eine national-unabhän¬ 
gige Entwicklung des Landes setzten, 
den Vertreter der spanischen Krone in 
Lissabon zum Fenster hinaus stürzten 
und die Wiederherstellung der portu¬ 
giesischen Unabhängigkeit erklärten. 

Aber es war das gemeine Volk auf 
dem Land im grenznahen Bereich zu 
Spanien, das in 28 Jahre langer Abfol¬ 
ge von Kriegen der spanischen Anma¬ 
ßung den entscheidenden Widerstand 
entgegen setzte, bis das Nachbarland 
die portugiesische Unabhängigkeit 
wieder anerkannte. 

Nachdem 1807 der königliche Hof¬ 
staat Portugal auf der Flucht vor den 
napoleonischen Truppen in Richtung 
Brasilien verlassen hatte und wenige 
Jahre später die „Verbündeten“ aus 
England die französischen Truppen 
davon gejagt und selbst de facto die 
Herrschaft übernommen hatten, er¬ 
hob sich das Volk 1820 zunächst in 
Porto und dann im weiteren Land in 
einer liberal-demokratischen Revolu¬ 
tion, die die Briten in die Flucht schlug 
und nach verschiedenen Auseinander¬ 
setzungen mit dem absolutistischen 
Adel 1833 mit der Rückkehr des por¬ 
tugiesischen Thronfolgers auf der Sei¬ 
te der Liberalen schließlich den Tri¬ 
umph einer liberal-konstitutionellen 
Monarchie durchsetzte. 

Die wachsende Unfähigkeit auch 
der liberalen Bourgeoisie, den Bedürf¬ 
nissen weiter Teile der Gesellschaft, 
insbesondere der Landarbeiterschaft 
und des seit Ende des 19. Jahrhun¬ 
derts nach und nach entstehenden In¬ 
dustrieproletariats gerecht zu werden, 
in Verbindung mit dem Einknicken 
vor britischen Kolonialinteressen in 
Afrika, führte zur Diskreditierung der 
Monarchie und dem revolutionären 
Akt ihres Sturzes und der Ausrufung 
der Republik am 5. Oktober 1910. 

Diese Erste Portugiesische Repu¬ 
blik konnte jedoch den in sie gesetz¬ 
ten Erwartungen nicht gerecht wer¬ 
den. Von den sie tragenden Parteien, 
der Republikanischen und der Sozia¬ 
listischen Partei, war erstere antimon¬ 
archistisch und antiklerikal, Reaktion 
auf die jahrhundertelange Verbindung 
von Monarchie und repressiver Omni¬ 
präsenz der katholischen Kirche, je¬ 
doch keineswegs auf die Verteidigung 
der Interessen der Arbeiterklasse ge¬ 
richtet, die zweite kleinbürgerlich-re- 
voluzzerhaft geprägt. 


Die sich formierende Arbeiterklas¬ 
se und die Ausprägung eines Klassen¬ 
bewusstseins ihrer Angehörigen schlug 
sich zunächst in der Vorherrschaft an- 
archo-syndikalistischer Positionen 
nieder. Die Portugiesische Kommunis¬ 
tische Partei (PCP) gründete sich am 
6. März 1921 in Lissabon auf der Ba¬ 
sis der Lehren von Marx, Engels und 
Lenin unter dem Eindruck des Sieges 
der Oktoberrevolution in Russland und 
definierte sich als „portugiesische Sek¬ 
tion der Kommunistischen Internatio¬ 
nale“. Der Einfluss des revolutionären 
und Anarchosyndikalismus war in den 
ersten Jahren spürbar und wurde nach 
und nach überwunden, aber die Kraft 
der Arbeiterklasse und ihrer neu ent¬ 
standenen Partei reichte nicht aus, um 
den faschistisch geprägten Putsch des 
28. Mai 1926 zurückzuschlagen. 

Widerstand gegen das 
Salazar-Regime 

Die Konsolidierung des faschistischen 
Regimes unter dem zunächst als Fi¬ 
nanzminister und später als „Ratsvor¬ 
sitzender“ (de facto Diktator) firmie¬ 
renden Salazar vollzog sich schritt¬ 
weise. Ein entscheidender Schritt zur 
definitiven Ausprägung des Faschismus 
war die Verabschiedung der an der 
Carta del Lavoro von Mussolini orien¬ 
tierten korporativistischen Arbeitsge¬ 
setzgebung und die Faschisierung der 
Gewerkschaften 1933. 

Ein erster großer Aufstand, der 
maßgeblich von der PCP organisiert 
wurde und am 18. Januar 1934 in der 
Glasbläserstadt Marinha Grande kurz¬ 
fristig triumphieren konnte, wurde um¬ 
gehend niedergeschlagen. Die darauf 
und auf den Matrosenaufstand 1936 
erfolgte Repression führte zur Ein¬ 
richtung des Konzentrationslagers von 
Tarrafal auf der Insel Santiago (Cabo 
Verde), wohin man insbesondere Kom¬ 
munisten, darunter den Vorsitzenden 
Bento Gongalves, und Anarchosyn¬ 
dikalisten, ab den 60er Jahren dann 
Freiheitskämpfer aus Angola, Mocam¬ 
bique, Guine-Bissau und Cabo Verde, 
verbrachte. 

Ausbeutung und koloniale 
Unterdrückung 

Das kolonial-faschistische Regime, das 
seine Hauptstützen in den Banken, ei¬ 
nigen großen Firmen in den Händen 
weniger reicher Familien, dem Groß¬ 
grundbesitz im Süden des Landes und 
im reaktionären Flügel des Klerus hat¬ 
te, setzte gleichermaßen auf extreme 
Ausbeutung der portugiesischen Ar¬ 
beiterklasse und der Völker der Ko¬ 
lonien in Afrika, Indien (Goa, Damäo 
und Diu bis 1961), Macau und Ostti¬ 
mor. Gefängnis, Folter, auch Mord 
an denen, die gegen den Faschismus 
kämpften, Krieg als Antwort auf die 
bewaffneten Befreiungskämpfe in den 
Kolonien mit Dimensionen des Völker¬ 
mords annehmenden Maßnahmen ge¬ 
gen die dortige Bevölkerung waren die 
gängigen Methoden der Herrschenden. 
Dem Großteil der Bevölkerung wurde 
das Recht auf Gesundheit, Bildung und 
materielle Grundausstattung vorent¬ 
halten. Weite Teile des Landes außer¬ 
halb der größeren Städte waren noch 
1974 nicht elektrifiziert, ähnlich sah es 
mit der öffentlichen Wasserversorgung 


aus. Auf den Latifundien des Alente- 
jo und Ribatejo wurde unter leibei¬ 
genschaftsähnlichen Verhältnissen ge¬ 
arbeitet, außerhalb der Saison gab es 
keine Arbeit und kein Geld, Hunger 
und absolute Verelendung gehörten 
zum Alltag. In den Kolonien wurden, 
abgesehen von den von Portugiesen 
bewohnten Siedlungen und Städten, so 
gut wie keine Infrastrukturen geschaf¬ 
fen, bei der letzten großen Hungersnot 
auf den Kapverdischen Inseln 1946/47 
verhungerten über 20 Prozent der Be¬ 
völkerung. 

Die rigorose Veränderung dieser 
Situation war ein großer Erfolg des 
25. April. Dieser Erfolg kam nicht als 
Ergebnis irgendwelcher Dekrete, die 
die Regierung erließ. Er war vielmehr 
Ergebnis des Kampfs gegen eben diese 
Zustände, der die Jahre und Jahrzehnte, 
die dem 25. April 1974 vorausgingen, 
charakterisierten, der ihn vorbereitete 
und ermöglichte. 

Forderungen nach sozialen 
Rechten, politischen 
Freiheiten und Demokratie 

1962 erlebten die Kundgebungen zum 
1. Mai einen Höhepunkt, allein in Lis¬ 
sabon waren unter massiver Polizeire¬ 
pression rund 100.000 auf der Straße, 
in vielen Betrieben kämpften die Be¬ 
legschaften für bessere Arbeitsbedin¬ 
gungen und gerechte Bezahlung. Auf 
den großen Landgütern im Süden er¬ 
kämpften die Landabeiter und Landar¬ 
beiterinnen den 8-Stunden-Tag, gegen 
Polizei- und Militärgewalt. An den Uni¬ 
versitäten, den wenigen, die es damals 
gab, demonstrierten Massen von Stu¬ 
denten und Studentinnen und legten 
den Lehrbetrieb lahm. 

Die wichtigste literarische Strö¬ 
mung der 40er bis 60er Jahre war der 
Neorealismus, Romane, die die sozialen 
Missstände und Widersprüche, die ak¬ 
tive Rolle der Arbeiterklasse zum The¬ 


ma hatten, prägten die gängige Litera¬ 
tur - die Bücher wurden oft verboten 
und insgeheim unter dem Ladentisch 
oder von Hand zu Hand weiter gege¬ 
ben. 

Die Forderung nach politischen 
Freiheiten und Demokratie war viel¬ 
seitig präsent und inmitten dieser For¬ 
derungen und Kämpfe standen stets 
die Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten, in den Industriebetrieben, auf den 
großen Ländereien, in den faschisti¬ 
schen Gewerkschaften und ab 1970 in 
dem neu gegründeten klassenorientier¬ 
ten Gewerkschaftsbund CGTP-Inter- 
sindical Nacional, in den Vereinen und 
Kultur initiativen, in den Kasernen, in 
der illegalen Arbeit und auch in den 
Gefängnissen. Ihre Partei erwies sich 
als wirkliche Partei der Industrie- und 
Landarbeiter, der Fischer, der Jugend¬ 
lichen, des Kampfes der Frauen für 
Gleichberechtigung. 

Die Kommunistische Partei war 
es schießlich auch, die das Recht auf 
Selbstbestimmung und Unabhängig¬ 
keit der Völker in den Kolonien forder¬ 
te, die mit den Befreiungsbewegungen 
MPLA (Angola), Frelimo (Mocam¬ 
bique), PAIGC (Guine und Cabo Ver¬ 
de), MLSTP (SäoTome e Principe) und 
Fretilin (Osttimor) solidarisch war und 
die in den Kasernen gegen den Kolo¬ 
nialkrieg mobilisierte. Die Partei, die 
ganz zentral für die Organisierung von 
Strukturen der Einheit im antifaschis¬ 
tischen Kampf wirkte. 

Die Flucht führender Genossen, 
darunter Älvaro Cunhal, aus den Ge¬ 
fängnisfestungen von Peniche 1961 
und Caxias 1962 gab dem Kampf einen 
enormen Auftrieb, wie die erwähnten 
Beispiele zeigen. Der VI. Parteitag der 
PCP, der 1965 in der Illegalität statt¬ 
fand, zeigte den Weg zum Sieg über 
den Faschismus detailliert auf. 

Der Sturz des Faschismus neun 
Jahre später war mehr, weit mehr als 
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ein vom Militär durchgeführter Staats¬ 
streich. 

Die Folgen der konter¬ 
revolutionären Offensive 

Ein Rückblick heute, 40 Jahre später, 
und ein Vergleich mit der aktuellen Si¬ 
tuation, lässt die enorme Dimension 
der Folgen der konterrevolutionären 
Offensive klar werden, die unmittelbar 
nach der Erringung der Freiheit ein¬ 
setzte. Die wesentlichen revolutionä¬ 
ren Errungenschaften wurden 1974/75 
durchgesetzt, als insbesondere die pro¬ 
visorischen Regierungen unter Füh¬ 
rung von General Vasco Gongalves den 
revolutionären Prozess unterstützten. 
Die Gegenoffensive des einheimischen 
und internationalen Kapitals - ganz 
wichtig dabei die Rolle der SPD, die 
entsprechend Druck auf die portugie¬ 
sischen Sozialisten ausübte, deren Vor¬ 
sitzender Mario Soares sich weder von 
dieser Seite noch von dem früheren 
CIA-Chef und späteren US-Botschaf- 
ter in Lissabon, Carlucci, lange bitten 
ließ - konnte zunächst abgewehrt wer¬ 
den. 

In der Folge der militärisch-politi¬ 
schen Zuspitzung im November 1975 
kam es dann aber zu einer deutlichen 
Schwächung der militärischen Linken, 
die schließlich erfolgreiche Orientie¬ 
rung der Kräfte des Kapitals auf eine 
Aushebelung der demokratischen und 
revolutionären Errungenschaften und 
eine bürgerlich-demokratische Ord¬ 
nung, die deren Herrschaft absichern 
konnte, nahm ihren Lauf. 

Sukzessiv wurde die Agrarreform 
rückgängig gemacht, die Reprivatisie¬ 
rung der Banken und Großbetriebe 
eingeleitet, die Arbeiterkontrolle in 
den Betrieben abgebaut, die Arbeits¬ 
gesetzgebung zugunsten des Kapitals 


verändert, der demokratische Charak¬ 
ter der lokalen Machtorgane und ihrer 
Wahl in Frage gestellt, die Außenpolitik 
vollständig den Interessen der NATO 
untergeordnet. 

★ 

Dies alles ging und geht nicht kampf¬ 
los ab. Die arbeitende Bevölkerung und 
ihre Klassenorganisationen, insbeson¬ 
dere die Gewerkschaften der CGTP- 
IN, zunehmend auch die Arbeitslosen 
und Rentner, die Schüler und Studen¬ 
ten, stellten und stellen sich diesen An¬ 
griffen entgegen. Die portugiesische 
Verfassung, wenngleich in zahlreichen 
Änderungen im Sinne der Kapitalinter¬ 
essen zurecht gestutzt, bewahrt in We¬ 
sentlichen bis heute ihren progressiven 
Charakter und hat sich als ein zentrales 
Instrument zur Verteidigung der Inter¬ 
essen der großen Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung erwiesen - die gegen sie und 
die Rechtsprechung des Verfassungsge¬ 
richts gerichteten Angriffe von rechts 
und auch von Seiten des WWF, der sich 
diese Einmischung anmaßt, unterstrei¬ 
chen dies. 

Verschiedene Arbeitskampfmaß¬ 
nahmen bis hin zu Generalsteiks, Mas¬ 
senprotesten mit bis zu 300 000 Teil¬ 
nehmern, Demonstrationen verschie¬ 
dener Berufsgruppen wie unlängst der 
Polizei, als an die 20 000 Polizisten aus 
dem ganzen Land vor das Parlament 
zogen, zeigen eine anhaltende Kampf¬ 
bereitschaft, den Willen, das demokra¬ 
tische Regime und das Recht auf würdi¬ 
ge Lebensbedingungen zu verteidigen. 
Nun ist es in einer Situation, in der in¬ 
ternationale Finanzinstanzen wie der¬ 
zeit die Troika aus Europakommissi¬ 
on, EZB und WWF die portugiesische 
Politik diktieren, wenn der Notarzt¬ 
wagen nicht kommt, weil das Geld für 
die Besatzung gestrichen wurde, wenn 


der Bus nicht mehr fährt, weil die Li¬ 
nie eingespart wurde, wenn der Vater, 
die Kollegin, die Nachbarn nicht mehr 
da sind, weil die Perspektivlosigkeit sie 
in die Emigration getrieben hat, nicht 
verwunderlich, dass sich Verzweiflung 
und Resignation breit machen. Ande¬ 
rerseits wurde auf Kundgebungen, bei 
Protesten im Zusammenhang mit dem 
öffentlichen Auftreten von Regierungs¬ 
vertretern in den letzten Monaten im¬ 
mer wieder „Grändola, Vila Morena“ 
angestimmt, das Lied, das wie kein an¬ 
deres den 25. April symbolisiert. Der 
Ruf „O povo unido jamais serä venci- 
do!“ („Das Volk, vereint, wird niemals 
besiegt werden!“), der den 25. April 
1974 begleitete, ist wieder zurück ge¬ 
kehrt auf die Straßen. Man hört auch 
immer mehr „Abril de novo - com a 
forga do povo!“ (in etwa: „April neu ge¬ 
schafft - mit Volkes Kraft!“). 

★ 

Der 25. April, seine Errungenschaften, 
seine Botschaft von Freiheit und Volks¬ 
souveränität, haben ihren festen Platz 
im kollektiven Bewusstsein des portu¬ 
giesischen Volkes. Dieses Bewusstsein 
zu mobilisieren, die Resignation zu 
überwinden und der seit 1976 von den 
verschiedenen Regierungen der Partei¬ 
en PS, PSD und CDS-PP praktizierten 
Politik der kapitalistischen Restauration 
und der fortschreitenden Liquidierung 
des mit der Aprilrevolution erkämpften 
demokratischen Regimes entgegen zu 
treten und ihr eine definitive Niederlage 
zu bereiten, ist die große aktuelle He¬ 
rausforderung für die fortschrittlichen 
Kräfte Portugals. 

Starke klassenbewusste Gewerk¬ 
schaften und eine kampferprobte wie 
kampfbereite Kommunistische Partei, 
deren Verankerung im Volk die Reso¬ 
nanz der Initiativen zum 100. Geburts¬ 


tag des 2005 verstorbenen früheren 
Generalsekretärs Älvaro Cunhal im 
Verlauf des vergangenen Jahres und 
die ermutigenden Ergebnisse bei den 
Kommunalwahlen im September 2013 
zum Ausdruck brachten, geben der Zu¬ 
kunft eines Portugals, das von den Wer¬ 


ten des 25. April erfüllt ist, eine reale 
und hoffnungsvolle Perspektive! 

(Das diesjährige „Avante!“-Fest vom 
5.-7. September auf der Lissabon ge¬ 
genüber liegenden Tejoseite in Amora/ 
Seixal, wie jedes Jahr seit 1990, wird das 
sicher lebhaft zum Ausdruck bringen!) 


Die Nelkenrevolution in Portugal 

Urte Sperling hat pünktlich zum 40. Jahrestag der portugiesischen Revolution, 
die die poetische Bezeichnung „Nelkenrevolution“ trägt, 
ein Bändchen in der Reihe Basiswissen des PapyRossa Verlags vorgelegt. 


Warum Nelkenrevolution? Die roten 
Nelken waren das Symbol der Freu¬ 
de und des Jubels einer Bevölkerung, 
die am 25. April 1974 nach 48 Jahren 
der Diktatur den Akteuren einer Mi¬ 
litärrevolte entgegen- und nachlief, 
um diese schöne Blume, spendiert und 
verkauft von den Blumenhändlerin¬ 
nen Lissabons, in Gewehrläufe und an 
Uniformen zu stecken. Hatte die Er¬ 
hebung kurz nach Mitternacht dieses 
verheißungsvollen Tages mit dem ver¬ 
botenen Lied „Grandola, Vila Morena“ 
begonnen, endete sie gegen 19 Uhr er¬ 
folgreich mit der Kapitulation der al¬ 
ten Macht, an deren Spitze Minister¬ 
präsident Caetano stand. Den Erfolg 
bewirkten bereits an diesem Tag zwei 
unübersehbare Vereinigungen: die Be¬ 
wegung der Streitkräfte und die Be¬ 
völkerung, zuerst die von Lissabon. 
Es muss ein schier unbeschreibliches 
Freudenfest gewesen sein, als Arbei¬ 
ter, Angestellte, Studenten, Intellek¬ 
tuelle und Soldaten sich jubelnd und 
singend verbrüderten. Als dann die fei¬ 
ernde Bevölkerung freudig erschöpft 
etwas in den Hintergrund trat, schob 
sich ein General mit dem Namen Anto¬ 
nio de Sprnola in das Rampenlicht. Nur 
ihm wollte der Ex-Machthaber Caeta¬ 
no den Schlüssel für die Staatsgewalt 
übergeben. Die Offiziere der Bewe¬ 
gung der Streitkräfte akzeptierten die 
Bedingung, um ihren Aufstand nicht 
mit einem hohen Blutzoll zu beflecken. 
Sprnola, ein Zögling des langjährigen 
Diktators Salazar, der seine Gewalt¬ 
herrschaft bis 1968 ausgeübt hatte, war 
kurz vor dem Aufstand der Bewegung 
der Streitkräfte in Opposition zu Caeta¬ 
no getreten. Er wusste von den Plänen 
der meist jungen Offiziere und hatte die 
Absicht, bei Erfolg auf den fahrenden 
Zug aufzuspringen. Am 26. April 1974 
konnte er sich endlich der Öffentlich¬ 
keit als Heilsbringer präsentieren und 
tat dies bewusst mit dem auf Traditi¬ 
on hinweisenden Monokel. Doch er 
hatte bei diesem Akt der Selbstdar¬ 
stellung auch und ganz wesentlich das 
Programm des MFA (Movimento das 
Forgas Armadas) zu vertreten. Und 
dieses MFA-Programm hatte Substanz 


zu bieten. Zuerst den Weg zum Frie¬ 
den in den Übersee-Territorien, wie 
damals verschleiernd die Kolonien ge¬ 
nannt wurden, und auch Maßnahmen 
zur Erlangung demokratischer Rechte 
wie Versammlungs- und Vereinsfrei¬ 
heit, Rede- und Pressefreiheit und die 
Unabhängigkeit der Gerichte. Bezüg¬ 
lich der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
wagte sich das Programm auf Neuland. 
So wurde „eine neue Wirtschaftspolitik 
(versprochen - D.N.), die dem portu¬ 
giesischen Volk, insbesondere den Be¬ 
völkerungsschichten dient, die bis jetzt 
mehr benachteiligt waren, (...) was 
notwendigerweise eine antimonopo¬ 
listische Strategie [Hervorhebung von 
D.N.] bedeuten wird. Analog sollte eine 
neue Sozialpolitik, die in allen Berei¬ 
chen hauptsächlich die Verteidigung 
der Interessen der arbeitenden Klassen 
[...] zum Ziel haben wird“, Fortschritte 
im Sozialgefüge bewirken. 

Spätestens an dieser Stelle befiel die 
meisten auswärtigen Beobachter vor 
40 Jahren ein Staunen. Wieso wurde 
die herrschende Diktatur zuerst in Por¬ 
tugal vom Sockel gestoßen und nicht 
im benachbarten Spanien? Urte Sper¬ 
ling gibt in den ersten beiden Kapiteln 
ihres Buches darauf Antwort. In „Ein 
kleiner historischer Abriss“ spannt sie 
den Bogen von der portugiesischen Ex¬ 
pansion, häufig gern als Phase der Ent¬ 
deckungen bezeichnet, bis zum „Esta- 
do Novo“ des Antonio Salazar in den 
Fünfzigerjahren. Dabei zeigt sie u.a. die 
Stellung von Schichten und Klassen in 
ihren materiellen Verwurzelungen, die 
ungleiche Arbeitsteilung zwischen Ko¬ 
lonien und „Mutterland“ und die zu¬ 
nehmende Unterordnung der portugie¬ 
sischen Ökonomie unter ausländisches 
Kapital mit der daraus resultierenden 
Unterentwicklung im Vergleich zu den 
westeuropäischen Staaten. 

Bemerkenswert ist Urte Sperlings 
Charakterisierung des diktatorischen 
„Estado Novo“. Sie nennt ihn einen 
„korporatistischen Polizeistaat mit 
mehrgliedrigem Gewaltapparat“, der 
sich viele Elemente seiner Struktur 
nach dem Vorbild des deutschen und 
italienischen Faschismus schuf. Im Ge¬ 


gensatz zu vielen Akteuren der Nelken¬ 
revolution spricht sie nicht vom portu¬ 
giesischen Faschismus und schließt sich 
damit der neueren materialistischen 
Faschismus-Forschung an, die verstärkt 
auf Differenzierungen zwischen dem 
Faschismus in hochentwickelten Staa¬ 
ten (z.B. Deutschland) und autoritären 
Polizeistaat-Diktaturen in industriell 
unterentwickelten Staaten setzt. Der 
kürzlich verstorbene Reinhard Kühnl 
bewertete die portugiesische Diktatur 
als „Grenzfall“. 

Im zweiten Kapitel, „Die Krise der 
Diktatur als Krise des Kolonialismus“, 
wird die Zuspitzung der Widersprüche 
innerhalb der portugiesischen Oligar¬ 
chie insbesondere durch den immer 
stärkeren Widerstand der afrikanischen 
Befreiungsbewegungen und der organi¬ 
sierten portugiesischen Arbeiterinnen¬ 
bewegung im Rahmen der demokrati¬ 
schen Opposition beschrieben. Diese 
Zuspitzung gipfelte in einer Interessen¬ 
gemeinschaft, die die Autorin „Allianz 
der Aprilrevolution“ nennt. Zu dieser 
Allianz zählt sie: das liberale Bürger¬ 
tum und General Sprnola, die Sozialis¬ 
tische Partei (PS), die Kommunistische 
Partei (PCP), den MFA, die Arbeiter¬ 
innenkommissionen und die in der In- 
tersindical zusammengeschlossenen 
Gewerkschaften, die Wahlkommissi¬ 
onen CDE, Sozialistlnnen außerhalb 
von PS und PCP, die Befreiungsfron¬ 
ten in den Kolonien, passiv wartende 
Teile der NATO-Führung und gleich¬ 
falls passiv wartend die Sozialistische 
Internationale. 

Nach den Jubelfeiern, der Befrei¬ 
ung der politischen Gefangenen und 
der Niederringung des Hauptquartiers 
der Geheimpolizei PIDE-DGS in Lis¬ 
sabon begann die harte politische Aus¬ 
einandersetzung um die Zukunft des 
Landes. Hatte in der Anfangsphase der 
Revolution das bürgerlich konservati¬ 
ve Lager mit Staatschef Sprnola, der 
dominanten Stellung der Spmolisten 
in der Junta der nationalen Errettung 
und mit Ministerpräsident Palma Car¬ 
los ein leichtes Übergewicht in den zen¬ 
tralen Machtpositionen, wachte doch 
der MFA mittels der provisorischen 


Verfassung und seiner vollzählig im 
Staatsrat vertretenen Programmkoor¬ 
dinierungskommision, unterstützt von 
den Linksparteien in der Regierung, 
auf die Erfüllung des MFA-Programms. 
Doch Antonio de Sprnola, der sich sei¬ 
ner Hintermänner sicher war, ein Ge¬ 
neral mit übersteigertem Machtbe¬ 
wusstsein und vom Typ Draufgänger, 
wollte eine Beschränkung seiner Macht 
nicht hinnehmen. In einer Art Palastre¬ 
volte, gemeinsam mit seinem Minister¬ 
präsidenten, versuchte er im Juli 1974 
die Dominanz seines Amtes durchzu¬ 
drücken. Sprnola scheiterte und machte 
Prof. Palma Carlos zum Bauernopfer. 
Der MFA nahm die Herausforderung 
an und trat entgegen seiner ursprüng¬ 
lichen Absicht mit mehreren Offizieren 
in die Regierung ein. 

Zwei weitere Versuche Spfnolas, 
den Herrscherthron zu erklimmen, 
scheiterten schmachvoll bis kläglich. 
Am 28. September 1974 versuchte er 
eine „schweigende Mehrheit“ als Steig¬ 
bügelhalter einzusetzen, am 11. März 
1975 waren es ihm ergebene Offizie¬ 
re, die in einem Putschversuch in die 
Waagschale geworfen wurden. Der Wi¬ 
derstand der Volksbewegung, des MFA 
inklusive des vom ihm geschaffenen 
bewaffneten Armes (COPCON), des 
PCP, der Gewerkschaften und all de¬ 
rer, die eine Rückkehr des alten Regi¬ 
mes verhindern wollten, sicherten den 
Fortgang der portugiesischen Revolu¬ 
tion. Im Gegenteil zu den Absichten 
von Sprnola und seiner Hintermänner 
bewirkte dieser Widerstand eine Be¬ 
schleunigung des revolutionären Pro¬ 
zesses, insbesondere seines sozialen 
Aspektes. Doch genau diese zuneh¬ 
mende Priorisierung des sozialen Ele¬ 
mentes der Revolution spaltete zuerst 
die bis dahin überwiegend einheitliche 
Volksbewegung und später den MFA. 
Die Sozialistische Partei unter ihrem 
Vorsitzenden Mario Soares trat auf 
die Bremse. Sie forderte einen plura¬ 
listischen Sozialismus, meinte aber den 
klassischen Parlamentarismus. Mit dem 
Schlagwort Pluralismus trat sie mit al¬ 
ler Macht gegen die gesetzliche Ver¬ 
ankerung der Einheitsgewerkschaft 
auf und provozierte damit eine Regie¬ 
rungskrise. Der immer stärker in den 
Vordergrund tretende Antikommunis¬ 
mus in der Parteiführung des PS ging 
so weit, dass Soares am 21. März 1975 
in Bonn und anderen Metropolen der 
NATO einen Alarm wegen der angeb¬ 


lich bevorstehenden Machtübernahme 
der Kommunisten auslöste. 

Urte Sperling beschreibt den ge¬ 
samten Verlauf der Revolution, be¬ 
ginnend am 25. April 1974 über die 
Machtübernahme des MFA nach dem 
Rücktritt Spfnolas am 28. September 
1974, den Sozialisierungskurs und sei¬ 
ne Beschleunigung nach dem 11. März 
1975 und die erfolgreiche Gegenoffen¬ 
sive unter Führung des PS nach den 
Wahlen zur Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung. Ihre gesellschaftspolitische 
Analyse bezieht trotz gebotener Ver¬ 
knappung alle Ebenen ein, von den 
Einzelpersönlichkeiten bis zu Schich¬ 
ten und Klassen, von der Ökonomie 
bis zum Überbau und lässt auswärtige 
Beeinflussung nicht außer Acht. Und 
sie lässt den Leser erkennen, dass es 
einen Unterschied zwischen der Herr¬ 
schaft des Volkes (Demokratie) und 
bürgerlichem Parlamentarismus gibt. 
Urte Sperling entlässt uns nach der 
Lektüre ihres Buches mit der Einsicht, 
dass die portugiesische Revolution ei¬ 
nen gewaltigen Stoff für das Nachden¬ 
ken über Künftiges hinterlassen hat. Sie 
selbst hat dafür mit ihrer Dissertation, 
erschienen 1987, ein beachtenswertes 
Beispiel gegeben. 

Dieter Nake 

Urte Sperling: Die Nelkenrevolution in 
Portugal, PapyRossa Verlag, Köln 2014, 
131 Seiten, 9,90 Euro. 
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Karl-Liebknecht-Schule:Am Stadtpark 68 in 51373 Leverkusen 
Beginn am 3. Mai 2014 um 11.00 Uhr 
Ende am 4. Mai 2014 um 13.00 Uhr 

Als Ablauf ist vorgesehen: 

1. Tag, 3. Mai 2014 

Impulsreferat: Tarifpolitische Positionen der DKP 
Aktuelle Tarifrunden / Vernetzung aktuell/zukünftig 

2. Tag, 4. Mai 2014 
BuG-Arbeit in der Partei 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


UZ-Dokumentation 
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Ein Filmzelt auf dem Pressefest 

Geschichten von und mit Kommunistinnen 
treffen aufs Achtelfinale der WM 


F ür ein Filmzelt auf dem Pressefest 
gab es gleich zwei wichtige Anstö¬ 
ße. Der eine kam von Genossin 
Margot Konetzka aus Bremen, die zu 
Recht der Meinung war, dass der Film 
„Verboten - verfolgt - vergessen“ des 
Regisseurs Daniel Burkholz nicht feh¬ 
len dürfe. Der Film über die Opfer des 
Kalten Krieges, die vor allem wegen 
ihres Kampfes gegen die Remilitarisie¬ 
rung der BRD unter Adenauer verfolgt 
wurden, ist eine wichtige Phase unserer 
Geschichte. Bei weitem nicht nur Kom¬ 
munistinnen, aber doch viele, landeten 
in den Knästen und wurden ihrer Rech¬ 
te beraubt. Im Film kommen daher auch 
viele unserer Genossinnen zu Wort - 
wir sehen unsere Genossinnen Gerd 
Deumlich und Rosi Stiffel wieder, die 
vor nicht allzu langer Zeit verstorben 
sind und uns so oft fehlen. Wir sehen 
Ingrid und Herbert Wils, die den Film in 
der letzten Zeit in viele Städte beglei¬ 
tet und die unglaubliche Geschichte vor 


allem auch für Jüngere greifbar und le¬ 
bendig gemacht haben. Im Filmzelt auf 
dem Pressefest werden weitere wichtige 
Filme aus der kommunistischen Bewe¬ 
gung zu sehen sein, darunter zwei Filme 
über das Leben unserer Genossinnen 
und antifaschistischen Widerstands¬ 
kämpferinnen Ettie und Peter Gin¬ 
gold und Emil Carlebach. Doch auch 
die Gegenwart kommunistischer Politik 
hat ihren Platz: Mit dem Film Mietre¬ 
bellen kommt der Filmemacher Mat¬ 
thias Coers aus Berlin nach Dortmund. 
Der Film dokumentiert den Widerstand 
in der Hauptstadt gegen Verdrängung, 
Mieterhöhungen und Zwangsräumun¬ 
gen. Mit Klaus Linder aus der DKP 
Friedrichshain-Kreuzberg kommt auch 
darin ein Genosse zu Wort. Ein weiterer 
Film, eingebracht von der Genossinnen 
der TKP, befasst sich mit den Protesten 
in der Türkei rund um den Gezi-Park 
und die Perspektiven des dortigen Wi¬ 
derstands. Auch der Film „Zucker und 
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Salz - \ 
vier 
Freun¬ 
dinnen leben die ku¬ 
banische Revolution“ unseres Genos¬ 
sen Tobias Kriele soll nicht fehlen. 

Der zweite Anstoß? Der mag pro¬ 
faner sein. Aber wir wollen nicht ver¬ 
gessen: Wir feiern ein Volksfest und 
zeitgleich findet das Achtelfinale der 
Fußball-Weltmeisterschaft in Brasilien 
statt. Die Samstagsspiele können bei 
einem kühlen Bierchen natürlich auch 
bei uns auf dem Pressefest geguckt wer¬ 
den - sogar fachmännisch und politisch 
korrekt kommentiert! 

Wera Richter 


Nur ein Feiertag von vielen? 

Betr.: 1. Mai - Kampftag der 
Arbeiterklasse 

Dieser Tag ist in vielen Ländern ein ge¬ 
setzlicher Feiertag, auch heute! 

Er ist keine „Erfindung“ des „Ost¬ 
blocks“ und schon gar nicht eine der 
DDR. 

Den Heranwachsenden wird die Be¬ 
deutung dieses historischen Tages seit 
der „Wende ‘89“, bewusst vorenthal¬ 
ten. Der 1. Mai ist nicht nur einfach 
der „Tag der Arbeit“ so wie etwa „Tag 
des Denkmals, „Tag des Handballs“, 
„Tag des Glücks“, „Tag der offenen 
Tür“, „Tag der Liebenden“, oder auch 
der „Gebetstag für den Frieden“, der 
„Buß- und Bettag“ und vieler anderer. 
Er ist auch heute noch der Tag der in¬ 
ternationalen Arbeiterklasse. (...) Das 
Heer der Arbeitslosen hat mit Sicher¬ 
heit nicht das Bedürfnis, zu feiern. Die 
von Ausgrenzung Betroffenen kämp¬ 
fen darum, ihren täglichen Lebensun¬ 
terhalt zu bewältigen, Demütigungen 
und soziale Ächtung - nicht nur im 
Jobcenter - zu ertragen. Die Mecha¬ 
nismen jener sozialen Ächtung, wie 
z.B. das Unterlassen von Begrüßung 
und Blickkontakt, Nicht-Reagieren 
auf Fragen oder Bemerkungen, Ge¬ 
spräche einfach durch Ignoranz been¬ 
den, unwilliges Beiseite-Schieben von 
mitgebrachten Dokumenten, „wegwi¬ 
schende“ Handbewegungen, das Hin- 
und Herschicken durch die Flure der 
Arbeitslosenverwaltung, ständige An¬ 
drohungen von Sanktionen, das Aus¬ 
bleiben von Entschuldigungen bei ihrer 
Rücknahme, wenn sich Sanktionen als 
sachlich falsch erwiesen, funktionieren 
im krassen Widerspruch zur menschli¬ 
chen Würde (...). 


Es reicht nicht, sich nur an diesem Tag 
auf eigene Faust gegen die oben ge¬ 
nannten Auswirkungen des Kapita¬ 
lismus und seines Staatsapparates zu 
empören, sondern genauso wichtig ist 
gemeinsamer Protest gegen den alltäg¬ 
lichen Rassismus, den immer mehr auf¬ 
keimenden Militarismus und Faschis¬ 
mus, die Verharmlosung von Kriegen 
und Weltwirtschaftskrisen ... 

Der 1. Mai muss Sinnbild werden für 
ein konsequentes Verbot der Bespitze¬ 
lung und Datenüberwachung, für den 
ökonomischen und politischen Gene¬ 
ralstreik, für ökologischen Umgang mit 
natürlichen Ressourcen, für die inter¬ 
nationale Solidarität und die Überwin¬ 
dung des Kapitalismus, der die Ursache 
für das zunehmende Gefälle zwischen 
arm und reich ist. (...) Dieser Tag muss 
das Signal für den Aufbruch aller Völ¬ 
ker der Welt werden. 

Peter Dornbruchy Zapel 

Irrungen und Wirrungen? 

Betr.: Gastkolumne von Georg 
Fülberth, UZ vom 11 . 4 . 2014 , S. 8 

Fülberth irrt und verwirrt gleicherma¬ 
ßen. (...) Erstens. Die Analogie, die 
Fülberth zwischen der Situation von 
1914 und der heutigen herstellt, ist 
falsch, und stützt sich zu Unrecht auf 
Lenin. Warum? Weil es heute in der 
ukrainischen Frage nicht um innerim¬ 
perialistisches Gerangel geht, sondern 
um die höchstgradig aggressive Oster¬ 
weiterung des aggressivsten Kerns des 
US-Hegemonialsystems: der Nato. Die 
kommunistische Linie, die daraus folgt, 
ist Kampf gegen die Nato und ihre ag¬ 
gressive Erweiterung. So jedenfalls 
steht es völlig richtig in der „Gemein¬ 
samen Erklärung von 52 kommunis¬ 


tischen Parteien“. Muss man Fülberth 
wirklich darauf aufmerksam machen, 
dass Kampf gegen die Nato noch längst 
nicht „Parteinahme“ für das kapitalis¬ 
tische Russland bedeutet, sondern 
die faktische Existenz einer gegen die 
Nato gerichteten strategischen Allianz 
des kapitalistischen Russlands und des 
internationalen Kommunismus? Zwei¬ 
tens. Allianzen des internationalen 
Kommunismus mit Fraktionen der im¬ 
perialistischen Bourgeoisie sind nicht 
neu. Ich will nicht meinerseits eine un¬ 
historische und deshalb falsche Analo¬ 
gie zur Lage von 1939 und vor allem 
von 1941 aufstellen. Jedoch darf man 
sich erinnern, dass es einen VII. Welt¬ 
kongress der KI gab, eine Volksfront¬ 
taktik und schließlich ein im Anti-Hit- 
ler-Pakt organisiertes imperialistisch¬ 
kommunistisches Bündnis gegen die 
zur Weltherrschaft strebende extrem 
reaktionäre und aggressive deutsch- 
italienisch-japanische Achse. Der US- 
Imperialismus mit seinen Vasallen ist 
kein Faschismus, aber er strebt in ag¬ 
gressivster Weise zur uneingeschränk¬ 
ten Weltherrschaft. Das ist ein mehr als 
ausreichender Grund für strategische 
Allianzen mit davon betroffenen kapi¬ 
talistischen oder halbkapitalistischen 
Staaten wie Russland und China. 

Wolf gang Schmidt/Lamontjoie 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 26 . APR 


Essen: 1. Mai - Feier der DKP Essen, Poli¬ 
tische Lieder von und mit Kai Degenhardt. 
Bürgerhaus Oststadt, Schultenweg 37-41, 
Beginn: 19.00 Uhr, Einlass: 18.30 Uhr. 

Gießen: Maiveranstaltung der DKP Gießen, 
mit Beiträgen von Helmut Appel, Michael 
Beltz und Andreas Goerke, sowie Musik von 
Achim Bigus. Cafe Amelie, DGB-Haus, Wall- 
torstr. 17,19.00 Uhr. Eintritt frei, Unkosten¬ 
beitrag erwünscht. 

Konstanz: „Die Krise und der Euro - Kann 
die EU reformiert werden?“ Diskussions¬ 
veranstaltung der Partei „Die Linke“ Kreis¬ 
verband Konstanz und der DKP Hochrhein- 
Bodensee mit Lucas Zeise. Hotel „Graf Zep¬ 
pelin“ ,15.00 Uhr. 

Recklinghausen: „Nie wieder Faschis¬ 
mus - Nie wieder Krieg!“ Mahngang der 
WN/BdA zum Gedenken an den 81. Todes¬ 
tag von Albert Funk zum Polizeipräsidium 
Recklinghausen. Altstadtmarkt, 13.00 Uhr. 

Neuss: Straßenfest der Portugiesischen KP 
anlässlich des 40. Jahrestages der Nelken¬ 
revolution. Neuss, Münsterstraße 14 (nahe 
Quirinus-Münster), ab 11.30 Uhr. 

Köln: Rote Maifeier der DKP Köln und des 
AK Betriebs- u. Gewerkschaftsarbeit der 
DKP Rheinland-Westfalen. Halle-am-Rhein 
(SSM e.V.), Am Faulbach, Köln-Mülheim, ab 
15.00 Uhr. 


WO ★ 26.-27. APR| 


Leverkusen: Wochenendseminar der Karl- 
Liebknecht-Schule. Die imperialistische 
Struktur der Europäischen Union; Referent: 
Andreas Wehr 

Weitere Informationen und Anmeldung un¬ 
ter www.karl-liebknecht-schule.org. Be¬ 
ginn Samstag um 10.30 Uhr. 


SO ★ 27 . APR 


Karlsruhe: „Der unbekannte Weltkrieg 
und politisches Kabarett mit .Krisenstim¬ 
mung““, Mai-Vorfeier der DKP. Walhalla, 
Augartenstraße 27,17.00 Uhr. 

Münster: „40 Jahre Nelkenrevolution in 
Portugal“, gemeinsame Veranstaltung von 
DKP und der Kommunistischen Partei Por¬ 
tugals (PCP). Sportzentrum Münster-Kin¬ 
derhaus, 16.00 Uhr. 


MO ★ 28 . APR 


München: „Ja zum Europa der Solidari¬ 
tät und des Widerstands gegen die EU“, 
Veranstaltung des Betriebsaktivs der DKP 
München und SDAJ München mit Lucas 
Zeise zur EU-Wahl. Gaststätte Bürgerheim, 
Bergmannstraße 33,19.00 Uhr. 


Dl ★ 29 . APR 


Ansbach: „JA zum Europa der Solidarität 
und des Widerstandes!“ Wahlkampfveran¬ 


staltung der DKP mit Lucas Zeise. Hotel am 
Platengarten, Promenade 30,19.30 Uhr. 

Stuttgart: „Freihandelsabkommen EU - 
USA: Freibrief für grenzenlose Konzernwill¬ 
kür!“ Informationsveranstaltung der DKP zur 
Europawahl mit Olaf Harms, Sekretär beim 
Parteivorstand der DKP. Linkes Zentrum Lilo 
Herrmann, Böblinger Straße 105,19.00 Uhr. 

Schorndorf: „Europa am Scheideweg“, 
Vortrag und Diskussion mit Leo Mayer, ISW. 
DGB-Vormaiveranstaltung, unterstützt vom 
Forum Politik in der Manufaktur. Club Manu¬ 
faktur, Hammerschlag 8,19.30 Uhr. 

Darmstadt: Bürgersprechstunde zur EU- 
Wahl mit Rainer Keil, Kandidat der DKP. 
Bürgerhaus in Kranichstein (Seminarraum), 
17.00 Uhr bis 19.00 Uhr. 


DO ★ 1 . MAI 


Essen: Internationales Kulturfest auf der 
Zeche Carl unter dem Motto „Für Frieden - 
Sozial, global, vor Ort“, u.a. großer Infor¬ 
mations- und Cocktailstand der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. mit dem 
Schwerpunkt FREIHEIT FÜR DIE MIAMI 5. 
Informationen, Diskussionen, Unterhaltung. 
Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 100, 
Beginn: 13.00 Uhr. 

Krefeld: Straßeninfocafe der DKP-Linker 
Niederrhein auf dem Gewerkschafts- und 
Familienfest des DGB Krefeld. Krefelder 
Stadtgarten, ab 11.30 Uhr. 

Köln: DKP-Infozelt auf der Maikundgebung 
der Gewerkschaften. Heumarkt, 10.00 Uhr 
bis 15.30 Uhr._ 

Recklinghausen: Infostand der DKP zum 
1. Mai und Eröffnung der Ruhrfestspiele. 
Dorstener Straße, Zugang zum Festspiel¬ 
haus, 11.00 Uhr bis 17.30 Uhr. 


FR ★ 2 . MAI 


München: „Grenzenlos solidarisch - für 
ein Europa von unten!“ Veranstaltung der 
Europäischen Linken in München mit Gi- 
orgos Chondros (Syriza, Griechenland), Ju¬ 
dith Benda (Mitarbeiterin der Europäischen 
Linken in Brüssel und Mitglied im Partei¬ 
vorstand „Die Linke“) und politischem Ka¬ 
barett. Kulturzentrum Neuperlach (Einlass 
ab 18:30), Hanns-Seidel-Platz 1,19.00 Uhr. 


MO ★ 5 . MAI 


Hamburg: „Rüstungskonversion - wich¬ 
tig, aber schwierig zu machen“ Öffentlicher 
Gruppenabend der DKP Langenhorn-Fuhls¬ 
büttel. Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter 
Landtraße, 19.00 Uhr. 

Minden: „Europa am Scheideweg. Brau¬ 
chen wir mehr Europa? Weniger Europa? 
Ein anderes Europa?“ Veranstaltung der 
DKP Minden mit Leo Mayer. BÜZ-Mehr- 
zweckraum, 19.30 Uhr. 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 
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Alfredo Bauer: 
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Geschichte 
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(Buch, 450 S.) 


□ 
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